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KOMMENTAR

DIE ROLLE DES 
NEINSAGERS

D ie Gemeinden Österreichs sind alles andere als Reform-Verweigerer. 
Im Gegenteil, ohne einschneidende Veränderungen hätten sie es nie 
geschafft, einerseits die stets wachsenden Aufgaben (von der Kin-

derbetreuung bis zur Pflege und Integration von Asylanten) zu bewältigen, 
andererseits auch ihre Haushalte in Ordnung zu halten und Investitions-
motoren zu sein. Aber das erscheint zu wenig spektakulär, und deshalb 
wird immer wieder versucht, die Gemeinden in die Rolle des Verweigerers 
und Neinsagers zu treiben. Die Methode dazu ist ganz einfach: Man stellt 
Forderungen und Wünsche auf, die zwar auf den ersten Blick populär oder 
besser populistisch klingen - wie etwa gleiches Haushaltsrecht, mehr 
Transparenz, mehr und bessere Kinderbetreuung –, aber in der Folge für 
die Gemeinden und damit die Bürger gewaltige Kosten und vor allem mehr 
Zentralismus bedeuten. Und so werden fast wöchentlich neue Forderun-
gen an die Gemeinden ausgerichtet, ohne die Folgen zu berücksichtigen. 
Die Beratungen zum Finanzausgleich bieten dazu eine gute Bühne. Da 
werden sündteure Studien in Auftrag gegeben, da werden von sogenannten 
Experten, die noch nie den Boden eines Gemeindeamtes betreten haben, 
ganze Schwarten von Gutachten erstellt, die eines zum Ziel haben, die 
Gemeinden in ihrer Kompetenz und Wirtschaftlichkeit zu beschneiden. 
Und wenn dann die Gemeinden oder ihre Interessenvertreter laut nein 
sagen, dann werden sie als Reformverweigerer und ständige Neinsager 
verunglimpft. So nach dem Motto „irgend einmal müssen sie doch auch ja 
sagen“. Nur wird diese Taktik nicht aufgehen, weil eine Schwächung oder 
weitere Belastung der Gemeinden das einzig starke Fundament des Staates, 
wie es derzeit die Gemeinden noch sind, zerstören würde. Um das zu ver-
hindern, lassen wir uns gerne als Neinsager denunzieren. Auch wenn die 
Gemeinden es sind, die ständig vernünftige Vorschläge einbringen, die die 
Sacharbeit über parteipolitisches Geplänkel stellen, die ihre Arbeit ständig 
den Bedürfnissen der Bürgerinnen und Bürger anpassen und Lösungen er-
arbeiten, die bürgernah und praktikabel sind. In der großen Öffentlichkeit 
ist das zu wenig interessant, aber das wissen die Bürgerinnen und Bürger 
umso mehr zu schätzen. 

HELMUT MÖDLHAMMER
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes.  

 helmut.moedlhammer @gemeindebund.gv.at

WENN DIE GEMEINDEN 
LAUT NEIN ZU DEN  

FORDERUNGEN  
SOGENANNTER EXPERTEN 

SAGEN, DANN WERDEN 
SIE ALS REFORM- 

VERWEIGERER UND 
STÄNDIGE NEINSAGER  

VERUNGLIMPFT.“
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Vernetzungstreffen 
zeigen Lösungen auf
Rund 250 Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister arbeiteten in drei  
Vernetzungstreffen auf eine Lösung der 
Unterbringungsfrage hin

Liebe Leserin,
lieber Leser,

Landauf, landab 
wird in Gemein-
den überlegt, 
wie man Flücht-
linge, die man 
aufgenommen 
oder zugeteilt 
bekommen hat, 
unterbringen 

kann. Denn viele Gemeinden haben 
keine leerstehenden Gebäude, was 
aber von den für die Zuteilung Ver-
antwortlichen in Bund und Land oft 
geflissentlich ignoriert wird. 
Klar ist: Es muss Wohnraum geschaf-
fen werden. Das haben auch die 
Vernetzungstreffen, die der Gemein-
debund organisiert hat, gezeigt. 
Innovative Unternehmen haben ihre 
Chance erkannt und bieten bereits 
eine Reihe von interessanten Model-
len, um das Problem zu mildern. Das 
Spektrum reicht von rasch aufstell-
baren Containerlösungen bis zu 
energieeffizienten und nachhaltigen 
Holzbauten. 
All diese Bauten brauchen aber 
Platz. Das Beste wäre natürlich, 
einzelne Gebäude für maximal 20 
Bewohner innerhalb des Ortes zu 
errichten, um eine bestmögliche In-
tegration zu erreichen. Es wird wohl 
nicht möglich sein, in allen Kom-
munen des Landes zentrumsnahe, 
kleine Quartiere zu finden oder zur 
errichten, aber trotzdem ist der Ge-
danke bestechend. Wenn in jeder der 
2100 österreichischen Gemeinden 
nur zwei Häuser für je 15 Flüchtlinge 
errichtet werden könnten, würde 
man 63.000 Menschen unterbringen. 
Wenn dann nur ein Teil der bereits 
bestehenden Quartiere aufrechter-
halten bleibt, wäre das Unterbrin-
gungsproblem gelöst.

/ 28
Was ist neu, 
was ist ...
... Routine bei der Bundes-
präsidentenwahl 2016?

Michael Zimper,
Geschäftsführer Kommunal-Verlag
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Die Zahl der Asylquartiere in Gemeinden steigt  
rasant an. Das freiwillige Engagement, das derzeit 
die wesentliche Säule der Integration ist, darf man 
aber nicht überstrapazieren.

Ö sterreich wächst aufgrund der 
Zuwanderung stärker als erwartet. 
2015 zogen 115.000 Personen nach 
Österreich. Das ist ein Plus von 
1,3 Prozent. Derzeit hat Österreich 

knapp 8,7 Millionen Einwohner, prognostiziert 
waren für 2016 8,6 Millionen. Damit liegt das 
Bevölkerungswachstum deutlich über dem der 
letzten Jahre. 2014 beispielsweise betrug der 
Bevölkerungszuwachs trotz beginnender Flücht-
lingswelle lediglich 0,91 Prozent beziehungswei-
se 77.140 Personen. 

Obwohl unser Land bereits in der Vergangen-
heit größere Zahlen an Asylanträgen bewältigt 
hat (150.000 Asylanträge nach dem Aufstand 
in Ungarn 1956), hat die aktuelle Zuwande-
rungswelle einen großen Unterschied: Sie lässt 
sich nicht auf ein einmaliges Ereignis zurück-
führen und es handelt sich nicht um Menschen 
aus unseren Nachbarländern bzw. ehemaligen 
Kronländern, die sich aufgrund der ähnlichen 
Geschichte leichter integrieren ließen. 

Die Gemeinden sind dabei in vielerlei Hin-
sicht gefordert und dürfen für die Versäumnisse 
der Bundes- und Landesregierungen auch noch 
geradestehen. Die Kommunen und vor allem 
die Bürgermeister/innen müssen medial als 
Prügelknaben herhalten, wenn es um fehlen-
de Quartiere geht. Dabei gab es im September 
2014, als die Innenministerin das erste Mal die 
Gemeinden zur Unterstützung bei der Asylquar-
tiersuche aufrief, noch keine Übersicht, welche 
Anforderungen es für Quartiere gibt – und das 
obwohl der Gemeindebund dies mehrmals bei 
den Krisensitzungen gefordert hatte. Bis heute 
haben noch nicht alle Bundesländer eine Home-

page mit den gesammelten Informationen zur 
Quartierbereitstellung. 

Wie wichtig eine Informationsübersicht ist, 
sieht man am Beispiel Vorarlberg. Dort wurde in 
Zusammenarbeit zwischen Land, Gemeindever-
band und der Caritas eine Homepage aufgesetzt, 
die alle Informationen – egal ob für die Gemein-
de, den Bürger oder die Wirtschaft – bereitstellt. 
Dies hat zweifelsohne dazu beigetragen, dass in 
Vorarlberg von 96 nur mehr in acht Gemeinden 
keine Asylquartiere gefunden werden konnten.

Ähnlich schwierig war es anfangs mit der 
bevorzugten Quartiergröße: Erst in der zweiten 
Hälfte des Jahres 2015 wurden auch kleinere  
Quartiere akzeptiert. Ein ganzes Jahr hat es 
gedauert, bis mit Oberösterreich, Salzburg und 
Vorarlberg die ersten Bundesländer die Vor-
schriften gelockert haben, aufgrund derer die 
Mehrzahl der angebotenen Quartiere abgelehnt 
wurden. Selbst ehemalige Hotels, in denen 
wenige Monate davor noch Gäste nächtigten, 
waren auf einmal nicht mehr „gut genug“ für die 
Asylwerberunterbringung, weil sie nicht mehr 
den aktuellen Bau- und Sicherheitsstandards 
entsprochen haben. Auch dass die wenigsten 
Gemeinden selbst nicht ad hoc Wohnraum zur 
Verfügung stellen können, weil sie in der Regel 
über keine geeigneten Gebäude verfügen, wird 
von den Medien oft ignoriert.  

Am Ende sind es dennoch die Gemeinden und 
ihre Bürger, die für Lösungen sorgen. Als endlich 
die Vorschriften gelockert und auch kleinere 
Quartiere angenommen wurden, stieg die Zahl 
der aufnehmenden Gemeinden rasant an. Gab 
es am 26. August 2015 erst 747 Gemeinden, die 
Asylquartiere bereitstellten, stieg die Zahl inner-

LEITARTIKEL

GEMEINDEN NICHT  
ÜBERFORDERN

Die Bürger 
leisten die 
Mehrzahl der 
Deutschkurse, 
sorgen bei 
Problemen für 
Unterstützung, 
integrieren die 
Flüchtlinge in 
Vereinen und 
sie tragen 
wesentlich 
zur Akzep-
tanz der 
Flüchtlinge 
in der Bevöl-
kerung bei.“ 
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halb von fünf Monaten um 572 auf 1319 Gemein-
den. Damit bringen 63 Prozent - und somit fast 
zwei Drittel - aller Gemeinden Asylwerber unter.

Anders als in den Großquartieren sind es in 
den kleinen Einheiten die Bürger, die Betreuung 
und Integration der Flüchtlinge übernommen 
haben. Sie leisten die Mehrzahl der Deutsch-
kurse, sorgen bei Problemen für Unterstützung, 
integrieren die Flüchtlinge in Vereinen und sie 
tragen wesentlich zur Akzeptanz in der Bevölke-
rung bei. Die Bürgermeister und Gemeindeman-
datare erfahren oft erst durch die Medien von der 
Unterbringung in Asylquartieren und motivieren 
trotzdem durch großen persönlichen Einsatz die 
Bevölkerung so weit, dass sie mithilft, diesen 
Menschen wieder eine Heimat zu geben. 

Die Gemeinden sind aber nicht nur bei der 
Bereitstellung von Asylquartieren gefordert. 
Die größte Aufgabe der nächsten Jahre werden 
die soziale und wirtschaftliche Integration der 
Zugewanderten sowie die Wohnraumschaffung 
sein. Bereits jetzt steigen die Kosten im Sozial-
bereich massiv an. 2014 zahlten die Gemeinden 
6,3 Prozent bzw. 97 Millionen Euro mehr in den 
Sozialtopf als noch 2013. Für 2015 erwarten wir 
noch viel größere Zuwächse. International gese-
hen lag Österreich damit bereits im Spitzenfeld 
und weit über dem OECD-Schnitt. 

Oberste Priorität muss jetzt sein, diesen per-
sönlichen Einsatz in den Gemeinden nicht über-
zustrapazieren. Dazu tragen hoffentlich auch die 
beim Asylgipfel beschlossenen Maßnahmen wie 
die Obergrenze bei. Die Gemeinden müssen mit 
einer Vielzahl an Maßnahmen bei den Integrati-
onsbemühungen unterstützt werden. Hier muss 
jede Ebene ihre Aufgaben bestmöglich wahr-
nehmen, sonst werden wir diese Hürde nicht 
nehmen können. Und in besonderem Maße ist 
auch die EU-Kommission gefordert. Sie muss für 
Lösungen an den europäischen Außengrenzen 
sorgen und nicht, wie kürzlich Deutschland, 
jene Mitgliedstaaten, die den Großteil der Last 
tragen, für ihre Asylsysteme kritisieren. 

HR DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär des Österreichischen Gemendebundes  

 walter.leiss @ gemeindebund.gv.at
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US-Regierung klagt Kleinstadt  
Ferguson wegen Rassismus an
Das US-Justizministerium hat eine 
Klage gegen die Kleinstadt Ferguson 
angekündigt, da sie nach dem Tod 
des schwarzen Jugendlichen Michael 
Brown eine Polizei- und Justizreform 
verweigert. Der Stadtrat von Fergu-
son im US-Bundesstaat Missouri hat 
demnach nach 26 Wochen „mühsa-
mer Verhandlungen“ ein 131 Seiten 
langes Papier über die notwendigen 
Reformen unter Verweis auf die Kosten 
einstimmig abgelehnt, so Justizminis-
terin Loretta Lynch. Der Stadtrat des 
21.000-Einwohner-Vororts von St. 
Louis habe die Entscheidung in dem 
Bewusstsein getroffen, dass dies eine 
Klage nach sich ziehen werde. Die 
Einhaltung der Verfassung dürfe keinen 
„Preis“ haben. Eine Untersuchung des 
Justizministeriums hatte den örtlichen 

Beamten Rassismus und übertriebene 
Gewaltanwendung gegen Schwarze 
zur Last gelegt. In dem Papier heißt es 
unter anderem, die Stadt verpflichte 
sich, die Tätigkeit von Polizei und Justiz 
auf die „öffentliche Sicherheit“ statt auf 
„Umsatzgenerierung“ zu konzentrieren. 
Die Tötung des 18-jährigen Schwarzen 
Michael Brown durch einen weißen 
Polizisten im August 2014 hatte über 
Ferguson hinaus teils gewaltsame Pro-
teste und eine landesweite Diskussion 
über Rassismus ausgelöst.Der damalige 
Justizminister Eric Holder hatte der 
Stadt vorgeworfen, die Sicherheitskräfte 
zu benutzen, um ihre Einkünfte zu stei-
gern, statt für Ordnung zu sorgen.

 diepresse.com/panorama 

Österreich wird in den 
nächsten Jahren rund 25 Milliar-
den Euro in Infrastrukturprojek-
te investieren. Ich weiß, dass 
diese Infrastrukturprojekte 
wichtige Partner in den Gemein-
den, Städten und Bundesländern 
haben. Gemeinsam investieren 
wir vor allem in strategisch 
wichtige Netze als 
Grundlagen für die 
Entwicklung von 
Wirtschaft und 
Industrie. 

Gerald Klug,  
Verkehrsminister

 
Ich nehme gerne neue 

Herausforderungen an. Mein 
neues Ressort dient der sozialen 
Sicherheit und ist damit das 
wichtigste Sicherheitsministeri-
um. Es ist eine gesamteu-
ropäische Aufgabe, 
mehr Investitionen in 
den öffentlichen 
Bereich zu lenken.

Alois Stöger,  
Sozialminister

Ich bekenne mich zum 
föderalen Prinzip und zur Rolle 
des Bundesrats. Die derzeitigen 
Herausforderungen sind nur in 
Zusammenarbeit zu bewältigen. 
Die Bewältigung der Migrations-
bewegungen betrifft auch das 
Verteidigungsressort. Bei allen 
Maßnahmen muss die Wahrung 

der Rechtsstaatlichkeit 
immer die höchste 
Maxime sein.

Hans Peter Doskozil, 
Verteidigungsminister

 ANGESAGT 

DAS WORT HAT ...

KOMPLETTES DORF BOYKOTTIERT PRÄSIDENTENWAHL IN PORTUGAL

Ganz Portugal hat Mitte Jän-
ner einen neuen Präsidenten 
gewählt – bis auf ein kleines 
Städtchen. Im 2000-Seelen-
Dorf Muro ging nach einem 
Bericht auf ORF-Online 
niemand wählen, um gegen 
den fehlenden Anschluss 
der Gemeinde an das Stra-
ßenbahnnetz von Porto zu 
protestieren. „Die Wahllokale 
waren von 8.00 bis 11.00 Uhr 

geöffnet, das ist das rechtliche 
Minimum, aber kein einziger 
Wähler ist gekommen“, sagte 
Bürgermeister Carlos Martins.
Die portugiesische Bahnge-
sellschaft fährt Muro schon 
seit 2002 nicht mehr an. Das 
Dorf liegt etwa 15 Kilometer 
von Porto, der zweitgrößten 
Stadt des Landes, entfernt. Es 
sei „unmöglich“ geworden, 
sich fortzubewegen, klagte 

etwa Maria Dolores Viveiro, 
eine 62-jährige arbeitslose 
Händlerin: „Es ist kompliziert, 
um zum Arzt zu kommen, die 
Kinder zur Schule zu bringen 
und arbeiten zu gehen.“
Aus demselben Grund hatten 
die Einwohner von Muro, von 
denen rund 1600 wahlberech-
tigt sind, bereits die Präsi-
dentschaftswahl 2011 und die 
Europawahl 2014 boykottiert.

  INTERNATIONAL  

DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN

QUELLE: Parlamentskorrespondenz Nr. 113, 11.02.2016
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 KOMMUNAL VOR 25 JAHREN 
 
AUS UNSEREM ARCHIV

Ein Gemeindetag ist immer auch ein „Lostag“
In der ersten Ausgabe des Kommunal-Jour-
nals im Jahr 1991 griff der damalige Gene-
ralsekretär Robert Hink ein ganz spezielles 
Thema auf: Die Bedeutung der Österrei-
chischen Gemeindetage. Wörtlich schrieb 
er damals: „Die Österreichischen 
Gemeindetage sind nicht nur Wil-
lenskundgebungen, sondern – im 
besten Sinn des Wortes – auch 
Demonstrationen der Macht, 
der Bedeutung und des Ein-
flusses der Gemeinden. Ohne 
funktionierende Gemeinden gibt 
es kein funktionierendes Leben in 
einem Staat, ist ein Staat überhaupt 
nicht möglich.“ 

Hink argumentiert 1991 weiter, dass die 
Themen der jeweiligen Gemeindetage 
gleichzeitig auch die zentralen kommuna-

len Anliegen sind, die aufgrund der Wil-
lenskundgebung beim Gemeindetag auch 
verstärkt ins Bewusstsein einer breiten 
Öffentlichkeit treten. 1991 hieß das Ge-
neralthema „Gemeindeautonomie und 

Finanzhoheit“ – ein damals wie heute 
– zeitloses Thema. Er fasste die 

Bedeutung wie folgt zusammen: 
„Österreichische Gemeindetage 
sind Lostage für die weitere 
kommunale Entwicklung in 
diesem Staat.“

Und er betonte auch die gesell-
schaftspolitischen Auswirkuzngen 

der Gemeindetage. Dass sich Bürgermeister 
und Gemeindevertreter aus ganz Österreich 
treffen, sich austauschen und Erfahrungen 
vergleichen können, sei einer der wichtigs-
ten Vorteile der Gemeindetage.

Termin
Details zum 63.  
Österreichischen  
Gemeindetag mit der  
KOMMUNALMESSE 
2016 finden Sie auf den 
Websites  
 
www.gemeindebund.at/
gemeindetag oder  
www.gemeindetag2016.at 
oder auf  
www.kommunal.at
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WER VERSTEHT 
UNSERE KOMMUNALEN 
PROJEKTE? UND NICHT 
NUR BAHNHOF.
EINE BANK.
Feuerwehrhäuser. Amtshäuser. Festspielhäuser. Als Bank des 

Landes Niederösterreich sind wir der Spezialist für Finanzie-

rungen der öffentlichen Hand. Weil wir wissen, was hinter Ihren 

Projekten steckt, sind Lösungen nach Maß für uns selbstver-

ständlich. Unsere ganzheitliche Begleitung reicht von der Be-

darfsanalyse bis zur professionellen Abwicklung und Umsetzung 

Ihres Projektes. 

Über effektive Finanzierungskonzepte aus einer Hand infor-

miert Sie gerne der Leiter Public Finance, Wolfgang Viehauser,  

+43(0)5 90 910-1551, wolfgang.viehauser@hyponoe.at. 

Ihre HYPO NOE. Daheim, wo Sie es sind.

PubFin_215x131.indd   1 10.02.16   12:16



Im Mai 2016 haben die Mitgliedstaaten der EU vor, 
im Rahmen der Präsidentschaft der Niederlande in 
Amsterdam einen Pakt von Amsterdam zu beschlie-
ßen, in dem eine EU-Urban-Charta errichtet wird.

Idee der Charta ist es, dass die EU die 
2020-Ziele im Hinblick auf Umwelt und 
Wettbewerbsfähigkeit nur dann erreichen 
können wird, wenn auch die kommunale 
Ebene ins Boot geholt wird. 

Eine öffentliche Konsultation hat ergeben, 
dass eine EU-Urban-Agenda Städten, aber auch 
Gemeinden bei ihrer jeweiligen Aufgabenerfül-
lung helfen soll. Ausgehend von den Ergebnissen 
der Konsultation hat die Kommission Anfang des 
Jahres 2016 einen Entwurf verschickt, der eine 
Konzentration auf jene Maßnahmen vorschlägt, 
wo ein starker Effekt erwartet wird. Unter dem 
Schlagwort von „Smart Cities“ wird dabei her-
vorgehoben:

˹˹ Energie- und Klimapolitik, Einsatz neuer 
Technologien,

˹˹ bessere Koordinierung von EU-Strategien mit 
„urbanem“ Bezug,

˹˹ Straffung bestehender Initiativen, Bürger-
freundlichkeit und Effizienz,

˹˹ kommunales Wissensmanagement.

Es war und ist der Wunsch der kommunalen 
Interessensverbände, dass sich alle EU-Rechts-
akte und Strategien stärker an der kommuna-
len Praxis orientieren sollen, die Kommission 
bekennt sich dazu auch in einem Arbeitspapier. 
Hierzu muss man freilich anerkennen, dass ein 
praktisches Verständnis der Subsidiarität an-
klingt, ein Bekenntnis zu einer neuen Kultur der 
Konsultation der EU-Organe mit den Kommu-
nen. Es scheint aber, als hätten sich hier die gro-
ßen Städte mit der Urban-Agenda wieder einmal 
eine eigene Spielwiese ausgerollt und die kleinen 
Gemeinden zu Statisten degradiert. Schon allein 

die Begrifflichkeit wird zum Problem. Der bis 
zum Vorjahr zuständige Kommissar Johannes 
Hahn hat die Urbane Agenda eher als Geste für 
die großen Metropolitanregionen verstanden, 
seine Nachfolgerin Corinna Creţu aus Rumänien 
meint, dass urbane Tugenden auch von mittleren 
und kleinen Gemeinden geübt werden müssen, 
gerade dort muss man Wirtschaftsstandorte he-
gen und pflegen; in Agglomerationen schießen 
sie wie von selbst aus dem Boden.

Das neue Papier der Kommission ist weder 
Fisch noch Fleisch, es spricht von der Wichtig-
keit der Konsultation zwischen EU, den Natio-
nalstaaten und den urbanen Räumen. Gleich-
zeitig werden in den Zielen des neuen Entwurfs 
aber ausdrücklich auch mittlere und kleine 
Gemeinden genannt; die Kooperation zwischen 
Agglomerationen und „funktionalen Räumen“ 
wird als wichtig erachtet. Gleichwohl vermeidet 
man damit geflissentlich den Begriff „Ländlicher 
Raum“. Es darf nicht unerwähnt bleiben, dass 
in bisherigen Papieren immer wieder eine vom 
Gemeindebund bekämpfte Mindestgröße von 
Städten für Direktförderungen kursierte. Diese 
lag bei 50.000 Einwohnern, also nicht gerade 
repräsentativ für unser Land. Freilich spielen 
Städte eine wichtige Rolle in der Entwicklung 
der Wirtschaft, aber es geht darum, allen Bür-
gern möglichst gleiche Lebensverhältnisse zu 
ermöglichen, wo immer sie auch wohnen.  

HOFRAT MAG. NICOLAUS DRIMMEL  
ist Leiter der Abteilung Recht & Internationales im  
Österreichischen Gemeindebund 

 nicolaus.drimmel @ gemeindebund.gv.at

KOMMENTAR

URBAN AGENDA, 
ZWEI-KLASSEN-AGENDA?

„WO IMMER SIE 
AUCH WOHNEN“

Im alten Rom wurden 
Edikte und Gesetze, 
die das gesamte Reich 
angingen, so formuliert, 
dass sich alle angespro-
chen fühlten. Dies spie-
gelt sich in der Rede-
wendung „urbi et orbi“. 
Die Gesetze sollten bis 
ins letzte Municipium 
oder die entlegenste 
Villa (Weiler) dringen. 
Wir sehen etwa am 
Beispiel der Baukultur, 
dass auch die kleinsten 
Gemeinden urbane 
Tugenden entwickeln 
können und müssen. 
Eine Urbanagenda 
sollte daher auch keine 
Agglomerationsagenda 
werden und sich ihrer 
Einseitigkeit entledigen.
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VERHANDLUNGEN ZUM FINANZAUSGLEICH NEU  

Nicht die großen Brocken aus den Augen verlieren
Die nun bereits 10 Monate laufenden Verhand-
lungen zur 2007 vereinbarten grundsätzlichen 
Reform des Finanzausgleichs könnten in den 
nächsten Wochen an einen Wendepunkt gelan-
gen. Bisher wurde in großer Breite von Themen 
und Arbeitsgruppen nicht selten auch über re-
alpolitisch nicht umsetzbare Vorschläge disku-
tiert. Die Zielsetzungen des Bundes sind neben 
einer Vereinfachung der Finanzausgleichsre-
geln auch eine Erhöhung der Abgabenautono-
mie und der aufgabenorientierte Finanzierung. 
Bisher gibt es kaum greifbare Ergebnisse. Und 
das gerade einmal 4 Monate vor dem vom 
BMF geforderten Einigungstermin. Mitte März 
wird nun die Politik gefragt sein, eine Leitlinie 
für die weiteren Verhandlungen vorzugeben. 
Diese sollte eigentlich lauten, sich auf die 
wichtigen Brocken, also die Kostentreiber und 
großen Problemlagen, zu konzentrieren, diese 

entsprechend aufzuarbeiten und sich nicht in 
akademischen Diskussionen zu verzetteln oder 
gar in Abenteuer zu stürzen, wie in eine Mit-
telzuteilung nach Ausgaben anstatt Aufgaben 
oder einen Steuerföderalismus. 
Die nachstehende Abbildung zeigt einige dieser 
Kostentreiber, wie die Kinderbetreuung und 
den Pflichtschulbereich, den Bereich Soziale 
Wohlfahrt, der auch die großen Brocken Min-
destsicherung und Pflege umfasst, sowie den 
Gesundheitsbereich. Die Kostendynamik wird 
sich hier aufgrund der Bevölkerungsalterung, 

des medizinischen Fortschritts, der ungebro-
chenen Wut des Bundesgesetzgebers, noch 
höhere Standards und Ausbildungsniveaus 
festzuschreiben (grauer Finanzausgleich) und 
nicht zuletzt der aktuellen Migrationsbewegun-
gen noch teils deutlich verstärken.
Viele Gemeinden haben mittlerweile massive 
Probleme, diese Pflichtaufgaben der Daseins-
vorsorge zu finanzieren und die Infrastruk-
tur aufrechtzuerhalten. Häufig gehen diese 
Probleme auch mit Strukturschwäche und 
Bevölkerungsrückgang einher, was auch nicht 
mit Zusammenlegungen zu lösen ist. Bund, 
Länder und Gemeinden müssen hier auch im 
Finanzausgleich gemeinsam Verantwortung 
übernehmen, damit die Grenzen der Leistungs-
fähigkeit der Gebietskörperschaften, wie es die 
Finanz-Verfassung vorsieht,  nicht überschritten 
werden.

 KOMMUNAL QUICK FINANZCHECK                                                                                          

GEMEINDEFINANZEN IN 100 SEKUNDEN 

NETTOAUSGABEN DER GEMEINDEN  
(OHNE WIEN)

in Mio EUR 2008 2014 %
Unterricht, Erziehung, Sport 1.412 1.677 18,8%
Soziale Wohlfahrt 1.246 1.638 31,5%
Gesundheit 877 1.152 31,4%
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„Gemeinden – das Rückgrat Österreichs, Vielfalt erhalten – gemeinsam gestalten.“ 
Der 63. Österreichische Gemeindetag am 6. und 7. Oktober 2016 im Klagenfurter 
Messezentrum steht ganz im Zeichen des Finanzausgleichs.

KLAGENFURT 2016

GEMEINDETAG UND MESSE IM 
LAND DER DRACHENTÖTER

Der 63. Österreichische Gemeindetag findet 
am 6. und 7. Oktober 2016 im Klagenfur-
ter Messezentrum unter dem Motto: „Die 

Gemeinden – das Rückgrat Österreichs, Viel-
falt erhalten – gemeinsam gestalten“ statt. Im 
Mittelpunkt der Veranstaltung steht neben dem 
Finanzausgleich auch die Erhaltung der Vielfalt 
im ländlichen Raum. Dies betrifft sowohl das 
Leistungsangebot der Gemeinden als auch den 
Fortbestand der Gemeinden im ländlichen Raum 
selbst. Die Gemeinden als Serviceeinrichtung 
und als Behörde sind das Rückgrat Österreichs. 
Umso wichtiger ist es, dass die Gemeinden mit 
ausreichenden finanziellen Mitteln ausgestattet 
sind, um den steigenden Anforderungen gerecht 
zu werden. Zentrale Bedeutung hat in diesen 
finanziell schwierigen Zeiten aber auch eine 
effiziente und gemeinsame Leistungserbringung 
und das Nutzen von Potenzialen, welche nur 
mehrere Gemeinden gemeinsam heben können.

Die Kommunalmesse, veranstaltet vom 
Österreichischen Kommunalverlag, beginnt 
zeitgleich mit dem Gemeindetag ebenfalls im 
Messezentrum. 

Gemeindetag und Messe beginnen am  
6. Oktober mit dfer Eröffnung um 11.00 Uhr in 
der  Halle 2 der Klagenfurter Messe. Hier geht 
von 14.00 bis 16.00 Uhr auch die Fachtagung 
über die Bühne. Die Hauptveranstaltung 63.  
Österreichischer Gemeindetag beginnt am  
7. Oktober ab 9.30 Uhr mit dem Empfang der 
Ehrengäste und dem Einmarsch in die Halle 5. 
Die Spitzen der Republik sowie Top-Vertreter 
des Landes werden an der Tagung teilnehmen.

An beiden Tagen ist die Kommunalmesse 
2016 ab 9.00 Uhr geöffnet. Erwartet werden an 
die 100 Firmen, die den Gemeindevertretern 
wieder die neuesten Trends und die Errungen-
schaften der Wirtschaft vorstellen werden. 

LINKS ZUM THEMA  
 

www.gemeindetag.at 
&

www. 
diekommunalmesse.at

Der Lindwurmbrunnen auf dem Neuen Platz in Klagenfurt am Wörthersee aus dem Jahr 1583 ist 
das Wahrzeichen der Stadt und stellt das Wappentier der Stadt dar, einen Lindwurm. 1636 wurde 
die Herkules-Statue des Gurker Hofbildhauers Michael Hönel Teil des Ensembles. Der keulenschwin-
gende Herkules verringert zwar die heraldische Wirkung des Brunnens, erinnert aber an die Klagen-
furter Gründungssage. Der Lindwurm soll im Gebiet der Kärntner Landeshauptstadt von mutigen 
Männern erschlagen worden sein, wodurch die Gegend sicher und besiedelbar gemacht wurde.
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Innovative Ideen und Lösungen auf 10.000 m² Ausstellungsfl äche
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THEMA ASYL & DREI VERNETZUNGSTREFFEN

„IHR BRAUCHT EUCH  
NICHT ZU FÜRCHTEN“

Unter großer medialer Aufmerksam-
keit haben Flüchtlingskoordinator 
Christian Konrad, Franz Fischler vom  
Forum Alpbach und Helmut Mödl-
hammer vom Österreichischen  
Gemeindebund drei Vernetzungs-
treffen organisiert, um gemeinsam 
mit Bürgermeisterinnen und  
Bürgermeistern aus ganz Österreich 
das Flüchtlingsthema zu diskutieren. 
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TEXT / Hans Braun

W alter Pfeiffer, Bürgermeister der 
kleinen burgenländischen Ge-
meinde Wolfau, war es, der als 
seine Erkenntnis zum Vernet-
zungstreffen im steirischen Bad 

Hartmannsdorf die beruhigenden Worte „Ihr 
brauchts euch nicht fürchten, man muss nur of-
fen auf die eigenen Leut’ und auf die Flüchtlinge 
zugehen“ gesprochen hat. Pfeiffer war einer von 
fast 250 Teilnehmern an den drei Vernetzungs-
treffen, die im niederösterreichischen Wiesel-
burg, im steirischen Bad Hartmannsdorf und im 
Tiroler Zirl stattfanden und der seine Erfahrun-
gen weitergegeben hat. Auch seine Kolleginnen 
und Kollegen – zumindest diejenigen, die schon 
Flüchtlinge im Ort untergebracht hatten – be-
stätigten diese Einschätzung. Sehr oft hörte man 
den Einwand, dass die Angst vor dem Unbe-
kannten – neben den beinahe schon alltäglichen 
Widrigkeiten mit Hasspostings und der Frust-
ration mit dem Agieren des Bundes – eines der 
größten Probleme sei.

Erschwerend kommen weitere Punkte hinzu. 
Flüchtlingskoordinator Christian Konrad: „Wir 
waren nicht vorbereitet.“ Und meinte damit kei-
neswegs die Gemeinden, sondern die Regierung, 
die anfangs die Krise unterschätzt und keinen 
Plan gehabt hatte. Als es darauf ankam, habe 
dann die Zivilgesellschaft Großes geleistet. Jetzt 
müsse man aber weiterarbeiten, denn das Pro-
blem sei mit dem Jahreswechsel nicht plötzlich 
aus der Welt. „Seit 1. Jänner sind über 40.000 
Menschen durch unser Land gezogen, und 5000 
haben einen Asylantrag gestellt“, rechnete Kon-
rad in Zirl vor. Was ein Problem darstelle, sei die 
Tatsache, dass immer noch zu viele Flüchtlinge 
in Notquartieren leben, wie Konrad weiter fest-
hielt. „Nur wenn wir menschengerechtes und 
leistbares Wohnen ermöglichen, kann sicherge-
stellt werden, dass Integration funktioniert.“

Die ständige Forderung nach mehr Quartieren 
und die einseitige Berichterstattung vieler Medi-
en stehen ebenfalls beispielhaft für Punkte, die 
den Bürgermeistern zu schaffen machten. 

Was die Quartiere betraf, führte der Rank-
weiler Architekt Andreas Postner richtigerweise 
aus, dass in Zeiten der Wohnraumknappheit 
es schwer argumentierbar sei, leistbaren Raum 
nur für Flüchtlinge zu schaffen. Seine Platt-
form „Transfer Wohnraum Vorarlberg“ hat ein 
integriertes Wohnkonzept für Asylsuchende und 
Ortsansässige geplant: kleine, zwei- bis dreige-

Entscheidender Vorteil der Vernet-
zungstreffen: Die Arbeit und der 

Erfahrungsaustausch in kleinen und 
überschaubaren Gruppen.
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schossige Holzbau-Einheiten, 15 bis 30 Personen 
pro Haus, zwei Monate Bauzeit. Die Objekte sind 
von Gärten umgeben – als Spiel- und Aufent-
haltsraum, aber auch, um Lebensmittel anbauen 
zu können. Es sind keine Asylunterkünfte, son-
dern Objekte, die beliebig nachgenutzt wer-
den können. Mehr über das Thema temporäre 
Unterkünfte und Quartiere lesen Sie ab der Seite 
34 dieser Ausgabe

Ausgebrannte Ehrenamtliche. Einer der größten 
Pluspunkte der Gemeinden ist die unglaubliche 
Zahl der ehrenamtlichen Helfer, die teilweise 
den Transport übernehmen, die Deutschkurse 
geben, kurz: die die Flüchtlinge bei ihren ersten 
Schritten in der für sie fremden Welt „Öster-
reich“ begleiten. Ganz selten nur müssten die 
Gemeinden auf hauptamtliche Betreuer zurück-
greifen. Aber mittlerweile stößt mancherorts das 
System mit den Ehrenamtlichen an seine Gren-
zen, sind mehr und mehr der freiwilligen Helfer 
ausgebrannt oder bereits völlig überlastet. 
Auch das wieder ein Punkt, wo die Regierung 
und die Länder helfend einspringen müssten.
Sehr hilfreich war im Gefolge der Vernetzungs-
treffen der Auftritt der beiden Bürgermeister 
Dieter Posch aus Neudörfl und Johannes Pressl 
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LINK ZUM  
VIDEO

 

https://www.youtube.
com/watch?v=
0lW3riMoFSg

In der ORF-Nachrich-
tensendung ZIB 2 

diskutierten in aller 
Ruhe und Sachlichkeit 
die beiden Ortschefs 

Dieter Posch aus 
Neudörfl und Johannes 

Pressl aus Ardagger 
mit Armin Wolf über 

die Herausforderungen, 
die die Asylkrise mit 

sich bringt.

ASYL
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aus Ardagger im ZiB2-Studio bei Armin Wolf. 
Die sachliche, ruhige und lösungsorientierte 
Art und Weise, wie die beiden die Situation der 
Gemeinden schilderten, war ein Musterbeispiel 
dafür, wie in der Kommunalpolitik über Parteig-
renzen zusammengearbeitet wird.

Die Gespräche in den Vernetzungstreffen ver-
liefen generell in einer sehr offenen Atmosphäre 
und durchaus auch kontrovers. „Es ist wich-
tig, dass hier alle offen reden können“, meinte 
Mödlhammer. „Es gibt ja auch viele Stolperstei-
ne und da oder dort auch Probleme, die man 
überwinden muss.Wenn andere Kolleginnen 
und Kollegen daraus lernen können, muss nicht 
jeder seine Erfahrungen selbst machen.“

Die Bilanz von Forumspräsident Franz Fisch-
ler zum Abschluss der Veranstaltungsreihe fällt 
durchwegs positiv aus. Er habe die Stimmung 
unter den Bürgermeistern als praktisch, enga-
giert und lösungsorientiert empfunden. 

Die Erkenntnisse, Erfahrungen und Ratschlä-
ge aus den zahlreichen Erzählungen und Dis-
kussionen wurden in einem Handbuch „Wege 
aus der Asylquartierkrise“ zusammengefasst. 
Mehr als 250 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister tauschten im Jänner 2016 ihr Wissen und 
ihre Erfahrungen rund um die Integration von 
Asylsuchenden aus. Bei den Vernetzungstreffen 
entstand ein Handbuch, das Gemeinden hilft, 
Asylquartiere zu schaffen. Dieses Handbuch 
„Wege aus der Asylquartierkrise“ mit zahlrei-
chen Ratschlägen, Auskünften und Erfahrungen 
für die erfolgreiche Integration von Flüchtlingen 
gibt es auch zum Download. 

Menschen auf der Flucht 
werden auch heuer Öster-
reichs größte politische  
Herausforderung sein.  
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister nehmen eine Schlüsselrol-
le ein, weil sie nicht nur Wohn-
raum, sondern auch Zusammen- 
halt schaffen können.“
Franz Fischler, Helmut Mödlhammer und Christian 
Konrad
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3  
AUSGESUCHTE  
VIDEO-BEITRÄGE
 
Forum Alpbach
„Österreichweite 
Vernetzungstreffen für 
Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister
http://www.alpbach.
org/de/de/oesterreich-
weite-vernetzungstref-
fen-fuer-buergermeis-
terinnen-und-buerger-
meister/

Tiroler Tageszeitung
„Wir waren auf die 
Flüchtlingskrise nicht 
vorbereitet“
http://www.tt.com/ 
panorama/11049868-1/ 
b%C3%BCrgermeister- 
zu-fl%C3%BCchtlings
krise-waren-nicht-
vorbereitet.csp 
 

ORF: Vernetzungs-
treffen in Markt 
Hartmannsdorf
Rund 150 Bürgermeis-
ter aus fünf Bundes-
ländern tauschten ihre 
Erfahrungen aus.
https://www.youtube.
com/watch?v=8_
tPQ0YWJMA

LINK ZUM HANDBUCH
 

http://www.alpbach.org/wp-content/
uploads/2015/09/Alpbach_Handbuch_

BuergermeisterInnen_Asylquartiere.pdf 

Der Link zum Handbuch des 
Forums Alpbach (in der erwei-

terten Forum mit den Ergebnis-
sen der Bürgermeistertreffen in 
Wieselburg, Markt Hartmanns-
dorf und Zirl) steht seit Ende 

Februar zur Verfügung.

ASYL
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Der LandLuft Baukulturgemeinde-Preis 2016 ging 
an Krumbach und Lustenau in Vorarlberg sowie 
an Ybbsitz in Niederösterreich.

TEXT / Hans Braun

Würdig war es, das „Fest der 
Baukultur“ im Wiener Palais 
Eschenbach, wo die Preisträger 
und die Ausgezeichneten des  
LandLuft Baukulturgemeinde-

Preises 2016 vorgestellt wurden. Nach einem 
mehrstufigen Verfahren hatte die ExpertInnen-
Jury eine Entscheidung getroffen. Der Preis 
ging schließlich an Krumbach und Lustenau 
in Vorarlberg sowie an Ybbsitz in Niederöster-
reich. Die Gemeinden Ernsthofen (NÖ), Fließ 
(T), Moosburg und Velden am Wörthersee (K) 
sowie die Region Südsteiermark dürfen sich 
über Auszeichnungen freuen. Eine umfangreiche 
Buchpublikation sowie eine Wanderausstellung 
zeichnen die baukulturellen Prozesse der prä-
mierten Gemeinden nach und sollen andere zum 
Abenteuer Baukultur ermutigen.

Bereits am Nachmittag waren die Rezepte und 
Strategien der Baukulturgemeinden Thema eines 
Symposiums zu den Themen Siedlungsbau, 
Umgang mit den Ressourcen Grund und Boden 
sowie nachhaltige Energiekonzepte: Themen, die 
in Stadt und Land von eminenter Bedeutung sind 
und gemeinsamer Lösungsansätze bedürfen.

 

UND DAS SIND DIE SIEGER

Das im Vorderen Bregenzerwald gelegene 
Krumbach hat 1040 Einwohner. In den meisten 
österreichischen Gemeinden dieser Größe findet 
sich all das längst nicht mehr: fünf Gasthäuser – 
einige davon mit überregionaler Ausstrahlung, 
zwei (kleine) Kurhäuser, ein Café am Dorfplatz, 
130 Gästebetten, ein Nahversorger sowie ein 
Sennerei-Verkauf, eine Bank und einen Friseur, 
ein Sozialzentrum und ein Haus für betreutes 
Altenwohnen. Und – als Beleg für den Stellenwert 
des öffentlichen Verkehrs – sieben von inter- 

BAUKULTURGEMEINDE-PREIS 2016

KRUMBACH, LUSTENAU &  
YBBSITZ GEWINNEN
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Ein Krumbacher Busstop, de-
signed von Stararchitekten 
deVylderVinckTailleu.

BAUKULTURGEMEINDE

Krumbach

Betreutes 
 Wohnen in 
Krumbach.

Nicht nur große 
kommunale 
Bauten machen 
den Charme der 
Siegergemein-
den aus. Auch 
Innenräume und 
private Bauten 
tragen  das ihre 
zur Auszeichnung 
„Baukulturge-
meinde-Preis“ bei.
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nationalen Architekturbüros gestaltete und rund 
um den Globus publizierte Bushaltestellen.

Auch wenn diese Kennwerte für sich spre-
chen, sagen sie noch wenig über das eigentliche 
Phänomen Krumbach. Die meisten Bauten sind 
von eindrucksvoller Qualität, vielfach publi-
ziert und ausgezeichnet, nicht nur unter dem 
Gesichtspunkt des hohen architektonischen Ni-
veaus. Das Besondere ist, dass es der Politik und 
einzelnen Personen aus der Krumbacher Zivil-
gesellschaft gelungen ist, eine ganze Gemeinde 
und ihre BürgerInnen zu inspirieren und zu ak-
tivieren. So wie andere Vorarlberger Gemeinden 
verzichtet Krumbach auf Parteiengezänk und 
wählt Personen, keine Parteien in den Gemein-
derat. Der hat seine politischen Ausschüsse auf-
gelöst und durch offene Beiräte ersetzt. Stellt sich 
etwa die Frage nach der Errichtung einer neuen 
Bibliothek oder eines Hauses für die Alten, dann 
werden alle Gemeindemitglieder, die sich für 
dieses Thema interessieren und engagieren wol-
len, zur Mitarbeit in einer Vorbereitungsgruppe 
eingeladen. Der Erfolg ist frappierend: Die neu 
errichtete, wunderschöne Bibliothek von Krum-
bach verzeichnet jährlich 20.000 Entlehnungen. 
Im Schnitt also 20 pro Gemeindebürger und Jahr!

Mangelt es in der Gemeindepolitik irgendwo 
an Kompetenz, zieht man Expertise bei, etwa 
bei Bauangelegenheiten. Dieser Gemeindegeist 
verselbstständigt sich, lässt Bürger mutig und 
initiativ und vor allem eigenständig werden: Die 
Bushaltestellen sind nicht gegen die Gemeinde-
politik entstanden, aber auch nicht aus ihr. 

Der Zersiedlung wurde entschieden Einhalt 
geboten, indem Neubauten konsequent nur im 
Ortszentrum oder zur Nachverdichtung einzel-
ner Siedlungsweiler gestattet werden. Das gilt 
besonders für die Alternativen zum Einfamili-
enhaus, die in Krumbach offensiv unterstützt 
werden. Diese Vorgabe musste zwar erkämpft 
werden. Einmal etabliert, erspart sie aber das 
übliche Gezerre und die nicht endende Flut an 
Ausnahmen, die andernorts unsere Landschaft 
vernichtet. Wer so tüchtig ist, hat auch das Glück 
auf seiner Seite:

Lustenau  im Vorarlberger Rheintal ist ein 
sonderbarer Ort, städtebaulich nicht zu defi-
nieren und kaum zu beschreiben. Weil Luste-
nau keine Vergleiche kennt. Mit nahezu 23.000 
EinwohnerInnen ist Lustenau größer als manche 
österreichische Kleinstadt, aber weder als Stadt 
noch als Dorf zu identifizieren. Den Straßen fehlt 
grundsätzlich jene Logik, der man nur zu folgen 

Der Sportpark Lustenau.
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PREISTRÄGER UND  
1 REGIONAL- 
AUSZEICHNUNG  
in alphabetischer Reihenfolge

1 Ernsthofen 
Ort der Kommunika-
tion

2 Fließ 
Eine steile Entwicklung

3 Krumbach  
Den Tüchtigen lacht 
das Glück.

4 Lustenau 
Weil Lustenau keine 
Vergleiche kennt.

5 Mils 
Dorfzentrum mit Son-
nenenergie

6 Moosburg  
Zukunft wird gemacht

7 St. Johann in Tirol 
Masterplan Ortskern

8 Thalgau
Baukultur gegen Woh-
nungs-, Wasser- und 
Hochwassernot

9 Velden
Die Rückkehr zur 
Baukultur

10 Ybbsitz
Gemeindeentwicklung 
ist nicht nur ein Ad-
hoc-Unternehmen.

11 Südsteiermark
die BauKulturland-
schaft (als Baukultur-
region nominiert).

10

BAUKULTURGEMEINDE

Der Millenium-Park 
in Lustenau.

Lustenau

Innenraum des Sozialzentrums Schüt-
zengarten in Lustenau.
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braucht, um etwa zu einem Zentrum zu  
finden.

Historisch war der Ort eine Ansammlung 
von Landwirtschaften, weit verstreut zwischen 
Obstgärten. Die im 19. Jahrhundert boomende 
Textilindustrie, aus der Schweizer Nachbar-
schaft importiert, hat dieser Gemeinde zu einem 
beachtlichen Wohlstand verholfen. An einigen 
stattlichen Villen ist das noch erkennbar. Orte 

von der Größe und Struktur Lustenaus bringen 
regelmäßig auch die Jury des Baukulturgemein-
de-Preises – der ja auf ländliche Verhältnisse 
fokussiert – an ihre Grenzen. Wie sind globale  
Dynamiken, die auch die Entwicklung von 
Lustenau bestimmen, zu bändigen? Welche 
Maßstäbe sind hier anzusetzen? Wohin kann die 
Entwicklung im besten Falle gehen?

Das Bewusstsein für Baukultur ist in Lustenau 
sehr früh gewachsen. 1986 wurde der erste Gestal-
tungsbeirat konstituiert – somit schon zwei Jahre 
nach dem ersten legendären Salzburger Gestal-
tungsbeirat. Wie lautet der „Masterplan“ hinter all 
diesen Erfolgen? Antwort: Beteiligungskultur und 
die Qualität kommunaler Kommunikation. 

Ybbsitz, im niederösterreichischen Mostvier-
tel gelegen, hat knapp 4000 EinwohnerIn-
nen. Seinen Wohlstand verdankt der Ort zwei 
Flüssen (an deren Kreuzungspunkt es liegt), 
dem Kraftstoff Holz (aus den dichten Umge-
bungswäldern) und seiner Nähe zum steirischen 
Erzberg. Wasserkraft, Holz und Eisen, auf diesen 
Elementen haben die BewohnerInnen sehr früh 
schon ihre wirtschaftliche Existenz aufgebaut. So 
erfolgreich, dass die Wirkung noch bis heute in 
einer urbanen Baustruktur und sehr stattlichen 
Häusern ihren Niederschlag findet.

Ybbsitz passt deswegen gut in die Riege der 
Baukulturgemeinden, weil es zeigt, wie die 
Besonderheiten der Landschaft von Menschen 
genutzt werden und ihr Wirtschaften aus spezi-
ellen Bedingungen Einzigartiges entstehen lässt. 
Geschichte wirkt fort und bleibt bis in die Ge-
genwart fruchtbar, wenn die unerbittlichen Ver-
änderungsdynamiken auch als Chance begriffen 
und die Gestaltungsansprüche mit den Erfor-
dernissen der Gegenwart abgeglichen werden. 
Ybbsitz setzt noch heute auf die Eisenbearbei-
tung als wirtschaftliche Grundlage. Eisen wurde 
als Thema eigener Identität und Außenwirkung 
neu – und so wirkungsvoll – etabliert, dass nicht 
nur ca. 60 Prozent der Bevölkerung davon leben, 
sondern auch der Tourismus aus dem „Thema 
Eisen“ seinen Nutzen zieht. Landesweite Aus-
zeichnungen hat Ybbsitz bislang einige gesam-
melt, mit dem europäischen Dorferneuerungs-
preis 2006 auch eine beachtliche internationale 
Anerkennung. Die nationale Aufmerksamkeit ist 
längst überfällig und zu Recht mit dem Baukul-
turgemeinde-Preis erreicht.

KOIMMUNAL wird in den kommenden Aus-
gabe die Preisträger in Form einer Serie genauer 
vorstellen. 

Mehr auf www.kommunal.at FO
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Der neuen Innenausbau der  
Schmiedeherberge in Ybbsitz.

BUCHPUBLIKATION:  
„BAUKULTUR 
GEWINNT!“
Nach dem Erfolg der 
Bücher zu den LandLuft 
Baukulturgemeinde-
Preisen 2009 und 2012 
folgt nun jenes über die 
Preisträger –,ausgezeich-
neten und nominierten 
Gemeinden 2016. Die 
Publikation dient als 
Handbuch für all jene, 
die in ihrem Umfeld 
aktiv werden wollen. 
Sie soll Mut machen, 
sich auf das Abenteuer 
Baukultur einzulassen 
und ist ab der Preisver-
leihung erhältlich. 
BAUKULTUR gewinnt! ISBN 978-3-
200-04450-0. Preis: € 20,00 zzgl.

VERSANDGEBÜHR. Info und 
Bestellung: servus@landluft.at

Carport in Ybbsitz.

Ybbsitz

Das Kupferhaus in Ybbsitz.

BAUKULTURGEMEINDE
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KOMMUNALE SOMMERGESPRÄCHE 2016 IN BAD AUSSEEE

„KOOPERATIONSFORMEN“ –  
DIE NÄCHSTE STUFE

Kooperationen ermöglichen, Chancen zu 
nutzen und Potenziale zu erschließen. Die 
Gemeinden sind nicht nur ein wirtschaft-

licher Faktor, sie erfüllen auch wichtige soziale 
Aufgaben: von der Kinderbetreuung über die 
Schulausbildung bis zur Pflege älterer Mitmen-
schen. Gemeinden bieten den Menschen Schutz, 
Identität und Heimat. Kooperationsmodelle 
bringen den Gemeinden Stabilität, Sicherheit und 
finanzielle Vorteile. Sie sind ein wichtiger Stand-
ortfaktor und Schlüssel, um den Lebensraum der 
Gemeinden zu erhalten. Bei den Kommunalen 

Sommergesprächen 2016 gilt es, neue 
Bereiche und Arten der Koope-

rationen als hautnahes 
Take-away aufzuzeigen.

Mittwoch, 20. Juli 2016
Um 17.00 Uhr  wird ein Empfang vor 

dem Kurhaus und die Begrüßung der Gäste 
stattfinden.Ab 17.30 Uhr findet zur Einstimmung  
ein Impulsreferat mit Publikumsdiskussion statt. 
Als Referent hat Forum-Alpbach-Präsident Dr. 
Franz Fischler bereits zugesagt. 

Donnerstag, 21. Juli 2016 sieht wie gewohnt ein 
dichtgedrängtes Programm mit Impulsvorträgen 
(so wird beispielsweise Kommunalkredit-Chef 
Alois Steinbichler über „Finanzmärkte und ihre 
Wirkung auf Gemeinden“ sprechen), Exper-
tentalks und Publikumsdiskussion vor. Am 
Nachmittag wird in einzelnen Foren in kleinen 
Gruppen weiter diskutiert

Freitag, 22. Juli 2016
Nach der Zusammenfassung der Foren wird es 
einen Impulsvortrag über „neue Wege der Ko-
operation“ geben. Und vor dem abschließenden 
gemeinsamen Mittagsimbiss findet noch eine 
politische Diskussion zum Thema „Gemeinsam 
statt einsam“ statt. 

Kooperationen stärken die 
Selbstständigkeit und Identi-
tät der Gemeinden. Koopera-
tionen wirken Abwanderung 
und leeren Kassen entgegen. 
Für Diskussionen bei den 
„Kommunalen Sommerge-
spräche 2016“ ist gesorgt.

Mehr Infos zu den Kommunalen Sommerge-
sprächen 2016 von 20. bis 22. Juli auf der Website

http://gemeindebund.at/sommergespraecheFO
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Eine Neuerung gibt es mit 1. Februar 2016 beim Adressregister: Es werden einheitliche 
Kurzbezeichnungen für Gemeinden mit langem Namen eingeführt.

TEXT / Carina Rumpold

In der Anwendungspraxis des österreichi-
schen Adressregisters haben sich zahlreiche 
Änderungswünsche ergeben, die nun durch 
die Novelle der Verordnung zum Adressre-
gister mit 1. Februar 2016 in Kraft getreten 

sind. Im Wesentlichen wurden darin die Kurz-
bezeichnungen für Gemeinden, Ortsteile und 
Straßen neu geregelt, die im Endeffekt nicht nur 
für Postdienstleister, sondern auch Rettungs- 
und andere Einsatzorganisationen das Auffinden 
der richtigen Adresse unzweifelhaft ermöglichen 
– vorausgesetzt die Hausnummernschilder sind 
gut sichtbar an den Häusern angebracht. Zusätz-
liche Klarheit soll mit dem Zustellort geschaffen 
werden. 

Warum wurde die Novelle notwendig? Aus 
mehreren Gründen sind Gemeindenamen 
entstanden, deren Länge die Adressierbarkeit 
im täglichen Schriftverkehr übersteigt. Ein ge-
normtes DIN-Fensterkuvert hat die Größe von 
90x45mm. Die DIN-Norm fordert eine Schrift-
größe von 2,5 bis drei Millimeter (10 bis 12 Punkt 
[pt]). Somit ergibt sich für den Schrifttyp „Arial“ 
eine maximale Sichtbarkeit von 40 Zeichen im 
Fensterkuvert. 

Viele Nutzer des Adressregisters haben eigene 
Abkürzungsvarianten erarbeitet. Automations-
unterstützt wurden nun einheitliche Kurzbe-
zeichnungen für Gemeinde- und Ortschaftsna-
men sowie für Straßennamen vergeben, die im 
Vergleich zur Langversion auch rechtlich gültig 
sind. 

Städte und Gemeinden können die zugeteil-
ten Kurzbezeichnungen für Gemeinde- und 
Ortschaftsnamen nicht direkt editieren. All-

ADRESSREGISTER NEU

EINHEITLICHE  
KURZBEZEICHNUNGEN

fällige Änderungswünsche werden durch den 
Kundenservice in den Vermessungsämtern des 
Bundesamtes für Eich- und Vermessungswesen 
entgegengenommen oder direkt mithilfe der 
Hotline zum „Adress-GWR“ (AGWR) bei  
der Bundesanstalt für Statistik Österreich  
berichtigt. 

Die Kurzbezeichnungen der Straßennamen 
können von den Gemeinden direkt in der Einga-
beapplikation AGWR editiert werden. 

Ein eigener Gemeinderatsbeschluss zur 
Führung der abgekürzten Schreibweise bzw. die 
zusätzliche Anbringung dieser Schreibweise auf 
Straßenschildern ist nicht erforderlich und auch 
nicht vorgesehen. Der „offizielle Gemeindena-
me“, „offizielle Ortschaftsname“ und „offizielle 
Straßenname“ bleibt unverändert und ist der, 
der den jeweiligen Rechtsnormen des Landes 
entspricht. Die abgekürzten Schreibweisen wer-
den zusätzlich eingeführt. 

Zustellort für genauere Zuordnung wird einge-
führt. In den meisten Fällen ist die Kombination 
„Postleitzahl - Gemeinde - Straße“ eindeutig  
und bereitet in der Praxis keine Probleme. 
Manchmal ist diese aber nicht aussagekräftig 
bzw. ist die Eindeutigkeit nicht gegeben. Im 
Laufe der Zeit haben sich Varianten von (Not-)

HOTLINE FÜR GEMEINDEN  
 Für alle Fragen, die das Adress-GWR-Online betreffen, 

steht die Hotline 
+43 (1) 71128-7900  

zur Verfügung.

RECHTSGÜLTIGKEIT 
EINER ADRESSIERUNG 
(AUS DER NOVELLE) 

§ 3. Enthält eine Adres-
sierung unten angeführte 
Elemente, so ist sie als 
rechtlich gültig anzusehen.

qq 	1. Straßennamen oder 
Straßennamen abge-
kürzt (gemäß § 1 Abs. 1 
Z 3)

qq 	2. daneben stehend die 
Orientierungsnummer 
oder die Orientierungs-
nummer abgekürzt 
(gemäß § 1 Abs. 1 Z 4) 
und die Adressdaten 
des Gebäudes oder die 
Adressdaten des Gebäu-
des abgekürzt (gemäß  
§ 2 Z 1) zusammenge-
zogen

qq 	3. darunter die Postleit-
zahl und

qq 	4. daneben der Zustell-
ort (jeweils gemäß § 1 
Abs. 1 Z 7) 

Es besteht kein Zwang,  
die abgekürzten Schreib-
weisen zu verwenden.

VERWALTUNG
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Um Verwechslungen zu vermeiden, wurden ab 1. Februar 2016 
automatisiert Kurznamen im Register eingefügt. Wer nicht zu-
frieden ist, kann sich an die Hotline der Statistik Austria wenden.

MÄRZ-VORSCHÜSSE   

Vorabend der Steuerreform
Den März-Vorschüssen wird traditionell eine gewisse Aufmerksamkeit geschenkt, 
weil mit ihnen die sogenannte Zwischenabrechnung, in diesem Fall die Jahresab-
rechnung der Ertragsanteile 2015, saldiert wird. Heuer sind sie gleichzeitig auch 
die letzten Vorschüsse vor dem Durchschlagen der Steuerreform 2015/2016, also 
dem kommenden Einknicken der Steuereinnahmen und Ertragsanteile aufgrund 
der Tarifreform bei der Lohnsteuer.
Die Vorschüsse auf die Ertragsanteile der Gemeinden resultieren grundsätzlich aus 
den Einnahmen an gemeinschaftlichen Bundesabgaben des zweitvorangegange-
nen Monats. Die Vorschüsse Jänner bis Dezember 2015 wurden somit auf Basis 
des Abgabenerfolgs (durch den Bund verbuchte Einnahmen) von November 2014 
bis Oktober 2015 berechnet. Somit ist wie für jedes Jahr auch für 2015 eine perio-
dengerechte Ermittlung der Ertragsanteile (Zwischenabrechnung) erforderlich. Das 
Ergebnis dieser Zwischenabrechnung wird mit den folgenden März-Vorschüssen 
verrechnet. Im Gegensatz zum Vorjahr (–27 Mio. EUR) erhöhen sich die heurigen 
März-Vorschüsse durch das aktuelle Zwischenabrechnungsergebnis um rund 77 
Mio. EUR. Nicht zuletzt durch dieses sehr positive Ergebnis der Jahresabrechnung 
2015 liegen die in der Abbildung dargestellten März-Vorschüsse für die Gemeinden 
ohne Wien um 6,9 Prozent (Wien + 8,3%) über jenen des März 2015. Als Gründe für 
diesen hohen Zuwachs nicht zu vernachlässigen sind auch die Vorzieheffekte – hohe 
Dividenden-Ausschüttungen durch Kapitalgesellschaften (KESt I) und kurzfristige 
Immobilientransaktionen (Grunderwerbsteuer) – durch die Steuerreform. Die in der 
Monatsbetrachtung immer wieder stark divergierenden länderweisen Veränderungs-
raten resultieren weitestgehend aus dem meist sehr unterschiedlichen monatswei-
sen Aufkommen an Grunderwerbsteuer im jeweiligen Bundesland.
Die Steuerreform wird für die Gemeinden spätestens am 10. Mai 2016 auf dem 
Konto spürbar: Gemäß dem aktuellen Finanzausgleichsgesetz sind die Vorschüs-
se generell bis zum 20. des betreffenden Monats vom Bund an die Länder und 
bis zum 10. des Folgemonats von den Ländern an die einzelnen Gemeinden zu 
überweisen. Die April-Vorschüsse sind also bis spätestens 10. Mai an die Gemein-
den zu überweisen. Den April-Vorschüssen liegt wie erwähnt der Abgabenerfolg 
vom Februar zugrunde und im Februar 2016 wurde der Großteil der nun durch 
die Steuerreform verminderten Lohnsteuer auf die Jänner-Löhne/Gehälter an die 
Bundesfinanzverwaltung abgeführt.

 KOMMUNAL QUICK FINANZCHECK 

GEMEINDE-ERTRAGSANTEILE

VORSCHÜSSE AUF DIE ERTRAGSANTEILE

Lösungen entwickelt, die durch die Verordnung 
nun auch vereinheitlicht werden sollen. 

Mit der Einführung des Zustellorts am 1. Feb-
ruar soll eine inhaltlich eindeutige, nachvoll-
ziehbare und mit den Gemeinden abgestimmte 
Bezeichnung eingeführt werden. Künftig soll zu 
jeder Straße der Zustellort hinzugefügt werden, 
in der Regel wird sich dieser aber mit dem „Ge-
meindenamen kurz“ decken. Sind die Straßen-
bezeichnungen in einer politischen Gemeinde 
nicht eindeutig, so wird bei der Erstbefüllung 
der Zustellort zu jeder Straße hinzugefügt. Sind 
die Straßenbezeichnungen in einer politischen 
Gemeinde nicht eindeutig, so wird bei der 
Erstbefüllung der „Ortschaftsname kurz“ oder 
die Kombination „Gemeindename kurz“ und 
„Ortschaftsname kurz“ als Zustellort festgelegt. 
Grundsätzlich soll der Zustellort aus der Liste der 
Ortschaften (mit oder ohne Hinzufügen des Ge-
meindenamens) im AGWR ausgewählt werden. 

 Diese Liste kann über Beschluss der Gemein-
de um individuelle Ortsbegriffe erweitert wer-
den. Das Abändern dieser Auswahlliste erfolgt 
ausschließlich über die Hotline der Bundesan-
stalt Statistik Österreich. Der Zustellort kann von 
der Gemeinde nicht direkt editiert werden. 

Die Adresse ist nunmehr auch als formal 
rechtsgültig anzusehen, wenn die einzelnen 
angeführten Elemente entweder ausgeschrieben 
oder abgekürzt angeführt sind. Diese Erweite-
rungen um die abgekürzten Schreibweisen, wie 
auch jene des Zustellortes werden durch die 
Novelle der Adressregisterordnung geregelt. 

 

MAG. CARINA RUMPOLD  
IST REDAKTEURIN BEI KOMMUNALNET.

VERWALTUNG

2015 2016 % 2015 2016 %
Burgenland 15,7 16,9 7,5% 61,8 64,9 4,9%
Kärnten 38,0 41,2 8,3% 148,5 156,5 5,4%
Niederösterreich 103,0 112,4 9,1% 398,9 421,9 5,8%
Oberösterreich 98,2 102,8 4,6% 381,9 398,8 4,4%
Salzburg 42,6 45,7 7,2% 165,3 175,0 5,9%
Steiermark 77,9 81,7 4,8% 305,0 317,8 4,2%
Tirol 54,9 59,2 7,7% 209,3 224,4 7,2%
Vorarlberg 28,9 31,3 8,5% 114,0 118,9 4,2%
Wien 164,2 177,9 8,3% 628,1 672,8 7,1%
Ges Gemeinden ohne Wien 459,3 491,1 6,9% 1.784,8 1.878,2 5,2%
Ges Gemeinden mit Wien 623,5 668,9 7,3% 2.412,9 2.550,9 5,7%

MÄRZ 1.QUARTAL+/- +/- 
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Jahr für Jahr werden internationale Studien präsentiert, die Österreich 
einen Nachholbedarf in Sachen Akademikerquote konstatieren. Seit 
vielen Jahren wird daher intensiv nach Wegen gesucht, um nicht in 
regelmäßigen Abständen mit negativen Schlagzeilen im Rampenlicht 
zu stehen. 

TEXT / Bernhard Haubenberger

Im Jahr 2013 hatten nur 14 Prozent der 25- bis 
64-Jährigen einen akademischen Abschluss 
(Universität, Fachhochschule, Pädagogische 
Hochschule), der OECD-Durchschnitt lag 
hingegen bei 27 Prozent. Denkbar einfach 

ist die Lösung: Akademisieren. So wurde vor 
gar nicht allzu langer Zeit die Pflegeausbil-
dung auf tertiäre Stufe gehoben. Etwas länger 
liegt die Akademisierung der Lehrerausbildung 
zurück. Was früher die „Pädak“ war, ist heute 
die Pädagogische Hochschule, was früher der 
„Dipl.-Päd.“ war, ist heute (zumindest) Bachelor 
of Education.

Etikettenschwindel zur Anhebung der Akade-
mikerquote. Dem nicht genug ist am 1. Jänner 
2013 die „Verordnung der Bundesministerin für 
Unterricht, Kunst und Kultur über die Gestaltung 
des Lehrganges zur hochschulischen Nachquali-
fizierung“ in Kraft getreten. Auf Grundlage die-
ser Verordnung ist es jedem Pädak-Absolventen 
möglich, seinen Dipl.-Päd. mit dem Bachelor of 
Education zu tauschen. Insgesamt 39 ECTS-Cre-
dits werden dafür verlangt. Da die Verordnung 
(richtigerweise) zahlreiche Anrechnungsmög-
lichkeiten (Hausarbeiten, Diplomarbeiten, Fort- 
und Weiterbildungen) vorsieht, kann dies dazu 
führen, dass sich der Lehrgang zur hochschu-
lischen Nachqualifizierung auf die Einreichung 
von anrechnungsfähigen Leistungsnachweisen 
beschränkt. 

AKADEMISIERUNG

ALLES NUR  
DER QUOTE WEGEN(?)

Kindergartenpädagogen sind die nächsten.  
„Kinder und Jugendliche brauchen die besten 
Pädagoginnen und Pädagogen.“ Der Selbstver-
ständlichkeit zum Trotz wird dieser Satz immer 
wieder in der Weise (fehl-)interpretiert, dass 
einzig und allein der Titel den Ausschlag dafür 
gibt, ob jemand geeignet und qualifiziert ist, 
Kinder zu betreuen oder zu unterrichten.
Da für das Kindergartenpersonal gelten muss, 
was für das Lehrpersonal seit längerem gilt, for-
dern jene eine Gleichstellung der Ausbildung auf 
Hochschulniveau, die bewusst oder unbewusst 
den bedeutenden Unterschied zwischen Ausbil-
dung und Abschluss negieren.

Eine Lösung ohne Problem. Auch der jüngste 
Vorstoß des Bundes zur bundesweiten Ver-
einheitlichung der Qualitätsstandards in der 
Elementarpädagogik verheißt nichts Gutes. So 
wird in einem von Experten ausgearbeiteten 
Papier mit Verweis auf internationale Studien 
krampfhaft versucht, eine Akademisierung des 
Kindergartenpersonals nicht nur zu rechtferti-
gen, sondern geradezu als essentiell einzustufen. 
Dass in diesem Papier in keinem einzigen Satz 
die vermeintlichen Versäumnisse und Defizite 
in der derzeitigen Ausbildung in Österreich dar-

Mit dem  
Verweis auf  
internationale  
Studien wird  
krampfhaft ver-
sucht, eine  
Akademisierung 
des Kindergar-
tenpersonals 
nicht nur zu 
rechtfertigen, 
sondern als 
essentiell  
einzustufen.“

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER  
IST JURIST BEIM ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND

 bernhard.haubenbeger@gemeindebund.gv.at
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REGIOSTARS 2016

Fünf Sterne vor den Vorhang
Die Europäische Kommission verleiht jährlich Auszeichnungen für 
Projekte, die durch EU-Förderungen kofinanziert wurden. Als Preis 
winkt neben einer Trophäe auch ein professionell produziertes  
Werbevideo.
RegioStars 2016 möchte besonders gute Projekte der Regionalent-
wicklung auszeichnen, um ihre Vorbildwirkung für andere Regionen 
zu verstärken. Dabei werden Projekte und Förderprogramme aus fünf 
Kategorien ausgezeichnet:

˹˹ 1. Intelligentes Wachstum: Neue Chancen in der globalen Wirtschaft. 
Hier geht es um die Kombination aus regionalen Stärken in Industrie 
und Wissen, um die Region wirtschaftlich wettbewerbsfähiger zu 
machen.

˹˹ 2. Nachhaltiges Wachstum: Kreislaufwirtschaft. Projekte, die eine 
besonders ressourcenschonende Herstellung von Produkten er-
möglichen und dabei möglichst wenig Abfall verursachen und neue 
Arbeitsplätze schaffen, sind für diese Kategorie geeignet.

˹˹ 3. Integratives Wachstum: Integriertes Leben - Aufbau von integra-
tiven, in sich verbundenen Gemeinden. Im Rahmen der „Strategie 
Europa 2020“ will man durch Bildung, Armutsbekämpfung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen eine Gesellschaft für alle Menschen 
schaffen. Projekte, die sich mit diesen Themen befassen, beispiels-
weise durch innovativen Wohnbau oder Integration von Migranten, 
sollen ausgezeichnet werden.

˹˹ 4. CityStar: Innovative Lösungen für eine nachhaltige Stadtentwick-
lung. Soziale Integration, Nachhaltigkeit und Einbindung von Bürgern 
sind Schlagwörter, die für eine CityStar-Auszeichnung relevant sind.

˹˹ 5. Effektive Verwaltung: Durch neue Verwaltungsverfahren Ver-
änderungen bewirken. Sich stets ändernde Richtlinien und deren 
Umsetzungen bedeuten Herausforderungen für Gemeinden und auch 
Bürger bzw. Unternehmen. Diese Kategorie spricht daher Projekte 
an, die dies vereinfachen, beispielsweise durch E-Government-
Lösungen.

Teilnahmeberechtigt sind Projekte oder Förderprogramme, die ab dem 
Jahr 2008 oder später vom Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, dem Kohäsionsfonds, dem Europäischen Sozialfonds, dem Instru-
ment für Heranführungshilfe oder - im Falle von Kategorie fünf - durch 
technische Unterstützung kofinanziert wurden.
Bis zum 15. April 2016, Mitternacht, kann man seine Bewerbung noch 
einreichen. Anders als in den Vorjahren ist die Bewerbung nun aus-
schließlich via Online-Formular möglich, welches auf der InfoRegio-
Seite ab 15. Februar zur Verfügung steht. Wenn möglich, sollte es auf 
Englisch ausgefüllt werden, aber auch Deutsch und Französisch werden 
akzeptiert. Das Projekt sollte dabei einen klaren Zusammenhang mit 
einer der fünf Preiskategorien aufweisen und auch schon Fortschritte 
oder Ergebnisse gezeigt haben. 
Die Verleihungszeremonie wird am 11. Oktober 2016 im Rahmen der 
Europäischen Woche der Regionen und Städte 2016 statt.
Bei Fragen per E-Mail an regiostars2016@iservice-europa.eu wenden.

gestellt werden, lässt vermuten, dass sich hinter 
der Lösung gar kein Problem verbirgt.

Einzig wird in dem Expertenpapier ausge-
führt, dass eine tertiäre Ausbildung des Perso-
nals für die Qualität einer Kinderbetreuungs-
einrichtung unabdingbar ist. Da folgerichtig mit 
Widerstand jener zu rechnen ist, die für die mit 
einer Akademisierung allenfalls verbundenen 
Gehaltssteigerungen aufzukommen haben, wird 
zunächst nur eine akademische Ausbildung für 
die Einrichtungsleitung empfohlen.

Inklusion auf Pädagogenebene. Vorsichtig 
angemerkt wird aber dann doch, dass darüber 
hinaus ein Mitglied eines Gruppenteams mit 
tertiärer Ausbildung die Qualität der Arbeit aller 
Teammitglieder positiv beeinflusst – es seien da-
her Teams mit gemischten Ausbildungslevel und 
einem akademisch ausgebildeten Teammitglied 
zu empfehlen. 

Abgesehen davon, dass einem der Verstand 
oder zumindest ein Blick mit offenen Augen 
sagen sollte, dass derartige Konstellationen mehr 
Konflikte denn Harmonie erzeugen, steht an 
anderer Stelle des Expertenpapiers in wider-
sprüchlicher Weise die „Schwerpunktsetzung 
auf geringe Hierarchien“. Die vorgeschlagene 
partielle Akademisierung scheint daher nur 
ein Zwischenschritt in Richtung Vollakademi-
sierung aller Kindergartenpädagogen mitsamt 
hochschulischer Nachqualifizierung zu sein. Der 
geringen Akademikerquote sei Dank. 
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Eine Gemeinde hat kraft ihres Namensrechts einen 
Rechtsanspruch auf die gleichlautende Domain. Das 
hat nun auch der Oberste Gerichtshof (OGH) bestätigt.

TEXT / Clemens Thiele

D er Privatrechtliche Schutz von 
Ortsnamen im Internet1 beschäftigt 
immer wieder die Zivilgerichte im 
Zusammenhang mit Domains. So hat 
die Rechtsprechung bereits 2009 ganz 

deutlich den namensrechtlichen Anspruch einer 
Gemeinde auf den gleichlautenden Domain-Na-
men festgeschrieben; seither sind immer wieder 
Fragen der Rechtsdurchsetzung, das heißt auf 
Übertragung oder Löschung, zu beantworten 
gewesen. Im August des Jahres 2015 hat der für 
Domainsachen zuständige 4. Senat2 die virtuelle 
Ortsnamenjudikatur um die bemerkenswerte 
Facette der möglichen Verwirkung von Rechts-
ansprüchen gegen Domaininhaber bereichert.

Ausgangsfall: Der Ortsname „Unken“ hat schon 
im Provisorialverfahren die Gerichte beschäf-
tigt3.  Die klagende Gemeinde Unken und die 
Beklagten streiten über die Frage, ob die Be-
klagten zur Nutzung des – urkundlich erstmals 
1128 erwähnten – Namens der Klägerin als 
Internet-Domain berechtigt sind („unken.at“). 
Die erstbeklagte Gesellschaft bietet Internet-
dienstleistungen an, der Zweitbeklagte ist ihr 
Geschäftsführer. Er hatte die strittige Domain 
im Jahr 2000 von einem Dritten für die Erstbe-
klagte erworben. Dies stellte die Klägerin 2002 
fest, als sie versuchte, die Domain für sich selbst 

NEUES ZU ORTSNAMENDOMAINS

ACHTUNG: VERWIRKUNG DER 
GEMEINDENAMENSRECHTE

registrieren zu lassen. Es wurde eine einfache 
„Postenkartenseite“ mit Verlinkung auf die 
Gemeindehomepage eingerichtet. Eine formelle 
Zustimmung zur Nutzung ihres Namens erteilte 
die Gemeinde nicht. In den Folgejahren so ca. ab 
2009 gestaltete die Erstbeklagte die Website um, 
löschte die Verlinkung und leitete Internetnutzer 
automatisch auf eine unter „lofer.at“ betriebe-
ne Website der Nachbargemeinde weiter. Sie 
richtete auch Subdomains (nach dem Muster 
„name.unken.at“) und E-Mail-Postfächer (nach 
dem Muster „name@unken.at“) ein und stellte 
diese ihren Kunden zur Verfügung. Im Jahr 2012 
forderte der Bürgermeister der Klägerin von den 
Beklagten die Herausgabe der Domain. Diese 
stimmten nicht zu, boten aber der Klägerin die 
Gestaltung einer darunter aufrufbaren Website 
an, wofür die Klägerin einmalig 4000 bis 6000 
Euro sowie monatlich 2000 Euro zahlen soll-
te. Die Gemeindevertretung lehnte das ab und 
klagte. 

Die ersten beiden Instanzen, das LG Salzburg 
und das OLG Linz, gaben der Unterlassungs- 
und Herausgabeklage statt. Zur Frage, ob und 
gegebenenfalls welchen Organen der Gemeinde 
die Nutzung der Domain für E-Mail-Adressen 
und Subdomains bekannt war, trafen die Ins-
tanzgerichte weder Positiv- noch Negativfest-
stellungen.

Der OGH ließ das außerordentliche Rechts-
mittel der Beklagten zu und hielt folgendes fest: 
„§ 58 Abs 1 MSchG (Markenschutzgesetz) ist 

HON.-PROF. DR. CLEMENS THIELE, LL.M. TAX, RA ist Fachbuchautor und gerichtlich 
beeideter Sachverständiger für Urheberrechtsfragen aller Art. 

 Anwalt.Thiele@eurolawyer.at

1  So der Titel eines Beitrags des Verfassers in der Österreichischen Gemeinde-
zeitung 1999/11, 4 ff.

2  OGH 11.8.2015, 4 Ob 75/15f (unken.at III), jusIT 2015/71 (LS) = Zak 
2015/610, der Verfasser war als Vertreter der klagenden Gemeinde am Verfah-
ren beteiligt.

3  OGH 19.3.2013, 4 Ob 45/13s (unken.at I) = jusIT 2013/43, 89 (Thiele) = wbl 
2013/129, 356 (Thiele).

§ 58 Abs 1 
MSchG ist  
analog auf  
namensrecht-
liche Ansprüche 
von Gemeinden 
und anderen 
Gebietskörper-
schaften  
anzuwenden.“
Feststellung des OGH
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Gemeindeordnung zuständigen Vertretungs-
organs gemäß den internen Organisations-
vorschriften für die Wirkung aktiver Vertre-
tungshandlungen5.  Dem Domaininhaber ist 
zuzumuten, die Zustimmung der Gemeinde 
zur Nutzung des Domainnamens vorab ein-
zuholen6. 

˹˹ Wird ein Ortsname ohne weiteren Zusatz als 
Domain verwendet, so nehmen die angespro-
chenen Kreise an, dass der Namensträger – in 
welcher Weise auch immer – hinter dem 
Internetauftritt steht; damit tritt unabhängig 
vom Inhalt der allfällig zugehörigen Website 
eine Namensverletzung ein. Diese ist durch 
eine sog. gerichtlich angeordnete Domainlö-
schung zu beseitigen.

˹˹ Einen Anspruch auf Domainübertragung ge-
währt das Gesetz lediglich für „.eu“-Domains 
aufgrund der ausdrücklichen Anordnung des 
Art 20 Abs 11 VO (EU) 2004/8747. 

˹˹ Namensrechtliche Ansprüche auf Unter-
lassung und Domainlöschung können auch 
gegenüber dem Geschäftsführer einer GmbH 
erfolgreich geltend gemacht werden. Dieser 
ist aufgrund seiner Organstellung jedenfalls 
passiv legitimiert und besteht seine persön- 
liche Haftung8. 

˹˹ Das Rechtsinstitut des Domain-Grabbing 
beinhaltet auch nach dem UWG 2007 (Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb aus dem 
Jahr 2007) subjektive Elemente. Anders ist es 
nicht zu erklären, dass der OGH9 zwar den 
objektiven Tatbestand der Domain-Vermark-
tung bzw. der Domain-Blockade durch die 
Beklagten grundsätzlich bejaht, allerdings die 
Schädigungsabsicht, aus der sich erst die Un-
lauterkeit im Sinne des § 1 Abs 1 Z 1 UWG für 
einen Unterlassungsanspruch ergibt, verneint.

Die mögliche Verwirkung der Domainnutzung 
durch die Gemeinde. Der österreichischen 
Rechtsordnung ist ein allgemeiner Verwirkungs-
tatbestand, wie ihn beispielsweise das deutsche 
Zivilrecht in § 242 des Bürgerliches Gesetzbuch 

Wie der OGH hervor-
hebt, können gegenüber 
Domain-Grabbern die 
namensrechtlichen 
Ansprüche nie verwirkt 
werden.

analog auf namensrechtliche Ansprüche von 
Gemeinden und anderen Gebietskörperschaften 
anzuwenden. Maßgebend für die Kenntnis der 
Nutzung durch eine Gemeinde ist nach Salz-
burger Gemeinderecht der Wissensstand des 
Bürgermeisters oder jener Person, die nach den 
internen Vorschriften für die Bearbeitung von 
namensrechtlichen Fragen verantwortlich ist.“ 
Zur Klärung der möglichen Verwirkung hin-
sichtlich der Nutzung der Ortsdomain für ein 
paar E-Mail-Adressen bzw. eine sogenannte 
„Subdomain“ zum Betrieb einer Panorama-
Webcam (unter der Adresse: http://www.unken.
at/webcamxyz) wurde aufgehoben und an das 
Landesgericht Salzburg zurückverwiesen. Das 
Verfahren befindet sich dort im Stadium der 
weiteren Beweisaufnahme.

Grundsätzliches zum Anspruch der Gemeinden 
auf ihre Domainnamen. Das eingangs zitierte 
Urteil gibt ganz deutlich den Stand der öster-
reichischen Rechtsprechung zu Orstnamendo-
mains wieder:

˹˹ Ortsnamen besitzen in der Regel Unter-
scheidungskraft im Sinne des § 43 ABGB; 
dies zumeist aus historischen Gründen. Eine 
Zuordnungsverwirrung tritt daher auch bei 
der Verwendung des Gemeindenamens in der 
Form unterhalb einer Top-Level-Domain ein 
(hier: unken.at). Als Worte der Alltagssprache 
sind „Unke“ und „unken“ nicht so gebräuch-
lich, dass sie bei einer .at-Domain die Zuord-
nung zur Gemeinde ausschlössen4. 

˹˹ Die genehmigte Nutzung einer Ortsna-
mensdomain erfordert nach § 867 ABGB die 
formale Zustimmung des nach der jeweiligen 

5  Pkt. 3.2. (b) des Urteils.

6  OGH 24.3.2009, 17 Ob 44/08g (justizwache.at) = RFG 2009/34, 152 (Thiele) = 
jusIT 2009/40, 90 (Thiele) = ÖBl 2009/43, 229 (Gamerith).

7  Verordnung (EG) Nr. 874/2004 der Kommission vom 28. April 2004 zur 
Festlegung von allgemeinen Regeln für die Durchführung und die Funktionen 
der Domäne oberster Stufe „.eu“ und der allgemeinen Grundregeln für die 
Registrierung, ABl 162/2004, 40.

8  Pkt. 4.2. des Urteils.

9  Pkt. 1.2. des Urteils.

Der  
österreichischen 
Rechtsordnung 
ist ein  
allgemeiner  
Verwirkungs-
tatbestand 
fremd.“
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in Deutschland kennt, fremd10.  Lediglich im 
Zusammenhang mit der geschäftlichen Ver-
wendung von bestimmten Domain-Nutzungen 
könnten Gemeinden in die missliche Lage 
kommen, Ansprüche gegen Domaininhaber zu 
verlieren. für die „Verwirkung durch Duldung“, 
analog dem Markenrecht ergeben sich folgende 
Tatbestandsvoraussetzungen11. 

˹˹ Duldung des Namensträgers
˹˹ in Kenntnis der Domainnutzung durch die   
 beklagten Parteien

˹˹ während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von fünf Jahren

Wie der OGH hervorhebt, dürfen die beklag-
ten Parteien bei Aufnahme der Nutzung nicht 
bösgläubig gewesen sein. Das heißt, gegenüber 
Domain-Grabbern können die namensrecht-
lichen Ansprüche nie verwirkt werden.

Eine „Duldung“ kann nur vorliegen, wenn 
dem Berechtigten ein Vorgehen gegen den 
Verletzer rechtlich überhaupt möglich war12. Es 
bedarf darüber hinaus stets der Duldung einer 
konkreten, spezifischen Nutzung. Die Duldung 
ist ein tatsächliches Verhalten. Dabei muss sich 
aus dem Gesamtverhalten des Namensträgers 
bzw. seiner ihm zurechenbaren Organe unzwei-
deutig ergeben, dass er gegen die Benutzung 
des kollidierenden jüngeren Zeichens nicht 
einschreiten werde. Auch insofern trifft den 
Domainhaber die volle Beweislast13. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass eine 
Gemeinde kraft ihres Namensrechts einen 
Rechtsanspruch auf die gleichlautende Domain 
– gleich unterhalb welcher Top-Level-Domain 
– besitzt. Für „gemeindename.eu“ besteht 
sogar ein gesetzlicher Übertragungsanspruch. 
Eine Verwirkung des Namensrechts kann nur 
gegenüber ganz spezifischen Domainnutzungen 
zum Beispiel einzelnen E-Mail-Adressen oder 
dergleichen eintreten, niemals gegen die Orts-
namensdomain an sich. Um eine Verwirkung 
sicher zu verhindern, muss spätestens fünf Jahre 
ab Kenntnis der jeweiligen Domainnutzung da-
gegen mit Klage vorgegangen werden. 

10  So der oft zitierte Leitsatz von RIS-Justiz RS0014221.

11 Im Einzelnen siehe Hermann in Kucsko/Schumacher (Hrsg), marken.
schutz² § 58 Rz 9 ff.

12  EuGH 22.9.2011, C-482/09 (Budejovický Budvar) = ecolex 2011/448, 1132 
(Horak) = wbl 2011, 647 (Urlesberger); Hermann, aaO Rz 20.

13  Hermann aaO Rz 29.

Wahlen bedeuten für Gemeinden immer einen ge-
wissen Aufwand. Besonders wichtig ist dabei, alle 
geltenden Regelungen und Vorschriften zu befolgen.

TEXT / Robert Stein

Österreich ist ein föderalistisch geprägter 
Staat. Für das Wahlrecht bedeutet dies, 
dass neben den Wahlrechts-Kodifikati-

onen für bundesweit stattfindende Wahlereig-
nisse in jedem Bundesland eigene gesetzliche 
Regelungen für Wahlen sowie für Instrumente 
der Demokratie in der Rechtsordnung verankert 
sind. Es muss als glückliche Fügung bezeichnet 
werden, dass die Regelungen, die häufig in ihrer 
Grundsubstanz noch aus den 1920er-Jahren 
herrühren, dennoch als relativ homogen zu 
betrachten sind. Für die Organwalterinnen und 
Organwalter in den Gemeinden bedeutet dies, 
dass sie bei der Vorbereitung von Wahlen stets 
auf altbewährte Vorgänge setzen können. Dass 
diese „Homogenität“, z. B. bei der Ausstellung 
von Wahlkarten, mehr und mehr durchbro-
chen worden ist, wird hierbei nicht verkannt. 
Die nachstehenden Informationen sollen dazu 
beitragen, auf die Besonderheiten, die bei der 
bevorstehenden Bundespräsidentenwahl 2016 zu 
beachten sind, aufmerksam zu machen.

Die neue Wahlkartenlogistik – eigentlich nicht 
ganz neu. Neu bei Bundespräsidentenwahlen ist, 
dass Wahlkarten, die zur Stimmabgabe mittels 
Briefwahl verwendet worden sind, bei jeder 
Bezirkswahlbehörde und durch jedermann 
– nicht nur durch die wahlberechtigte Per-
son – abgegeben werden können. Am Wahltag 

BUNDESPRÄSIDENTENWAHL 2016

WAS IST ROUTINE, 
WAS IST NEU

Für die Organ-
walterinnen und 
Organwalter in 
den Gemeinden 
bedeuten die 
relativ homoge-
nen Regelungen 
aus den 1920er- 
Jahren, dass sie 
bei der Vorbe-
reitung von 
Wahlen stets 
auf altbewähr-
te Vorgänge 
setzen können.“

MAG. ROBERT STEIN IST LEITER DER ABT. III/6 „WAHLANGELEGENHEITEN“ IM BM.I
 robert.stein@ bmi.gv.at
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ist auch eine Hinterlegung in einem beliebigen 
Wahllokal in Österreich möglich. Die Regelung 
wurde erst im Dezember 2015 im Rahmen einer 
Novellierung des Bundespräsidentenwahlgeset-
zes 1971 beschlossen. Für die Gemeinden ist sie 
aber dennoch nicht neu, war das beschriebene 
Procedere doch schon bei der zurückliegenden 
Europawahl 2014 vorgesehen.

Die ebenfalls neu verankerten, wesentlich 
komplizierteren Regelungen für die Wahlkarten-
logistik bei Nationalratswahlen betreffen im We-
sentlichen nur die Bezirkswahlbehörden und die 
Landeswahlbehörden. Mangels Aktualität sollte 
zu einem späteren Zeitpunkt auf diese Regelun-
gen ausführlicher eingegangen werden.

Der „leere amtliche Stimmzettel“ – nicht neu, 
aber auch nicht Routine. Für Auslandsöster-
reicherinnen und Auslandsösterreicher wird 
bei Bundespräsidentenwahlen gleichzeitig eine 
Wahlkarte für den ersten Wahlgang und eine 
solche für einen allfälligen zweiten Wahlgang 
ausgestellt. In vielen Fällen käme nämlich für 
diesen Personenkreis eine postalische Versen-
dung der Wahlkarten für den zweiten Wahlgang 
zum Zeitpunkt, zu dem die Bewerberinnen oder 

Bewerber feststehen, die in die „engere Wahl“ 
gekommen sind, für eine rechtzeitige Rück-
sendung an die zuständige Bezirkswahlbehörde 
nicht mehr in Betracht. So müssen Auslandsös-
terreicherinnen und Auslandsösterreicher den 
Namen der von ihnen gewählten Bewerberin 
oder des Bewerbers in einen „leeren amtlichen 
Stimmzettel“ eintragen. Sie dürfen diesen Vor-
gang aber – bei sonstiger Nichtigkeit der Stimm-
abgabe – erst ab dem 9. Tag nach dem 1. Wahl-
gang, also erst ab dem 3. Mai 2016, vornehmen. 
Die Regelung ist nicht neu, sie ist aber noch nie 
zum Tragen gekommen, hat doch seit 1992 bei 
einer Bundespräsidentenwahl keine Stichwahl 
mehr stattgefunden.

Im Inland lebende Wahlberechtigte erhalten 
für den Fall, dass sie gleichzeitig mit dem Antrag 
auf Ausstellung einer Wahlkarte für den ersten 
Wahlgang auch die Ausstellung einer Wahlkarte 
für den 2. Wahlgang beantragen und entspre-
chend begründen, neben dem weißen Wahlkar-
ten-Kuvert ein beiges Kuvert ausgefolgt, das die 
Unterlagen für die Stichwahl, also neben dem 
ebenfalls beigen Wahlkuvert den beschriebenen 
„leeren amtlichen Stimmzettel“ enthält. Das BMI 
ist allerdings bestrebt – und wird noch wieder-
holt darauf hinweisen –, dass die Zahl der schon 
vor dem Wahltag für den 1. Wahlgang ausgestell-
ten Wahlkarten für den 2. Wahlgang bei „In-
landsösterreicherinnen“ und „Inlandsösterrei-
chern“ so gering wie möglich gehalten werden 
sollte. Die Regelung über den „leeren amtlichen 
Stimmzettel“ beinhaltet nämlich eine beträcht-
liche Fehlerquelle, die im Umstand begründet 
ist, dass nur Stimmen, die nach dem 3. Mai 2016 
abgegeben worden sind, in die Ergebnisermitt-
lung für den 2. Wahlgang mit einbezogen werden 
dürfen.

BMI – neue Wege bei den „Leitfäden“. Ange-
spornt durch den breiten Zuspruch, den der Leit-
faden des BMI zum EU-Austritts-Volksbegehren 
erhalten hat, wird das BMI auch bei der Bundes-
präsidentenwahl versuchen, seine an die betrof-
fenen Behörden ergehenden Informationen auch 
diesmal in einer neuen, noch übersichtlicheren 
Form zu präsentieren. Überdies werden die Leit-
fäden „gesplittet“, sowohl was die betroffenen 
Behörden (Gemeinden einerseits, Bezirkswahl-
behörden und Landeswahlbehörden anderer-
seits) betrifft, als auch in zeitlicher Hinsicht. Die 
Gemeinden erhalten somit zwei Ausgaben der 
vom BMI zur Bundespräsidentenwahl herausge-
geben Durchführungserlässe. 

MEHR INFOS UNTER 
www.bmi.gv.at 
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Neu ist, dass Wahlkarten, 
die zur Stimmabgabe 
mittels Briefwahl ver-
wendet worden sind, bei 
jeder Bezirkswahlbehör-
de und durch jedermann 
abgegeben werden 
können. Am Wahltag ist 
auch eine Hinterlegung 
in einem beliebigen 
Wahllokal in Österreich 
möglich. 

VERWALTUNG
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Gemeinden mit Kostenbewusstsein bieten für den Wahlkartenantrag ein  
signierbares Online-Formular an. Wird die Wahlkarte mit elektronisch  
signiertem Antrag bestellt, lassen sich beim Versand pro Exemplar 2,20 
Euro sparen.

TEXT / Elvira Christine Regenspurger

Wahlkarten, die postalisch versendet 
werden, müssen laut Bundespräsi-
dentenwahlgesetz grundsätzlich als 

Einschreiben an die Antragstellerinnen und 
Antragsteller übermittelt werden. Das zieht hohe 
Postgebühren für die Gemeinden nach sich. Aber 
auch diesmal kann gespart und dennoch gleich-
zeitig der Bürgerservice verbessert werden. Wird 
der Onlineantrag auf Ausstellung einer Wahlkar-
te mit Handy-Signatur oder e-Card mit Bürger-
kartenfunktion unterschrieben, kann die Wahl-
karte als einfaches Schreiben versandt werden; 
damit entfällt die Postgebühr von 2,20 Euro für 
das Einschreiben. Und Bürgerinnen und Bürger 
ersparen sich damit den Weg zum Postamt!

Entsprechende Onlineformular-Lösungen 
werden den Gemeinden wieder von verschiede-
nen Anbietern (z. B. Onlineformular von www.
amtsweg.gv.at  oder über die Onlineplattform 
www.wahlkartenantrag.at  via LMR-Partner) 
zur Verfügung gestellt und können dann den 
Bürgerinnen und Bürgern auf der gemeindeeige-
nen Webseite, aber auch via HELP.gv.at auffind-
bar angeboten werden. HELP bietet weiters auch 
detaillierte Informationen zur Bundespräsiden-
tenwahl 2016 sowie zum Wählen mit Wahlkar-
te, die Ihnen als Gemeinde mittels „Content-
Syndizierung“ zur einfachen Übernahme in die 
gemeindeeigene Website zur Verfügung stehen.

Für die Bewerbung Ihres Online-Wahlkarten-
antrages stellt HELP.gv.at  wieder „Textbausteine 
zum Wahl-/Stimmkartenantrag“ bereit (Sie 
finden diese unter http://www.help.gv.at/part-
ner - Menüpunkt „Downloads“: Textbausteine 
für Gemeinde-Webseiten). 

BUNDESPRÄSIDENTENWAHL

ONLINE-WAHLKARTENANTRAG  
SPART PORTOKOSTEN

Neben dem 
elektronischen 
Wahlkarten-
antrag gibt es 
viele weitere 
Verfahren, die 
bereits zeit- und 
kostenschonend 
mit elektronischer 
Signatur erledigt 
werden können. Das 
sind z. B. die elektronische 
Zustellung, FinanzOnline, das neue Pensi-
onskonto oder ELGA sowie Anwendungen im 
Privatbereich. Dass sich die mobile Variante der 
elektronischen Signatur, die Handy-Signatur, 
bereits stark durchsetzt, zeigen auch die beacht-
lichen Zahlen. Derzeit wird die Handy-Signatur 
rund 300.000 mal pro Monat verwendet und 
rund 600.000 aktive Handy-Signaturen sind im 
Umlauf.

Die (kostenlose) Freischaltung dauert weni-
ge Minuten;  die Nutzung ist – vergleichbar mit 
dem Onlinebanking-Vorgang – denkbar einfach. 
Details zu den Aktivierungsmöglichkeiten und 
Anwendungen finden Sie unter  
www.buergerkarte.at/ .

Darüber hinaus schult das Bundeskanzler-
amt auch Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
sodass diese Handy-Signaturen der Wohnsitzbe-
völkerung aktivieren können. 

MAG. ELVIRA CHRISTINE REGENSPURGER IST MITARBEITERIN DER ABTEILUNG I/11 
IM BUNDESKANZLERAMT

 elvira.regenspurger@bka.gv.at 

INFOS ZUR  
SCHULUNG DER MIT-

ARBEITER/INNEN  
 

http://www.digitales.
oesterreich.gv.at/

site/5643/default.aspx 

VERWALTUNG
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Im Rahmen seiner Plenarsitzung in Straß-
burg stimmte das Europäische Parlament 
dem Berichtsentwurf der Luxemburgerin 
Viviane Reding (Bild) zum internationa-
len Dienstleistungshandelsabkommen 
TISA (Trade in Services Agreement) mit 
überwältigender Mehrheit zu. Zu den 
Forderungen der Abgeordneten zählen 
unter anderem: Ausnahme öffentlicher und 
audiovisueller Dienstleistungen, Öffnung 
ausländischer Märkte u. a. im Beschaf-
fungswesen, Ablehnung von Stillstands- 
und Sperrklauseln in sensiblen Bereichen 
wie öffentliche und kulturelle Dienstleis-
tungen oder öffentliche Auftragsvergabe, 
Zulässigkeit von Re-Kommunalisierungen. 
Explizit nimmt das Parlament auf Art. 

14 und 106 AEUV und Protokoll 26 über 
Dienstleistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse Bezug und fordert 
die Ausnahme aller derzeitigen und künf-
tigen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge 
vom TISA-Geltungsbereich. 
Der Bericht ist als Auftrag an die EU-Kom-
mission zu verstehen, denn ohne Zustim-
mung des Parlaments kann das Abkommen 
in der EU nicht in Kraft treten.
Die 23 Verhandlungspartner repräsentieren 
gemeinsam 70 Prozent des Welthandels mit 
Dienstleistungen.

http://ec.europa.eu/trade/policy/in-fo-
cus/tisa/index_de.htm

160.000
Personen sollten mit Ende 2015 
in der EU „umverteilt“ werden. 
Bisher wurden aber nur wenige 
Hundert in anderen Mitgliedstaa-
ten aufgenommen.
QUELLE: http://europa.eu/rapid/press-release_
IP-16-65_de.htm

Wir brauchen 2016 
eindeutige, greifbare 
Ergebnisse, damit wir 
die Kontrolle über die  
irregulären Flüchtlings-
ströme und über unsere 
Grenzen zurück- 
erlangen.“
Frans Timmermans,  
Vizepräsident der Europäischen Kom-
mission, zu den Prioritäten für 2016 
in der Flüchtlingskrise

TISA – EU-Parlament  
positioniert sich deutlich

NEWS AUS BRÜSSEL
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M it „Best of 
Austria“ setzt 
das Bundes-
ministerium 
für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft (BMLFUW) 
seinen strategischen Schwer-
punkt für das Jahr 2016 auf 
Innovationen aus Österreich. 
Unter dem Motto „Innovativ 
im Land, erfolgreich in der 
Welt“ werden aufstreben-
de Unternehmerinnen und 
Unternehmer vor den Vorhang 
geholt.

Ziel dieser nachhaltigen 
Internationalisierungs-
Offensive ist, ein modernes 
Leitbild für österreichische 
Spitzenleistungen zu entwi-
ckeln und die Vermarktung 
von Qualitätsprodukten zu 
unterstützen. Der Bevölkerung 
wird gezeigt, was Österreich 
der Welt an nachhaltigen 
Produkten und Leistungen 
zu bieten hat – von der 

hohen Lebensmittelqualität 
bis zu unserer europaweiten 
Vorreiterrolle bei modernen 
Umwelttechnologien. Auf 
diese Weise soll die Innova-
tions- und Exportfreudigkeit 
der heimischen Unternehmen 
weiter gesteigert werden. 

„Best of Austria“ rückt  
außergewöhnliche Leistun-
gen und Innovationen ins 
Rampenlicht, wobei auch klei-
nen Unter-
nehmen eine 
große Bühne 
geboten wird. 
Entscheidend 
ist, dass ihre 
Ideen und 
Produkte 
nicht nur in Österreich selbst, 
sondern auch im Export 
erfolgreich sind. Es gilt der 
Grundsatz: Aus der Region 
für die Region in die Welt. 
Regionale Kooperationen wer-
den ausgeweitet und auf die 
internationale Ebene gehoben. 

Jungbäuerinnen und Jung-
bauern profitieren ebenso wie 
junge Start-up-Unternehmen.

Die Initiative stellt dabei 
„echte Menschen“ in den 
Mittelpunkt. Erfolgreiche 
Unternehmerinnen und Un-
ternehmer aus den Bereichen 
Landwirtschaft und Umwelt-
technik werden als Botschafte-
rinnen und Botschafter eines 
lebenswerten Österreichs („L“-

Trägerinnen 
und „L“-Träger) 
vorgestellt. Mit 
ihren innovati-
ven Ideen und 
Konzepten 
präsentieren 
sie sich als 

greifbare Identifikationsfiguren 
mit starker Vorbildwirkung. 

„Best of Austria“ legt den 
Grundstein für viele neue 
Projekte und Innovationen. 
Dabei setzt die Initiative auf 
das Schneeball-Prinzip: Insti-

tutionen und Organisationen 
sollen selbst regionale Erfolgs-
geschichten erzählen und 
möglichst viele Menschen zum 
Mitmachen motivieren. Daher 
spielen auch die Sozialen Me-
dien eine wichtige Rolle. 

Im Rahmen einer breit 
angelegten Exportinitiative 
wurden schon 2015 vor allem 
im ostasiatischen Raum neue 
Märkte für österreichische 
Lebensmittel und Umwelt-
technologien erschlossen. 
Trotz Russland-Embargos 
konnten die Exporte hoch ge-
halten werden. Ein besonders 
positives Beispiel ist China. 
Dort hat das österreichische 
Handelsvolumen 2014 einen 
neuen Rekordwert erreicht. Die 
Agrar- und Lebensmittelexpor-
te nach China haben sich in 
den vergangenen vier Jahren 
versiebenfacht. 2016 soll der 
erfolgreiche Weg mit „Best 
of Austria“ weiterentwickelt 
werden. 

 INFOS AUS DEM BMLFUW 

Stabile Absatzmärkte sind die beste Zukunftsversicherung 
für eine starke und krisenfeste Wirtschaft. Die neue Initiative 
„Best of Austria“ verschafft österreichischen Spitzenleistungen 
noch mehr Aufmerksamkeit – im Inland genauso wie im 
Ausland.

INNOVATIV IM LAND, ERFOLGREICH IN DER WELT 

„BEST OF AUSTRIA“ 

Die Initiative stellt  
Authentisches aus 
den Regionen in 
den Mittelpunkt.“
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Hochwasser des Inn in Schärding

Seit 1. Jänner 2016 gelten 
neue Richtlinien für die 
Bundeswasserbauver-

waltung (RIWA-T). Transpa-
rente Finanzierungsregeln 
auf der Grundlage objektiver 
Planungsgrundsätze sollen 
die Eigenständigkeit der 
Länder bei der Umsetzung 
von Hochwasserschutzmaß-
nahmen stärken. Dabei will 
das BMLFUW übergeordnete 

Planungen im Flussraum 
intensivieren. Auch die Ziele 
und Prioritäten des Hochwas-
serrisikomanagementplans 
und des Nationalen Gewässer-
bewirtschaftungsplans spielen 
künftig eine wichtige Rolle. 
Vereinfachte Regelungen für 
Förderanträge und die noch 
effizientere Abwicklung der 
Förderungen entlasten die 
Verwaltung. 

INFOS 
Die neuen Technischen Richtlinien finden Sie unter  
bmlfuw.gv.at/wasser/wasser-oesterreich/foerderungen/foerd_
hochwasserschutz.html. 

Neue Förderrichtlinien für 
den Wasserbau
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WOHNRAUN BAUEN – UNTERBRINGUNG ERMÖGLICHEN

NICHT NUR FÜR 
FLÜCHTLINGE 

BAUEN

Die Vernetzungstreffen zur Flüchtlingssituation 
(siehe auch Titelthema dieser Ausgabe ab Seite 14) 
brachten neben den Erfahrungen der Bürgermeis-
ter auch Beispiele, wie Gemeinden Wohnraum 
schaffen können. Ein Salzburger und ein Vorarl-
berger Modell stachen besonders hervor.
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TEXT / Hans Braun

W ohnraum ist knapp in Öster-
reich. Nicht nur für Flüchtlinge, 
sondern auch für junge Familien 
ist relativ wenig Platz vorhan-
den. Als Reaktion haben ein 

paar clevere Vorarlberger Architekten eine nette 
Gleichung durchgerechnet: Der österreichische 
Gemeindebund vertritt rund 70 Prozent der ös-
terreichischen Bevölkerung in 2089 Gemeinden. 
Pro Gemeinde leben durchschnittlich 2850 Per-
sonen. Mit zwei Häusern à 15 Personen schaffen 
wir Wohnraum für 30 Personen. 30 Personen 
mal 2089 Gemeinden sind 62.670 Personen. 70 
Prozent der 90.000 Flüchtlinge in Österreich 
sind 63.000 Personen. Damit wäre das Unter-
bringungsproblem gelöst – und nicht umsonst 
propagiert Flüchtlingskoordinator Christian 
Konrad den Neubau von Unterkünften bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit. Zuletzt wurde unter 
dem Motto „Ein Dach mehr – fünf Flüchtlinge 
weniger“ eine großangelegte Spendenaktion 
gestartet.

Die zweite Säule des Vorarlberger Modells be-
inhaltet zwingend kostengünstige Wohnbau-
ten für die ortsansässige Bevölkerung. Mit dem 
Bau dieser Wohneinheiten zu vergleichbaren 
Kosten muss gleichzeitig mit gleicher Intensi-
tät begonnen werden. Die Häuser können auch 
in dichteren Strukturen gebaut werden (zum 
Beispiel dreigeschossig, für 50 bis 60 Personen) 
und sollen vorwiegend im urbanen Umfeld 
errichtet werden. Sie könnten auch massiv der 
Entlastung auf dem Wohnungsmarkt dienen, 
da erstens viele der Konventionsflüchtlinge 
nach ihrer Anerkennung Wohnungen benötigen 
werden. Und zweitens wird neben der Flücht-
lingshilfe auch der mancherorts drängenden 
Wohnungsnot für Jungfamilien abgeholfen. Die 
Vorarlberger Architektengruppe Andreas Postner 
(er stellte das Modell beim Vernetzungstreffen 
in Wieselburg vor), Hermann Kaufmann und 
Konrad Duelli hatt dazu einige Thesen aufgestellt 
(in Auszügen): 

˹˹ Die private Wohnungsmiete für Flüchtlinge 
durch die öffentliche Hand reicht nicht aus, 
um den neu dazukommenden Wohnbedarf zu 
decken. In großer Zahl freistehende Woh-
nungen können nicht und auch nicht mit der 
notwendigen Geschwindigkeit den Woh-
nungswerbern zur Verfügung gestellt werden. 
Auch wenn weiter mit Nachdruck versucht 

Das Vorarlberger Modell eignet sich nicht nur für eine dörfliche Struktur, wo zwi-
schen den Häuser etwas mehr Platz ist. Kleinere Einheiten werden so platziert, 
dass eine Durchmischung mit dem Altbestand gegeben ist und allein dadurch die 
Integration leichter fällt. Für den Gebrauch für Flüchtlinge wird der vorhandene 
Platz effizient genutzt, für den Bedarf für Jungfamilien aus dem Ort sieht die 
Raumaufteilung ganz anders aus. Diese Bauten können auch zwei- bis dreigeschos-
sig ausgeführt werden.

LINKS ZUM THEMA  
 

www.oesterreich- 
hilfsbereit.at 

BAUEN
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werden muss, viele dieser Wohnungen für 
den Wohnungsmarkt zu gewinnen: Neuer 
Wohnbau ist notwendig.

˹˹ Bauen, das Errichten von Wohnungen, gehört 
selbst zu den elementaren Integrationsele-
menten. Wie wir bauen, entscheidet wesent-
lich mit, ob Integration gelingen kann. Der 
Bauprozess selbst muss von Anfang an in die 
Integrationskonzepte einbezogen werden. 

˹˹ Neubauten für Flüchtlinge müssen als Impuls 
und integrativer Bestandteil der Gemeinde-
entwicklung verstanden werden. Hier rasch, 
dichte Gebäudestrukturen für Flüchtlinge – 
dort und später, daneben übliche Gemeinde- 
entwicklungs-Strategien, kann nicht funkti-
onieren. Die Gemeinden müssen – für die aus 
ihrer Sicht entstehenden großen zusätzlichen 
Belastungen – in eine Mit-Win-Situation 
gelangen. Sie sind die entscheidenden Player 
und Akteure. Auf ihren Feldern entscheidet 
sich grundlegend, ob die Voraussetzungen für 
ein glückendes, alltägliches Zusammenleben 
geschaffen werden können.

˹˹ Echte Integration erfordert kostengünstigen 
Wohnbau für alle. Neuer Wohnbau nur für 
Flüchtlinge reicht nicht, es braucht gleichzei-
tig, in gleichem Umfang und zu vergleichbar 
niedrigen Kosten einen neuen Wohnbau auch 
für die ortsansässige Bevölkerung.

˹˹ Es muss verhindert werden, dass die Wohn-
bedürfnisse auf den Wohnungsmärkten für 
Asylwerber, Konventionsflüchtlinge (aktuell 
benötigter Wohnraum für etwa 1500 bis 2000 
Personen) und ortsansässige Wohnungswer-
ber in zunehmend verstärkte Konkurrenz 
geraten. Dies kann und muss gelingen.

Einen anderen Zugang hat das Salzburger 
Rote Kreuz. Hier wurden für für je 76 Asylwer-
ber Holzhäuser in skandinavischer Bauweise 
errichtet. Das Konzept, das vom Roten Kreuz 
gemeinsam mit Architektin Melanie Karbasch 
und dem Salzburger Holzbau-Unternehmen 
Meiberger aus Lofer entwickelt wurde und zwei 
dreigeschossige Holzhäuser für 44 oder 32 Be-
wohner und zwei zweigeschossige Holzhäuser 
für 28 oder 16 Bewohner umfasst, beruht auf Er-
fahrungen von früheren Katastropheneinsätzen 
im Ausland, so Landesgeschäftsführerin Sabine 
Kornberger-Scheuch bei der Präsentation beim 
Vernetzungstreffen in Wieselburg. Die je nach 
Grundstückgröße und Ortsbild zwei oder dreige-
schossigen Fertigteilhäuser sind so geplant, dass 
sich die Bewohner selbst versorgen können. FO
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Für die längerfristige 
Unterbringung von 
Asylwerbern hat das 
Rote Kreuz Salzburg 
das Konzept der Holz-
häuser entwickelt. 
Dort finden Asylwer-
ber eine menschen-
würdige Bleibe unter 
Berücksichtigung 
ihrer individuellen 
Bedürfnisse. In den 
zwei dreigeschossigen 
Häusern sind 44 bzw. 
32 Bewohner unterge-
bracht. In dem Haus 
mit weniger Wohnein-
heiten befinden sich 
im Erdgeschoss ein 
Büro, ein Mitarbeiter-
Aufenthaltsraum, ein 
Arztraum und ein 
Seminarraum. Pro 
Wohneinheit gibt es 
zwei Schlafräume für 
je zwei Personen und 
eine kleine Gemein-
schaftsküche. Die Asyl-
werber kochen selbst; 
auch für ihre Wäsche 
und die Reinigung der 
Wohneinheiten sind 
sie selbst verantwort-
lich. Das Asylquartier 
wird rund um die 
Uhr von Mitarbeitern 
des Roten Kreuzes 
betreut.

Auf den Feldern der  
Gemeinden entscheidet  
sich grundlegend, ob die  
Voraussetzungen für ein glücken-
des, alltägliches Zusammenleben 
geschaffen werdenkönnen.“

BAUEN
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Die Wohnanlage verfügt neben den Wohnein-
heiten für jeweils vier Personen über vorgefer-
tigte Sanitärzellen, einen Koch- und Essraum, 
einen Seminarraum für Schulungen, einen 
Mitarbeiter-Aufenthaltsraum, einen Arztraum, 
über Büro- und Personalräume für das betreu-
ende Rote-Kreuz-Personal und einen Hauswirt-
schaftsraum, in dem die Bewohner ihre Wäsche 
waschen, trocknen und bügeln können. Die 
Asylwerber würden selbst einkaufen, das fördere 
ihre Integration ebenso wie Deutschkurse vor 
Ort und ein Freizeit- und Sportprogramm, wie 
die Rot Kreuz-Landesgeschäftsführerin Korn-
berger-Scheuch erklärte. 
Die Holzhäuser können auch zerlegt und 
beispielsweise für Katastrophenfälle wieder 
aufgebaut werden. Zehn Wochen nach Auftrags-
erteilung sind die Holzhäuser bezugsfertig. 
Ein dreigeschossiges Objekt mit elf Wohnein-
heiten für insgesamt 44 Menschen kostet rund 
450.000 Euro. Dazu kommen noch Kosten für 
die Einrichtung, die Außenanlagen und die Er-
schließung des Grundstücks. Alle Objekte verfü-
gen über einen Wasser- und Kanalanschluss. Für 
die Wohnanlagen in Tamsweg und Seekirchen 
hat das Rote Kreuz Salzburg einen Kredit in der 
Höhe von rund zwei Millionen Euro aufgenom-
men. Refinanziert werden die Holzhäuser über 
den Tagsatz für Asylwerber aus der Grundver-
sorgung. Dieser beträgt 19 Euro pro Asylwerber, 
inklusive 6,50 Euro für das Essen. Die Grundstü-
cke werden aus einem Fixbetrag beglichen.
Eines der wichtigsten Argument für diese Lösung 
ist die Tatsache, dass vom Fundament bis zum 
Dach die Häuser ausschließlich von Salzburger 
Unternehmen gefertigt werden konnten, die 
Wertschöpfung also im Land blieb. 

KOMMENTAR

HARALD PITTERS, TRENDEXPERTE UND 
KOMMUNALFORSCHER

Nach dem großen Themenblock 
Infrastruktur wird dieses Genre 
im neuen KOMMUNAL mit 
„Bauen und Sanieren“ konse-
quent fortgeführt. Insbesondere 
am Jahresanfang zeigt die hohe 
Zahl an Veranstaltungen und 
Messen die beachtliche Energie 
und Innovationskraft, die von 
diesem Sektor ausgeht. In den 
heimischen Gemeinden spielen 
dabei Bebauung und Sanierung 
eine zentrale Rolle – dies sind 
keineswegs einander ausschlie-
ßende Gegensätze. Unsere 
Kommunen sind ein zentraler 
Investitionsmotor, und gerade 
darin äußern sich immer wieder 
Verantwortungsgefühl und Kre-
ativität unserer Regionen. Es gilt, 
ein intuitives Gespür für Land-
schaft, Kultur und BewohnerIn-
nen zu entwickeln und zentrale 
ökonomische und ökologische 
Aspekte im Auge zu behalten. 
Unter besorgten Betrachtern und 
im medialen Raum gibt es aber 
auch regelmäßig die Kritik, zu 
viel Unverbautes zu bebauen 
und damit unser Landschaftsbild 

irreparabel zu schädigen. Es gilt 
daher, Bestehendes mit Gefühl 
und Demut zu bewahren und 
gleichzeitig die Brücke in die 
Moderne zu schlagen. Sorgsam 
renovierte Bauten können hier 
ebenso ein touristisches High-
light bilden wie neu errichtete 
Gebäude. Diese von Menschen-
hand geformten Bauwerke sind 
sozusagen Österreichs ästheti-
scher Fußabdruck und stellen 
ein wichtiges Bindeglied zwi-
schen Tradition und Moderne 
dar. Wie der laufende Pitters® 
KOMMUNALTrend zeigt, sind 
Bauen und Sanieren ganz oben 
auf der kommunalen Agenda, 
und es spricht vieles dafür, dass 
dies auch in den kommenden 
Jahren so bleibt. Es geht dar-
um, eine geeignete Balance zu 
finden, Wertvolles zu erhalten, 
zu modernisieren und nutzbar 
zu machen und gleichzeitig für 
Innovationen offen zu sein. 

 office@pitters.at 
www.pitters.at

Bauen und Sanieren –  
ein kommunales Pendel

BAUEN



Aufgrund seines Wech-
sels von Pipelife Austria 
zur Holding der interna-

tional tätigen Pipelife Gruppe 
schied Mag. Karl Aigner Ende 
2015 aus dem GRIS (Güte-
schutzverband Rohre im Sied-
lungswasserbau) aus. Dadurch 
kam es im Verband zu folgen-
den Änderungen: Die Leitung 
der Sektion Kunststoffrohre 
ging von Karl Aigner auf Wolf-
gang Lux (Geschäftsführer, 
Poloplast) über. Das führte mit 
sich, dass Lux Aigner auch im 
dreiköpfigen GRIS-Präsidium 
nachfolgte. „Firma Poloplast 
ist langjähriges GRIS-Mitglied. 
Mit dieser Regelung  ist Konti-
nuität gewährleistet“, betonten 
Aigner sowie die Präsidiums-

mitglieder DI Paul Kubeczko 
(Geschäftsführer Technik, VÖB) 
und Gerald Pasa (Vertriebslei-
ter Ost, TRM) im Rahmen der 
GRIS-Vorstandssitzung am 16. 
Dezember 2015. 

Der Verband umfasst 
drei Sektionen: Rohre und 
Formstücke aus Beton und 
keramischen Werkstoffen, aus 
Kunststoff sowie aus metalli-
schen Werkstoffen. Damit sind 
im GRIS sämtliche Materialien, 

die für die Herstellung von 
Rohren für die Abwasserent-
sorgung und Trinkwasserver-

sorgung verwendet werden, 
vertreten. 

Durch die Erstellung der 
GRIS-Gütevorschriften und 
Überwachung der Einhaltung 
unter den Vorgaben der ÖGA* 
(Österreichische Güteanfor-
derungen für Erzeugnisse im 
Siedlungswasserbau) ist der 
GRIS ein wichtiger Partner 
und Garant für hohe Qualität 
der Rohrsysteme.

www.gris.at
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GRIS (GÜTESCHUTZVERBAND ROHRE IM SIEDLUNGSWASSERBAU)

WOLFGANG LUX FOLGT MAG. KARL AIGNER

DI Paul Kubeczko, Mag. Karl Aigner,  Wolfgang Lux, Gerald Pasa

KONTAKT 
GRIS
info@gris.at
+43 1 798 16 01-150 

* Mitglieder der ARGE ÖGA sind weiters: 

Bundeskammer der Architekten und 

Ingenieurkonsulenten, GWT (Gütege-

meinschaft Wassertechnik), ÖVGW (Öster-

reichische Vereinigung für das Gas- und 

Wasserfach),  Österreichischer Gemeinde-

bund, Österreichischer Städtebund, Wirt-

schaftskammer Österreich (Bundesinnung 

Bau und Fachverband Technische Büros 

– Ingenieurbüros).

PERSONALIA
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Ihre Vorteile: 
• Flexible Raumlösungen für Kindergärten /  
 Schulen / Sportvereine /Jugendzentren
• Wärmedämmung mit modernsten Materialien
• Attraktives Preis-Leistungsverhältnis

• Beratung vor Ort

Anwendungsbeispiele: 
• Gruppenräume
• Aufenthalts- und Sozialräume
• Umkleide und Garderoben

Kontaktieren Sie uns 
Telefon: +43 2236 601-0 • E-Mail: ctx@containex.com

www.containex.com

CTX_KOMMUNAL-INSERAT(185x113)_116-rz.indd   1 01.02.16   12:21



40  //  KOMMUNAL   03/2016

 GESTALTEN & ARBEITEN 

DAS EGGER-KONZEPTHAUS BRINGT EINE WOHNLÖSUNG FÜR FLÜCHTLINGE

KONZEPT FÜR DIE UNTER- 
BRINGUNGSPROBLEMATIK

Zusammen mit 
dem Architekten 
Bruno Moser und 
dem Holzbauun-
ternehmen Saurer 

entwickelte der Holzwerk-
stoffhersteller das EGGER-
Konzepthaus. Dieses wird der 
schwierigen Anforderung der 
Flüchtlingskrise – rasch Wohn-
raum bereitzustellen, der sich 
an diverse Bedürfnisse und 
individuelle Gegebenheiten vor 
Ort anpassen lässt – gerecht 
und setzt zudem einen zen-
tralen Fokus auf nachhaltige 
Nutzung. 

Wetterfester Wohnraum 
binnen kürzester Zeit. Mit 
dem EGGER-Konzepthaus bie-
tet der Holzwerkstoffhersteller 
ein kostenloses Konzept, mit 
dem leistbarer, nachhaltiger 
und kurzfristig verfügbarer 
Wohnraum rasch umgesetzt 
werden kann. Möglich macht 
dies die modulare Bauweise. 
„Geringes Transportgewicht, 
eine optimale Ausnutzung der 
Rohmaterialien, hohe Flexibi-
lität, Nachhaltigkeit und einfa-
che Handhabung zeichnen un-

ser Konzept aus“, fasst Carsten 
Ritterbach, Leitung Marketing/
Produktmanagement EGGER 
Building Products, zusammen. 
Der markanteste Unterschied 
zu herkömmlichen Raum-
zellen oder Containern ist 
das Gebäudevolumen. Das 
gesamte Gebäude wird in 
gedämmten Flächenelemen-
ten zerlegt angeliefert, um den 
Transport und die Lagerkosten 
zu minimieren. Die schnelle 
Montage erlaubt es, binnen 
kürzester Zeit auch mehrstö-
ckige Gebäude zu errichten

Langfristige, nachhaltige 
Nutzung. So schnell wie die 
Module aufgebaut werden 
können, so schnell ist es 
möglich, sie – auch an einem 
anderen Ort – als Büro, 
Studentenheim, Kindergarten 
oder Mikroappartement wie-
derzuverwenden. „Das EGGER- 
Konzepthaus ist so konzipiert, 
dass mit weiteren Ausbau-
maßnahmen langfristig mo-
derner Wohnraum entstehen 
kann“, erläutert Ulrich Bühler 
die nachhaltige Nutzung des 
EGGER-Konzepthauses. 

Die Raumhöhe wurde so 
gewählt, dass nachträglich ein 
Fußboden eingebaut werden 
kann. Wände können unter 
anderem mit Gipskartonfa-
serplatten oder einer Installa-
tionsebene beplankt werden, 
demontierbare bzw. verschieb-
bare Innenwände ermöglichen 
eine flexible Raumaufteilung. 
Die Fassade mit Streifen aus 
Dreischichtplatten ist nur vor-
gehängt, damit sie gegebenen-

falls gegen eine neue Fassade 
ausgetauscht werden kann. 

INFOS 
FRITZ EGGER GmbH & Co. OG
Holzwerkstoffe
Weiberndorf 20
6380 St. Johann in Tirol

≤ +49 3841 301 – 21990
www.egger.com/konzepthaus

In der aktuellen Flüchtlingskrise ist  
die Knappheit wetterfester Unterkünfte  
ein akutes Problem. EGGER stellt ein  
Konzept für schnell verfügbaren, leistbaren 
und nachhaltigen Wohnraum vor:  
das EGGER-Konzepthaus. 
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Wohnraum wird schnell, leistbar und nachhaltig verfügbar.

Die Module bestehen aus standardisierten Elementen, die 
durch ihren hohen Vorfertigungsgrad vor Ort schnell montiert 
werden können.
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SCHULKREATIV-WETTBEWERB 

KUNST AUS STEINEN  
UND ERDEN

A lle Kinder und 
Jugendlichen 
von der 1. bis zur 
8. Schulstufe in 
Niederösterreich 

sind zum Zeichnen, Malen 
und Gestalten mit minerali-
schen Rohstoffen eingeladen. 
Mineralische Rohstoffe wie 
Sand- und Kalkstein, Granit, 
Schiefer, Kies, Gips, Ton, Kohle, 
Kreide und Salz zeigen sich bei 
diesem Wettbewerb von einer 
völlig anderen Seite. Bereits 
seit Jahrhunderten finden 
diese Rohstoffe Verwendung in 
der Kunst: Kreide als Pigmen-
te für Farben, Zeichnungen 
aus Kohle, Gefäße aus Ton, 
Gipsfiguren oder Sandstein, 
Granit oder Marmor in der 
Bildhauerei. Vor allem aber ist 
unser Alltag geprägt von mine-
ralischen Rohstoffen. Sie sind 
wichtiger Bestandteil in vielen 
Gebrauchsgegenständen wie 
Glas, Kosmetika, Medikamen-
te, Fernseher, Papier, Farben, 
Lacke und sogar Futter- und 
Lebensmittel. 

Gebrauch an Baurohstoffen 
ist riesig. Der größte Teil der 
in Österreich gewonnenen 
Rohstoffe wird jedoch für die 

Aufrechterhaltung unseres 
Wohlstands gebraucht: zum 
Bau von Häusern, Brücken, 
Tunnels und Straßen. Vor 
allem jungen Menschen soll 
die Vielfältigkeit, aber auch 
die Notwendigkeit der Roh-
stoffgewinnung in Österreich 
aufgezeigt werden. So wie der 
Strom nicht aus der Steckdose 
kommt, kommen auch mine-
ralische Rohstoffe nicht aus 
dem Baumarkt. Gerade bei der 
Gewinnung von mineralischen 
Rohstoffen ist es wichtig, dass 
die Nahversorgerrolle der hei-
mischen Betriebe aufrechter-
halten bleibt. Dabei trägt jeder 
Bürgermeister als Baubehörde 
erster Instanz die Verantwor-
tung, dass nur zugelassene 
und qualitativ entsprechende 
Produkte in Ausbau und Er-
halt der Gemeindeinfrastruk-
tur eingesetzt werden. Schafft 
es dieser nicht, die Gemeinde 
mit mineralischen Rohstoffen 
aus der nahen Umgebung zu 
versorgen, steigen Rohstoff-
kosten, Transportaufwand und 
Umweltbelastungen. 

Mineralische Rohstoffe auch 
in der Kunst vielfältig ein-
setzbar. Ziel dieses Wettbe-

werbs ist es deshalb, vor allem 
jungen Menschen nahezu 
bringen, wie notwendig, aber 
auch wie vielseitig diese Roh-
stoffe eingesetzt werden. Dazu 
hat die Stein- und keramische 
Industrie eine Broschüre mit 
vielen praktischen Beispielen 
für den Unterricht, eine Home-
page und einen Poster für die 
Schulen gestaltet. Die einge-
reichten Arbeiten werden im 
Mai 2016 mittels öffentlichem 
Online-Voting sowie von einer 
Jury bewertet. Als Jurymit-
glieder konnten BR KommR 
Sonja Zwazl sowie die Künstler 
Prof. Erwin Wurm und Peter 
Klitsch gewonnen werden. 
Zum Wettbewerb können sich 
alle niederösterreichischen 
Schulen und Schüler noch bis 
Anfang März 2016 anmelden. 
Spätestens am 15. April 2016 
müssen die Fotos der Expona-

te übermittelt sein. Unterstützt 
wird der erste Schulkreativ-
Wettbewerb für Kunst aus 
Steinen und Erden vom Forum 
mineralische Rohstoffe, dem 
NÖ Landschaftsfond und dem 
Landesschulrat Niederöster-
reich.

Alle Infos zum Schulkreativ-
Wettbewerb sowie die Anmel-
dung gibt es auf  
www.schulkreativ.at.

INFOS 
Forum mineralische Rohstoffe
Mag.iur. Robert Wasserbacher
Wiedner Hauptstraße 63
1045 Wien
≤ 05 90 900 3534
≤ �info@ForumRohstoffe.at
www.ForumRohstoffe.at

Die Stein- und keramische Industrie der  
WK Niederösterreich lädt zum ersten Schul- 
kreativ-Wettbewerb für Kunst aus Steinen 
und Erden ein. 
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Die niederösterreichische Wirtschaftskammer-Präsidentin  
Sonja Zwazl ist eines der Jurymitglieder.
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Ziel des Projektes „Wegweiser 
Naturgefahren“ ist es, Hausei-

gentümer und Planer bereits vor 
Baubeginn und nicht erst im Rahmen 
des Bauverfahrens, auf Naturgefahren 
aufmerksam zu machen, um mögliche 

Einwirkungen in der Planung zu 
berücksichtigen. 

TEXT / Susanna Tscharner & Johannes Hübl

In Österreich ist eine große Anzahl von 
Gebäuden durch Naturgefahren, wie Hoch-
wasser, Muren, Steinschlag, Rutschungen, 
Schnee, Hagel oder Sturm gefährdet. Für viele 
dieser Prozesse gibt es Gefährdungsinforma-

tionen und für manche Naturgefahren existieren 
auch Normen und Regelwerke, die beim Bau 
anzuwenden sind. Laut einer Studie des WIFO 
(Österreichisches Institut für Wirtschaftsfor-
schung) hat sich die Anzahl der Gebäude in 
Österreich innerhalb von sechzig Jahren (1951-
2011) verdoppelt. Das bringt mehr versiegelte 
Flächen und eine Erhöhung des Schadenspoten-
zials mit sich. 

Ziel des Projektes Wegweiser Naturgefah-
ren ist es, Hauseigentümer und Planer bereits 
vor Baubeginn, und nicht erst im Rahmen des 
Bauverfahrens, auf Naturgefahren aufmerksam 
zu machen, um mögliche Einwirkungen in der 
Planung zu berücksichtigen. Die Gefährdungs-
information kann großteils aus Karten abgerufen 

werden und ist teileweise par-
zellenscharf vorhanden. Um 
Folgekosten beim Eintritt von 
Naturgefahrenereignissen 
möglichst gering zu halten, 
ist es günstig, diese Einwir-

kungen im Vorfeld zu berück-
sichtigen und entsprechende 
Schutzmaßnahmen am Gebäu-

de vorzunehmen. Bereits einfache 
Maßnahmen am oder im Nahbereich 

des Gebäudes, wie das Hochziehen von 
Kellerlichtschächten, kleine Gegenan-
stiege vor Garageneinfahrten oder hagel-

resistente Baumaterialien, können zur 
Reduktion von Schäden im Ereignis-

fall führen. 

GEBÄUDESCHUTZ

MEHR SCHUTZ 
FÜR HÄUSER

Bereits einfache Maßnahmen am oder im Nahbereich 
des Gebäudes, wie das Hochziehen von Kellerlicht-
schächten, kleine Gegenanstiege vor Garageneinfahr-
ten oder hagelresistente Baumaterialien, können zur 
Reduktion von Schäden im Ereignisfall führen.

BAUEN

Im Projekt „Wegweiser 
Naturgefahren“ der Uni-
versität für Bodenkultur 
und des Bundesminis-
teriums für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft 
wird ein „Werkzeug“ 
entwickelt, um Haus-
eigentümern und Pla-
nern zukünftig den Weg 
durch die Vielzahl an 
Naturgefahreninforma-
tionen zu erleichtern.
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Informationen über die unterschiedlichen 
Gefahrenarten können von verschiedenen 
Quellen bezogen werden. Gemeinsam mit 
Experten und Expertinnen aus mehreren 
Fachrichtungen wurde eine Projektskizze ent-
worfen, um die Grundstückseigentümer durch 
diesen „Informationsdschungel“ zu führen. Mit 
dem Wegweiser Naturgefahren wird ein Ins-
trument zur Einschätzung der Einwirkungen 
durch Naturgefahren und eine Entscheidungs-
grundlage für Handlungsoptionen entwickelt. 
Inhaltlich beschäftigt sich der Wegweiser mit 
hydrologischen, geologischen und meteo-
rologischen Gefahren sowie Gefahren durch 
Schnee anhand folgender Fragen: 

˹˹ Was ist und wie entsteht die Naturgefahr? 
˹˹ Welche Auswirkungen hat die Naturgefahr? 
˹˹ Was gibt es für Information zur Gefährdung? 
˹˹ Was gibt es für bauliche Gebäudeschutz-
maßnahmen? 

Der Weg zu bereits vorhandenen Gefähr-
dungsinformationen und die Möglichkeiten 
des Gebäudeschutzes werden anhand von 
Internetlinks, Literaturverweisen und An-
sprechpartnern aufgezeigt. Eine Umsetzung 
in Form eines digitalen Tools, wie einer App, 
ist denkbar. Mittels einer Kurzbewertung des 
Grundstücks bekommen die Nutzerinnen 
und Nutzer Informationen zu den relevanten 
Naturgefahren bis hin zu möglichen Gebäude-
schutzmaßnahmen.

Um den Nachweis einer Berücksichtigung 
der Naturgefahren und der gesetzten Gebäude-
schutzmaßnahmen zu erbringen, besteht ein 
wichtiger Teil des Wegweisers aus einer stan-
dardisierten Dokumentation der vorgenom-
menen Maßnahmen am und um das Gebäude. 
Das Bestandsaufnahmeblatt (links) beinhaltet 
Baunachweise, Fotos und Beschreibungen der 
gesetzten Maßnahmen und könnte künftig 
beim Liegenschaftsverkehr oder im Hinblick 
auf Versicherungen als Nachweis eingesetzt 
werden. 

Ziel ist es, die Verletzlichkeit von Objekten 
zu verringern, um monetäre wie auch ideelle 
Schäden im Ereignisfall gering zu halten. Denn 
die Integration von Gebäudeschutzmaßnah-
men, bei Planung, Bemessung und Bau von 
neuen Objekten sowie konstruktiven Adaptie-
rungen an bestehenden Gebäuden, kann die 
Schadanfälligkeit von Gebäuden reduzieren. 

UNIV. -PROF. DI DR. JOHANNES HÜBL IST LEITER DES INSTITUTS FÜR ALPINE NATUR-
GEFAHREN AN DER UNIVERSITÄT FÜR BODENKULTUR

 johannes.huebl@boku.ac.at

DI SUSANNA TSCHARNER IST WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITERIN DES INSTITUTS 
FÜR ALPINE NATURGEFAHREN, UNIVERSITÄT FÜR BODENKULTUR

 susanna.tscharner@boku.ac.at

Das Bestandsaufnahmeblatt beinhaltet Baunachweise, Fotos und Beschrei-
bungen der gesetzten Maßnahmen und könnte zukünftig beim Liegenschafts-
verkehr oder im Hinblick auf Versicherungen als Nachweis eingesetzt werden. 
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D ie hohe Anzahl an 
Wahlkarten-An-
trägen bei Wah-
len in Österreich 
zeigt deutlich, wie 

wichtig den Bürgern der Wahl-
service ist. Die Stimmabgabe 
per Briefwahl – unabhängig 
von Ort und Zeit – motiviert 
sogar Nichtwähler, an Wahlen 
teilzunehmen.

Der LMR-Wahlservice 
bietet seit 2010 in einer 
Kooperation zwischen der 
Comm-Unity EDV GmbH, der 
Österreichischen Post und den 
LMR-Partnern (NÖ Gemeinde-
Datenservice GmbH, OÖ 
Gemeinde-Datenservice 
GmbH, KUFGEM-EDV GmbH, 
Gemeindeinformatik GmbH, 
PSC Public Software & Consul-
ting GmbH, Gemeindeverband 
Krems) einen umfangreiches 
Wahlservice für Städte und 
Gemeinden sowie barriere-
freien Zugang zum Wahl- und 
Stimmkartenantrag für Wähler 
an.  Dieser Full-Service ist für 

alle Arten von Wahldurchgän-
gen (Wahlen, Volksabstim-
mungen und -befragungen) 
geeignet und erleichtert 
Städten und Gemeinden die 
Wahlvorbereitung und -durch-
führung.

Die amtlichen Wahlinforma-
tionen und der vorausgefüll-
te Wahlkartenantrag werden 
in einem Folder zugestellt. 
Neben einem Antragscode für 
die einfache Online-Bestellung 
der Wahlkarte enthält der 
Folder auch einen Barcode, der 
die Erfassung der Wahlkarten-
anträge erleichtert. 
Die durchgängige, EDV-
gestützte Wahlkarten-Abferti-
gung vermindert den Ver-
waltungsaufwand und spart 
somit Ressourcen ein. 

Zusätzlich richtet sich der 
Wahlservice auch direkt an 
die Wählerinnen und Wähler. 
Denn durch die ansprechen-
de und umfassende Wah-
linformation, die einfache 

Bestellung der Wahlkarten 
und die Stimmabgabe per 
Briefwahl wird es dem Bürger 
erleichtert, sein Recht auf 
direkte Demokratie zu nutzen 
– dadurch steigt die Wahlbe-
teiligung.

INNOVATIVE WAHLSERVICES

MIT DER BRIEFWAHL ZU  
HÖHERER WAHLBETEILIGUNG

Die steirische Marktgemeinde Thal nutzt den LMR-Wahlservice. 
Bürgermeister Matthias Brunner: „Mit dem innovativen Wahl-
service der Comm-Unity EDV GmbH schaffen wir noch besseren 
Komfort für unsere Wahlberechtigten und reduzieren nachhaltig 
unseren Verwaltungsaufwand.“

WEITERE INFOS 

Mehr Informationen zu den 
Wahlservices der Post sowie 
zur Briefwahl erhalten Sie bei 
der Business-Hotline der Post 
unter 0800 212 212 oder  
businessservice@post.at 
sowie in unserem Wahlservice-
Folder unter  
www.post.at/Wahlservices

Die österreichische Post bietet Ihnen unter-
schiedliche Lösungen und Services, die Sie 
bei der Vorbereitung und Durchführung der 
bevorstehenden Bundespräsidentschaftswahl 
individuell unterstützen. Die Briefwahl ist  
dabei eines der beliebtesten Wahlmittel.
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Das Faltmailing kann wichtige 
Informationen zur Wahl sowie 
bis zu zwei Anforderungskarten 
für die Wahlkarte enthalten. 



EN
TG

EL
TL

IC
H

E 
EI

N
SC

H
AL

TU
N

G

SAUBERE HOLLU-FINANZIERUNG

100% Maschinenpower,  
0% Zinsen
„Mit unserem Finanzie-
rungsmodell ermöglichen 
wir eine einfache Finan-
zierung ohne Risiko, ohne 
Gebühren, ohne versteckte 
Kosten“, bringt es hollu 
Geschäftsführer Simon 

Meinschad auf den Punkt. 
Das heißt: Durch die Finan-
zierung teilt sich der Kauf-
preis der Maschine einfach 
nur auf 12 Monate auf – es 
kommen weder Gebühren 
noch Zusatzkosten hinzu. 
Während der Laufzeit bleibt 
die Rate immer gleich hoch 
und es fallen auch keinerlei 
Zinsen an.

KONTAKT 
hollu Systemhygiene GmbH
Salzstraße 6, 6170 Zirl
Telefon: 0800 100 76 10
www.hollu.com

Auf das neue Maschinensor-
timent folgt ein attraktives 
Finanzierungsmodell von hollu: 
0% Zinsen und keine Gebühren.EN
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MOTIVATION FÜR ALLE GLASRECYCLERINNEN

„glasartig“ – mit App und 
Glück zur Lieblingsmusik
Jedes Klirr, das durch Ein-
werfen leerer Glasverpa-
ckungen in den Glascontai-
ner zu hören ist, wird vom 
Mikrophon des Smartpho-
nes erfasst. Die Recycling-
leistung kann im sozialen 
Netzwerk geteilt werden und 
man ist der Lieblingsmusik 
ein gutes Stück näher. Wer 

bei glasartig registriert ist 
und mitmacht, nimmt an 
der monatlichen Verlosung 
von iTunes oder GooglePlay-
Gutscheinen teil. 
App glasartig laden (App 
Store und Google play), Glas 
entsorgen und – mit etwas 
Glück – gewinnen. 

KONTAKT 
Austria Glas Recycling GmbH
Monika Piber-Maslo
Obere Donaustraße 71
1020 Wien
www.agr.at
www.agr.at/glasartig
www.facebook.com/ 
            austriaglasrecycling
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Um das Engage-
ment der Ge-
meinden, Städte 
und Regionen 
in diesem Be-

reich zu würdigen, riefen sie 
den Award zur „Saubersten 
Region Österreichs“ ins Leben, 
der heuer zum dritten Mal 
stattfinden wird. Hinter dem 
Projekt stehen neben „Rein-
werfen statt Wegwerfen“ 
auch der Gemeindebund, der 
Städtebund und die Österreich 
Werbung.

Viele Gewinner. Gemeinden 
und Regionen profitieren 
gleich doppelt. Einerseits 
durch die saubere Umwelt an 
sich: Eine solche steigert die 
Zufriedenheit in der Bevölke-
rung, denn wer möchte nicht 
in einer sauberen Landschaft 
leben? Die lokale Wirtschaft 
profitiert ebenso, da zahlreiche 
Touristen Österreich wegen 
seiner schönen und sauberen 
Landschaft besuchen. Letztlich 

sparen die Gemeinden auch 
Kosten für die Abfallsamm-
lung, wenn Müll richtig ent-
sorgt wird und nicht im Wald, 
in Gewässern oder in der Stadt 
auf dem Boden landet.

Der Titel „Sauberste Region 
Österreichs“ bringt einer Ge-
meinde aber noch weit mehr. 
Sowohl die Stadtgemeinde 
Mödling, die 2014 erstmals 
mit dem Award ausgezeich-
net wurde, als auch Kufstein, 
das letztes Jahr den Preis 

entgegennehmen durfte, 
freuten sich über eine massive 
mediale Berichterstattung 
weit über die lokalen Grenzen 
hinaus. Die Bewusstseinsbil-
dung innerhalb der Bevölke-
rung erfuhr einen erneuten 
Aufschwung und die zustän-
digen Personen innerhalb der 
Gemeinden einen Motivations-
schub. Auch die Finalisten und 
die Gewinner der Sonderpreise 
konnten ihre Auszeichnungen 
zur Positionierung als lebens-
werte Gemeinde nutzen.

ANTI-LITTERING-INITIATIVE

NÄCHSTE RUNDE „SAUBERSTE 
REGION ÖSTERREICHS“

Gemeinden und Regionen profitieren gleich doppelt. Einerseits 
durch die saubere Umwelt an sich. Der Award nutzt andrerseits auch 
der lokalen Wirtschaft, da zahlreiche Touristen Österreich wegen 
seiner schönen und sauberen Landschaft besuchen. 

„Die größten Gewin-
ner einer sauberen 
Umwelt sind die Ge-
meinden“, dachten 
sich die Verantwortli-
chen von Österreichs 
größter Anti-Littering- 
Initiative „Reinwerfen 
statt Wegwerfen“.

EINREICHEN FÜR  
„SAUBERSTE REGION  
ÖSTERREICHS 2016“

Im Februar startete die Aus-
schreibung zur „Saubersten 
Region Österreichs 2016“. 
Es warten wieder attraktive 
Preise sowie die Chance auf 
die begehrte Auszeichnung. 
Als Einreicher ist jeder berech-
tigt, der als offizieller Vertreter 
seiner Gemeinde, Stadt oder 
Tourismusregion agiert. Es 
können ein oder mehrere Pro-
jekte eingereicht werden. 

Die Einreichfrist endet am 
31. Mai 2016. Alle Infos dazu 
gibt es in Kürze auf  
www.kommunalnet.at oder 
unter office@reinwerfen.at
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Kufstein freute sich gemeinsam 
mit Gregor Schlierenzauer.
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DIE PFLICHT ZUM STRASSENBELEUCHTUNGSBETRIEB

leitet sich in Österreich nicht explizit aus einem Gesetz ab, 
sondern aus der Rechtsprechung und diversen Normen.

qq §1296 ABGB  Verkehrssicherungspflicht
qq §1319a ABGB Wegehalterhaftung
qq §1319 ABGB Bauwerkhaftung
qq § 32, §89 und §90 StVO Straßenverkehrsordnung
qq ÖNORM EN 13201 
qq ÖNORM O 1051
qq ÖNORM O 1052
qq ÖNORM O 1053
qq ÖVE/ÖNORM E 8001-4
qq ÖNORM EN 50110
qq ÖNORM EN 40

EFFIZIENZ IST GEFRAGT. 
qq Die LED-Technologie hat immer noch  
Verbesserungspotential und ist dazu noch  
hinsichtlich Lebensdauer und Wartung unschlagbar.

umfasst Österreichs öffentliche Beleuchtung.
LICHTPUNKTE

ENERGIEVERBRAUCH

14%

GESAMTVERBRAUCH  
ELEKTRISCHE ENERGIE EU BELEUCHTUNG

öffentliche 
Beleuchtung

20 % private 
HaushalteBeleuchtung

86 %  
andere 80%

der gesamten STROMKOSTEN einer durchschnittlichen Gemeinde 
verantwortlich.

45%Die Straßenbeleuchtung ist für bis zu

kann der ENERGIEVERBRAUCH der Straßenbeleuchtung mit der heute 
verfügbaren Technik gesenkt werden.

-50%Um bis zu

VERGLEICH 
EINER NATRIUM-DAMPF-HOCHDRUCKLAMPE UND  
EINER LED-LEUCHTE MIT GLEICHER LEUCHTDICHTE  
NACH 4.000 BETRIEBSSTUNDEN.

44 %EINSPARUNG

+ VERBESSERTE LICHTLENKUNG
+ UNVERÄNDERTE SCHUTZART 
+ UNVERÄNDERTES ORTSBILD

KOSTEN  
/ JAHR

VERBRAUCH  
/ JAHR

LEISTUNG

LICHT

50 W

25 €

200 kWh/a

4400 lm

28 kWh/a

14 €

28 W

3400 lm

LED 
NATRIUM-DAMPF-
HOCHDRUCKLAMPE 
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WEIßE LED

FLUORESZENZ

QUECKSILBERDAMPF
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LEUCHTMITTEL IM VERGLEICH 
(Helligkeit)
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TEXT / Andreas Hussak

Auf dem Bau oder in der Landwirtschaft 
sind sie nicht mehr wegzudenken. Die 
Rede ist von Anbaugeräten, also jenen 

Gerätschaften, die man vorne beziehungswei-
se hinten an einem Fahrzeug befestigt um sie 
als Werkzeug für Spezialaufgaben einzusetzen. 
Auch für den Winterdienst gibt es eine breite 
Palette an derartigen Anbaugeräten und sie er-
freuen sich wachsender Beliebtheit. 

Der Grund dafür ist einfach. Die Gemeinde 
ist verpflichtet, für ordentliche Straßenverhält-
nisse zu sorgen, und das bei jeder Witterung. 
Das bedeutet, dass man für jede Eventualität 
gewappnet sein muss, sei sie auch noch so un-
wahrscheinlich. Gerade für kleinere Kommunen 
ist es allerdings eine erhebliche Kostenfrage, in 
Fahrzeuge zum Zweck der Schneeräumung zu 
investieren, wenn diese nur selten gebraucht 
werden und die meiste Zeit des Jahres ungenutzt 
herumstehen. Verschleiß und Wartung schlagen 
dennoch das ganze Jahr über zu Buche, und so 
die budgetären Mittel knapp sind (und wo sind 
sie das nicht?), gerät man schnell in einen Argu-
mentationsnotstand, weshalb dezidierte Win-
terdienst-Fahrzeuge denn gerechtfertigt wären. 
Aufgrund des Klimawandels und der globalen 
Erwärmung sind die Tage mit Schneelage beson-
ders im Flachland rückläufig. Dementsprechend 
seltener werden Schneeräumfahrzeuge benötigt, 
und umso länger dauert es, bis sich deren An-
schaffung amortisiert. Die Anbaugeräte weisen 
in diesem Zusammenhang einige wesentliche 

So unterschiedlich die winterlichen Bedingungen sein können, so 
individuell muss man ihnen auch zu Leibe rücken. Für kleinere Ge-
meinden ist das eine Herausforderung, sofern man sich nicht einen 
ganzen Fuhrpark an Winterfahrzeugen leisten will. Die Lösung dafür 
kommt in Form von Anbaugeräten.

ANBAUGERÄTE FÜR DEN WINTERDIENST

FRÄSEN, PFLÜGEN, 
SCHIEBEN

Das Credo  
zur Anschaffung 
lautet: So viel 
wie notwendig, 
aber so  
günstig und  
so effizient  
wie möglich.“

Vorteile auf. Zum einen sind sie bereits in der 
Anschaffung weitaus günstiger als ein komplet-
tes Fahrzeug. Ähnlich verhält es sich natürlich 
auch mit der Wartung. Zum anderen kann das 
Fahrzeug, an das sie montiert werden, das ganze 
Jahr über auch für andere Verwendungen ein-
gesetzt und dadurch effizienter genutzt weren. 
Und schließlich wird auch für die Lagerung 
der Anbaugeräte weit weniger Platz benötigt. 
Hinzu kommt die Krux, dass, wenn es schneit, 
in der Regel flächendeckend Schnee liegt und 

SPEZIELL AUF WINTERDIENST GETRIMMT 
Eigens für die Arbeit mit Schneepflügen verfügt die Hydraulikanlage des weitverbrei-
teten Unimog über eine Schneepflugentlastung, die einen Teil des Gewichts auf die 
Vorderachse überträgt. Das erhöht die Traktion und Fahrstabilität des Fahrzeugs und 
vermindert den Verschleiß der Fahrbahnoberfläche sowie des Schneepflugs.
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der Räumdienst gar nicht schnell genug und überall sein 
kann. Beschwerden diesbezüglich wird es immer geben. 
Viele Gemeinden besitzen nur ein Räumfahrzeug, und 
mag dieses auch noch so gut sein, bis es alle Gemein-
destraßen abgefahren ist, braucht es seine Zeit. 

Anbaugeräte für den Winterdienst gibt es für zahl-
reiche Fahrzeuge, sodass im Extremfall auch mehrere 
Fahrzeuge gleichzeitg zum Einsatz kommen können. Die 
kostengünstigsten Aufsätze sind Schneeschieber und 
Streugeräte für Gabelstapler. Sie erfordern nicht einmal 
eine spezielle Montagevorichtung, sondern werden meist 
einfach nur über die Gabel geschoben. Diese Billiglösung 
bringt natürlich auch Einschränkungen mit sich, wie 
zum Beispiel die mangelnde Bodenfreiheit der meisten 
Gabelstapler. Letztendlch wird man sich für jene Geräte 
entscheiden, die zu einem bereits vorhandenen Fahrzeug 
des kommunalen Fuhrparks passen. Häufig sind das 
Klein-Lkws oder allradgetriebene Nutzfahrzeuge. Nicht 
selten befindet sich ohnehin schon ein motorisieres Ge-
räteträgerfahrzeug unter kommunaler Verwendung. Ist 
keines solcher Fahrzeuge vorhanden, können auch Trak-
toren mit Fräse, Schieber, Streuer oder Pflug bestückt 
werden. Letztendlich gilt es abzuwägen, welche Mittel 
notwendig sind, um auf den „worst case“ gut vorbereitet 
zu sein. Dazu muss man sich fragen: Welche Beschaf-
fenheit weisen die Straßen hinsichtlich Steigungen und 
Belag auf, und mit welcher Ausrüstung bin ich in der 
Lage, die Räumung auch über wochenlang andauernden 
Schneefall zu bewältigen? Das Credo zur Anschaffung 
lautet: So viel wie notwendig, aber so günstig und so ef-
fizient wie möglich. Die Chancen, dass die Wahl auf eine 
Lösung mit Anbaugeräten fällt, stehen nicht schlecht. 
Und damit befände man sich unter Österreichs Gemein-
den in guter Gesellschaft. 

Anbaugeräte wie dieser Schieber sind eine kostengünstige 
Lösung für die Schneeräumung.
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„Styleguide“ für „EU-Fachsprech“

„Wer sich in der ,Brüsseler Blase‘, 
also der Welt der europäischen 
Diplomaten, Politiker, Bürokraten, 
Lobbyisten und Journalisten, bewe-
gen will, ist mit einem Leitsatz gut 
bedient: Nichts ist, was es zu sein 
scheint. Das gilt ganz besonders für 
den EU-Fachjargon, mit dem alle 
um sich werfen“, wie ORF-Kor-
respondent Guido Tiefenthaler auf 
ORF-Online berichtet. 
Er meint, dass man mit gutem 
Willen sagen kann, dass diese 
Fachsprache eine innere Logik hat 
und eigentlich die Kommunikation 
erleichtern sollte. Für Außenste-
hende sind diese Codes freilich ein 
Buch mit sieben Siegeln und dazu 
angetan, das Image, die Union sei 
eine abgehobene Eurokratie, zu 
verstärken. „Der EU-Jargon besteht 
aus Hunderten Kürzeln, einem 
Mischmasch aus französischen und 
englischen Begriffen und einer so 
starken Vorliebe für geografische 
Namen als Platzhalter, die einen 
wider Willen zum Meister in einer 
EU-Version von ‚Stadt, Land, Fluss‘ 
macht. Dazu kommt eine anschei-
nend diebische Freude daran, un-
terschiedliche Dinge (fast) gleich zu 
benennen oder bereits existierende 
Begriffe zu nehmen und ihnen eine 
völlig neue Bedeutung zu verpas-
sen.“
Für alle, die nun Lust bekommen 
haben, „Brüsselisch“ zu lernen, 

hat die Union einen Service bereit: 
einen interinstitutionellen Style-
guide, einen Leitfaden also durch 
alle EU-Institutionen. Im Annex A4 
finden sich die wichtigsten Ab-
kürzungen - und in Abschnitt 10.8 
Tipps für ihre Verwendung.
Passenderweise wird gleich am 
Anfang vor „exzessivem Gebrauch“ 
der Abkürzungen gewarnt. Sie soll-
ten „so weit als möglich vermieden 
werden, weil der nicht fachkun-
dige Leser sich nicht mehr als eine 
Handvoll davon merken kann“. 
Das lässt, so Tiefenthaler, nur einen 
Schluss zu: Den Abschnitt 10.8 hat 
bisher niemand gelesen. Höchste 
Zeit für EIWG (Working Group for 
effective Implementation of Sector 
10.8) - die interinstitutionelle Ar-
beitsgruppe zur effektiven Imple-
mentierung von Abschnitt 10.8.

 Im Annex A4 finden sich die 
wichtigsten Abkürzungen – 
und in Abschnitt 10.8 Tipps 
für ihre Verwendung.

Annex A4, die „Wichtigs-
ten Abkürzungen“: 
http://publications.
europa.eu/code/en/
en-5000400.htm

Abschnitt 10.8, Tipps 
für die Verwendung der 
Abkürzungen:  http://
publications.europa.eu/
code/en/en-4100800en.
htm
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Größte Auswahl, persönliche Beratung und fachgerechte 
Montage erhalten Sie bei Zaunteam, Ihrem Spezialist für 
Zäune und Tore.

Individuelle und sichere
Zaunlösungen für Ihre Projekte

www.zaunteam.at
Gratis-Tel. 0800 84 86 888

Bestellen Sie jetzt die kostenlose 
Broschüre „Sicherheit. Qualität. 
Design.“

Größte Auswahl, persönliche Beratung und fachgerechte 
Montage erhalten Sie bei Zaunteam, Ihrem Spezialist für 
Zäune und Tore.

Individuelle und sichere
Zaunlösungen für Ihre Projekte

Bestellen Sie jetzt die kostenlose 
Broschüre „Sicherheit. Qualität. 

NEWS



Debatte im Nationalrat:  
Invasive gebietsfremde Arten
Eine mit breiter Mehrheit vom 
Nationalrat verabschiedete 
Novelle zum Pflanzenschutz-
gesetz verfolgt die Stoßrich-
tung, einheimische Pflanzen 
vor der Gefahr zu bewahren, 
durch „gebietsfremde Pflan-
zen“* und Tiere verdrängt 
zu werden. Nachdem die EU 
bereits entsprechende Im-
portverbote beschlossen hat, 
wird nun, wie Bundesminister 
Andrä Rupprechter erklärte, 
innerstaatlich festgelegt, dass 
nicht einheimische Arten nur  

noch über Grenzkontrollein-
richtungen beziehungsweise 
bestimmte Eingangsorte nach 
Österreich und damit in die 
EU eingeführt werden dürfen. 
Die Abgeordneten gaben damit 
grünes Licht für die Umsetzung 
einer EU-Richtlinie. 
Handlungsbedarf sei, so einige 
Mandatare, vor allem ange-
sichts der massiven Ausbrei-
tung des Maiswurzelbohrers, 
des Asiatischen Marienkä-
fers oder etwa des Indischen 
Springkrauts gegeben.

BEST PRACTISE  
IN ALLER KÜRZE

Die Donau-
deklaration ist 
ein wichtiger Mei-
lenstein der 
grenzüberschrei-
tenden Umset-
zung von Maß-
nahmen.“
Andrä Rupprechter, 
Umweltminister, bei der 
feierlichen Unterzeichnung 
der Deklaration. Mehr auf 
www.kommunal.at

1455
Der Apothekenruf 
1455  gibt rund um die 
Uhr Auskunft zu Apothe-
ken und Arzneimitteln.

70.823  
Anrufe wurden 2015 am 
Apothekenruf beantwortet, 
das sind mehr als je zuvor. 

*  Gebietsfremde Arten werden auch als „Neobiota“ bezeichnet. Der Begriff fasst alle nach 1492 (Entde-
ckung Amerikas durch Christoph Kolumbus!) unter direkter oder indirekter Mitwirkung des Menschen 
nach Österreich gelangten Organismen zusammen.

KREISLAUF- 
WIRTSCHAFT

Die Intergroup „Wasser“ im 
EU-Parlament traf sich Ende 
Jänner, um gemeinsam mit 
Vertretern von EU-Kommissi-
on, Ratspräsidentschaft und 
Industrie über jene Aspekte 
des EU-Kreislaufwirtschafts-
pakets zu diskutieren, welche 
die Wasserpolitik betreffen. 
Die Vertreterin der GD Um-
welt wies darauf hin, dass der 
Aktionsplan für eine Kreislauf-
wirtschaft vor allem auf Wie-
derverwendung von Wasser 
abzielt und Wasserknappheit, 
effiziente Bewirtschaftung 
und Wiederverwendung von 
Nährstoffen im Fokus zu-
künftiger Vorschläge stehen 
werden. 2017 ist mit einem 
Legislativvorschlag über Min-
deststandards zu rechnen. 
Erwähnenswert ist, dass alle 
Vertreter der Institutionen be-
tonten, europaweit einheitli-
che Vorgaben werde es in der 
Frage der Wiederverwendung 
nicht geben. 

Mehr Infos im nächsten  
KOMMUNAL

Für den Naturschutz prob-
lematisch sind u. a. Götter-
baum, Drüsenspringkraut 
und das sogenannte Rag-
weed (Bild), das ursprünglich 
aus Nordamerika stammt. 
Seine Pollen lösen im 
schlimmsten Fall bei Allergi-
kern Asthma aus. 
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Dieter Mörtl ist Bürgermeister 
einer der kleinsten Gemeinden 
Kärntens. Der naturverbundene 
Landesbeamte und Neben- 
erwerbsbauer erzählt über die 
Herausforderungen seines Amtes.

 NAME:			   DIETER MÖRTL

 ALTER:	 		  43

 GEMEINDE:		  FEISTRITZ AN DER GAIL

 EINWOHNERZAHL:	 661 (1. Jänner 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT:	 2003

 PARTEI:	 		  ÖVP

LAND 
 & LEUTE

SICHERHEIT  
KFV-Aktion: Tempo 
30 vor Schulen
ab Seite 54

INTEGRATION 
Arbeit wäre das 
Wichtigste
ab Seite 56



Sie wurden 2003 mit 30 Jahren zum 
jüngsten Bürgermeister Kärntens gewählt. 
War es schwierig, sich als Junger Gehör zu 
verschaffen?
Nein, überhaupt nicht. Ich war davor schon 
sechs  Jahre lang Vizebürgermeister, und 
außerdem je vier Jahre lang persönlicher 
Referent von Landeshauptmann Zernatto 
und von Landesrat Wurmitzer, der damals 
Gemeindereferent war. Ich war also kein 
Unbekannter.

Sie waren auch 10 Jahre lang Landesvor-
standsmitglied beim Kärntner Gemein-
debund. Bleibt bei all diesen Aufgaben 
überhaupt noch Freizeit?
Deshalb bin ich aus dem Gemeindebund-
vorstand ausgeschieden. 10 Jahre sind 
genug. Ich hatte auch beruflich eine kleine 
Veränderung und musste Aufgaben abgeben. 
Nachdem ich auch eine kleine Landwirt-
schaft betreibe, benötige ich auch dafür 
Zeit. Nebenerwerbsbauer bin ich mit Leib 
und Seele. Im Wald und im Bereich der 
Landwirtschaft kann ich mich am besten 
entspannen. Ich habe Schafe, eine Kuh und  
einen kleinen Forstbetrieb, die mir genü-
gend Zeit abverlangen. Das ist ein schöner 
Ausgleich zur Beamtentätigkeit, wobei 
diese in meinem Fall auch untypisch ist. Ich 
darf ja im Winter den Lawinenwarndienst 
mitmachen. Meine beiden Kinder (Theresa 
7 und Lea 12) sind  übrigens Schirennfahrer, 
und auch dafür benötige ich Zeit, um sie 
dementsprechend zu betreuen und kärnten-
weit zu den Rennen zu fahren.  

Wie sieht es bei all den Verbindlichkeiten 
hinsichtlich Urlaub aus?
Wir verbringen immer den ganzen Sommer 
auf der Almhütte. Fernreisen mögen wir 
nicht. Die Kinder sind damit zufrieden und 
genießen diese Ruhe und Erholung, den 
ganzen Sommer auf der Alm zu sein. 

Woraus schöpfen Sie Ihre Kraft? 
Ich bin mit meiner Frau schon lange 
zusammen und erfahre durch sie eine 
unglaubliche Unterstützung. Unsere beiden 
Töchter geben uns zudem immer wieder 
Rückhalt und die Stärke um nebenbei 
politisch tätig zu sein.Das ist ja heutzutage 
nicht mehr so einfach.

Was verstehen Sie unter Gemeinde?
Für mich sind das nicht nur Häuser, sondern 
das ist die Gesellschaft und deren Entwick-
lung. Als Bürgermeister muss man Visionen 
haben und die Gemeinde gestalten, anstatt 
nur zu verwalten. Als ich Bürgermeister 
geworden bin, hatten wir Kommunalsteu-
ereinnahmen von 9000 Euro. Heute ha-
ben wir über 100.000 Euro. Von achtzehn 
Arbeitnehmern in der Gemeinde sind wir 
auf hundertfünfzig angewachsen. All dies 
durch gestalterische Maßnahmen der letzten 
13 Jahre. 

Was war ihre prägendste Erfahrung? 
Wir hatten 2003 ein großes Hochwasser zu 
verkraften. Dabei hatten wir noch relatives 
Glück, da die Zivilhäuser verschont blieben 
und vorrangig die Infrastruktur betroffen 
war. Letztes Jahr allerdings traf uns eine 
gewaltige Hagelkatastrophe, bei der 92% der 
Gebäude in der Gemeinde großteils zerstört 
wurden. Sämtliche Dachflächen waren 
zerstört und es hat in die Häuser hineinge-
regnet. Die Sanierungsmaßnahmen zu ko-
ordinieren war die größte Herausforderung, 
wenn auch nicht die einzige.  

Der Mensch hinter 
dem Bürgermeister

ZUHAUSE IST FÜR MICH...
Mein eigenes Haus und allei-
ne auf der Almhütte zu sein.

DAS WILL ICH UNBEDINGT 
NOCH ERLEBEN ...
Sehen, wie meine beiden 
Töchter erwachsen werden 
und selbst glückliche Familien 
gründen.

MEIN LEBENSMOTTO:
Suche die Berge, die dir 
so nahe stehen, um sie zu 
erzwingen, aber nicht zu 
bezwingen.

WENN ICH EINEN WUNSCH 
FREI HÄTTE, WÜRDE ICH ...
... gerne eine Auszeit nehmen 
und als Almhirte arbeiten. 

WOVOR HABEN SIE 
ANGST?
Vor Unwettern. Deren desast-
röse Auswirkungen mussten 
wir immer wieder miterleben.

BESCHREIBEN SIE SICH 
MIT EINEM WORT
Frech! 

 
ALS BÜRGERMEISTER 
MUSS MAN VISIONEN 
HABEN.“

MEHR ÜBER DIETER MÖRTL  
http://kommunal.at/artikel/
ein-buergermeister- 
zwischen-alm-und-amt/

NAHAUFNAHME: DIETER MÖRTL

BÜRGERMEISTER 
ZWISCHEN ALM UND AMT 

 NAME:			   DIETER MÖRTL

 ALTER:	 		  43

 GEMEINDE:		  FEISTRITZ AN DER GAIL

 EINWOHNERZAHL:	 661 (1. Jänner 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT:	 2003

 PARTEI:	 		  ÖVP
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Seit der Bekanntmachung der Aktion haben 
sich bereits mehr als 300 Schulen öster-
reichweit zur Teilnahme angemeldet. Nun 

startet das KFV einen weiteren Aufruf zum 
Mitmachen, und das lohnt sich gleich doppelt: 
Denn jede Schule oder Gemeinde, die sich 
anmeldet, erhält kostenlose, vom KFV produ-
zierte Aktionstafeln für den Verkehrsbereich vor 
der Schule, und, als kleines Dankeschön, einen 
Helmi-Aktionstag für die Kinder.

Um die Sicherheit der Kinder zu erhöhen und 
die Zahl der verunglückten Kinder am Schul-
weg (das sind österreichweit jährlich rund 500 
Kinder) nachhaltig zu reduzieren, hat das KFV 
im letzten Jahr ein umfassendes Sicherheitskon-
zept erarbeitet und das Projekt „Tempo 30 vor 
Schulen“ ins Leben gerufen. „Durch einfache 
bauliche und gestalterische Elemente soll eine 
langsamere und rücksichtsvollere Fahrweise der 
Kfz-Lenker im Schulbereich unterstützt wer-
den“, erklärt Peter Felber vom KFV (Kuratorium 
für Verkehrssicherheit). Dabei spielt die Zusam-

menarbeit von Gemeinden, Schu-
len und dem KFV eine wesentliche 
Rolle. „Die Erfahrung zeigt uns, dass 

hier wertvolle Synergien geschaffen 
werden können. Zudem verbindet die 

Arbeit für ein gemeinsames Ziel“, schließt 
Felber. 

Das Projekt unterstützt darüber hinaus die 
Initiative „Vision Zero 2020“, die 2014 vom KFV 
ins Leben gerufen wurde. Durch Präventionsar-
beit, wie zum Beispiel die Aktion „Tempo 30 vor 
Schulen“, soll es im  Jahr 2020 kein durch einen 
Unfall getötetes Kind mehr in Österreich geben. 

Bunte Hinweisschilder für ein sicheres Schul-
umfeld. Bei der Aktion „Tempo 30 vor Schulen“ 
werden zur Erhöhung der Sicherheit der Kinder 
auf dem Schulweg durch die Gemeinde seitliche 
Bodenmarkierungen – sogenannte Haifischzäh-
ne – das Piktogramm Schule sowie von Kindern 
selber gestalteten Schildern am Schulweg ange-
bracht. Dafür werden in einem Wettbewerb die 
besten vier Bilder der Schüler der teilnehmen-

Mit dem Verkehrssicherheits-Projekt „Tempo 30 vor Schulen“ lenkt das KfV  
(Kuratorium für Verkehrssicherheit) seit August letzten Jahres die Aufmerksamkeit 
der Autofahrer vor allem auf die Sicherheit der kleinsten und schwächsten  
Verkehrsteilnehmer – die Kinder.

AUFRUF: FÜR DIE SICHERHEIT UNSERER KINDER

TEMPO 30  
VOR SCHULEN

HELMI KOMMT  
ZU BESUCH
Als besonderen Dank für 
ihre Teilnahme an der 
Aktion „Tempo 30 vor 
Schulen“ erhalten alle 
Schulen einen kostenlosen 
Helmi-Aktionstag. Mit 
lustigen und informativen 
Spielen, Übungen sowie 
Bastel- und Malanleitun-
gen zum Thema Ver-
kehrssicherheit lernen die 
Kinder, wie sie ohne Angst 
und vor allem sicher am 
Straßenverkehr teilneh-
men können. Besonderes 
Highlight ist dabei der 
Besuch des lebensgroßen 
Maskottchens Helmi, der 
als Verkehrssicherheits-
experte alle Fragen der 
Kinder beantwortet. 
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den Schule ausgewählt und als wetterfeste Schil-
der vom KFV produziert. Das KFV stellt hierfür 
Materialien und Schaukästen zur Verfügung, 
damit die Bilder – für die Autofahrer gut sichtbar 
– vor der Schule aufgestellt und auch regelmäßig 
getauscht werden können. 

Anmeldung und nähere Informationen. Die 
Sicherheit der Kinder in ihrer Gemeinde ist 
Ihnen ein besonderes Anliegen und Sie möchten 
am Erfolg dieser Aktion teilhaben? Dann melden 
Sie sich jetzt an!  Nach erfolgter Anmeldung 
bekommen Sie ein umfangreiches Startpaket mit 
allen wichtigen Informationen, Unterlagen und 
Materialien vom KFV zur Verfügung gestellt. 
 
 

Nähere Informationen zum Projekt finden Sie auf 
der Website www.aktion-tempo30.at.  
 
Kontakt: KFV (Kuratorium für Verkehrssicherheit),  
Tel.: +43 (0)5 77 077 4000, E-Mail: aktionen@kfv.at
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GEMEINSAM FÜR
UNSERE KINDER

Klasse

Für die

1.

Dieses Heft gehört:

Sicher
er

Schulw
eg

Ausgab
e 2014

Damit Du gut 

ankommst!

Wissenswertes und Lehrreiches 

mit Helmi für Kinder der zweiten 

Schulstufe. Herausgegeben von  

              
              

             ,
 dem offi ziellen

Organ des Österreichischen Gemeinde-

bundes,  und vom              
        dem 

Kuratorium für Verkehrssicherheit. 

Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

abgerufen werden. 

Und bitte denken Sie daran, dass Sie das 

Vorbild für Ihr Kind im Straßenverkehr 

sind – denn Kinder orientieren sich in 

erster Linie am Verhalten von uns 

Erwachsenen.

Viel Spaß beim Durcharbeiten dieses 

Heftes.

Ihr Bürgermeister 

Liebe Eltern,

Die Broschüre „Sicherer Schulweg“ 

hilft Ihnen, mit Ihrem Kind Verkehrs-

sicherheit zu üben! Blättern Sie das 

Heft am besten gemeinsam durch 

und besprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg besonders zu achten ist. 

Wiederholen Sie mit Ihrem Kind 

regelmäßig das richtige Verhalten 

im Strassenverkehr, denn nur so

werden Abläufe selbstverständlich und 

können auch in Gefahrensituationen

Ausgab
e 2014

Damit Du gut 

Wissenswertes und Lehrreiches 

mit Helmi für Kinder der zweiten 

Schulstufe. Herausgegeben von  

              
              

             ,
 dem offi ziellen

Klasse

Für die

2.

Dieses Heft gehört:

Sicherer
Schulweg

Damit Du gut 
ankommst!
Wissenswertes und Lehrreiches 

mit Helmi für Kinder der zweiten 

Schulstufe. Herausgegeben von  

                                     
    , dem offi ziellen

Organ des Österreichischen Gemeinde-

bundes,  und vom                      dem 

Kuratorium für Verkehrssicherheit. 

Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

Ausgabe 2014

abgerufen werden. 

Und bitte denken Sie daran, dass Sie das 

Vorbild für Ihr Kind im Straßenverkehr 

sind – denn Kinder orientieren sich in 

erster Linie am Verhalten von uns 

Erwachsenen.

Viel Spaß beim Durcharbeiten dieses 

Heftes.

Ihr Bürgermeister 

Liebe Eltern,

Die Broschüre „Sicherer Schulweg“ 

hilft Ihnen, mit Ihrem Kind Verkehrs-

sicherheit zu üben! Blättern Sie das 

Heft am besten gemeinsam durch 

und besprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg besonders zu achten ist. 

Wiederholen Sie mit Ihrem Kind 

regelmäßig das richtige Verhalten 

im Strassenverkehr, denn nur so

werden Abläufe selbstverständlich und 

können auch in Gefahrensituationen

Ausgabe 2014

                                     
    , 

Wissenswertes und Lehrreiches 

mit Helmi für Kinder der zweiten 

Schulstufe. Herausgegeben von  

                                     
    , dem offi ziellen

Organ des Österreichischen Gemeinde-

Kuratorium für Verkehrssicherheit. 

Klasse

Für die

3.

Dieses Heft gehört:

KlasseKlasseKlasse

SichererSchulweg

Ausgabe 2014
Ausgabe 2014

Damit Du gut ankommst!
Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für Kinder der dritten Schulstufe. Herausgegeben von                                           , dem offi ziellenOrgan des Österreichischen Gemeinde-bundes,  und vom                      dem Kuratorium für Verkehrssicherheit. Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

abgerufen werden. 
Und bitte denken Sie daran, dass Sie das 
Vorbild für Ihr Kind im Straßenverkehr 
sind – denn Kinder orientieren sich in 
erster Linie am Verhalten von uns 
Erwachsenen.

Viel Spaß beim Durcharbeiten dieses 
Heftes.

Ihr Bürgermeister 

Liebe Eltern,
Die Broschüre „Sicherer Schulweg“ 
hilft Ihnen, mit Ihrem Kind Verkehrs-
sicherheit zu üben! Blättern Sie das 
Heft am besten gemeinsam durch und besprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg besonders zu achten ist. Wiederholen Sie mit Ihrem Kind regelmäßig das richtige Verhalten im Strassenverkehr, denn nur sowerden Abläufe selbstverständlich und 
können auch in Gefahrensituationen

                                         , 

SichererSichererSichererSchulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg
Schulweg

Wissenswertes und Lehrreiches mit Helmi für Kinder der dritten Schulstufe. Herausgegeben von                                           , dem offi ziellenOrgan des Österreichischen Gemeinde-
Kuratorium für Verkehrssicherheit. Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

Klasse

Für die4.

Dieses Heft gehört:

Klasse
Klasse

SichererSchulweg

Ausgabe 2014

Ausgabe 2014

Damit Du gut 
ankommst!

Wissenswertes und Lehrreiches 

mit Helmi für Kinder der vierten 

Schulstufe. Herausgegeben von  

                                         , dem offi ziellen

Organ des Österreichischen Gemeinde-

bundes,  und vom                      dem 

Kuratorium für Verkehrssicherheit. 

Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

abgerufen werden. 
Und bitte denken Sie daran, dass Sie das 

Vorbild für Ihr Kind im Straßenverkehr 

sind – denn Kinder orientieren sich in 

erster Linie am Verhalten von uns 

Erwachsenen.Viel Spaß beim Durcharbeiten dieses 

Heftes.
Ihr Bürgermeister 

Liebe Eltern,Die Broschüre „Sicherer Schulweg“ 

hilft Ihnen, mit Ihrem Kind Verkehrs-

sicherheit zu üben! Blättern Sie das 

Heft am besten gemeinsam durch 

und besprechen Sie, worauf auf dem 

Schulweg besonders zu achten ist. 

Wiederholen Sie mit Ihrem Kind 

regelmäßig das richtige Verhalten 

im Strassenverkehr, denn nur so

werden Abläufe selbstverständlich und 

können auch in Gefahrensituationen

                                         , 

              
              

             ,
 dem offi ziellen

Organ des Österreichischen Gemeinde-

Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung. KlasseKlasse KlasseKlasse 3.
Gewidmet von ihrer Gemeindevertretung.

 ★

 ★

 ★

 ★

 ★

 ★

Erstellt von Experten des Kuratoriums 
für Verkehrssicherheit (KfV)

Empfohlen vom Österreichischen 
Gemeindebund

Altersgerecht aufbereitete Inhalte 
zum Thema Verkehrssicherheit

Für die VS-Schulstufen 1 - 4

Mit Bürgermeister-Foto ohne 
Mehrkosten

Zum Stück-Preis von € 1,80 
zzgl. 10% MwSt.

Es gelten die AGB der Österreichischen Kommunal-Verlag 
GmbH, siehe www.kommunalbedarf.at

Setzen Sie ein Zeichen als 
Bürgermeister gegenüber den 
Familien Ihrer Gemeinde!
Bestellungen und Information an verkehrserziehung@kommunal.at 
oder telefonisch unter 01/532 23 88-27.

Herausgegeben von KOMMUNAL, 
dem offi  ziellen Organ des Österreichischen Gemeindebundes.



I ch erhalte immer wieder Anfragen von 
Unternehmen und Privatpersonen, die gerne 
Flüchtlinge beschäftigen wollen, leider ist das 
aber ja nicht gestattet“, bedauert die Bürger-
meisterin von Wörgl, Hedwig Wechner. Sie ist 

überzeugt: „Das Wichtigste wäre, wenn man den 
Leuten Arbeit anbieten könnte.“ Nur dadurch 
wäre eine erfolgreiche Integration möglich. 

Seitens der Stadt versucht man, die Asylwer-
ber im Rahmen der Möglichkeiten einzusetzen 
– etwa im Seniorenheim, in Sportstätten, im 
Bauhof oder in Schulen. Allerdings konnte auf-
grund der großen Zahl nicht für alle Flüchtlinge 
eine Beschäftigung gefunden werden. Darum 
hat der von der Gemeinde finanzierte Verein 
„komm!unity“ ein Gutscheinsystem ins Leben 
gerufen. „Die Idee kommt eigentlich aus der 
Jugendarbeit und wurde für die aktuelle Situ-
ation adaptiert“, erzählt Peter Warbanoff von 
komm!unity. Die Asylwerber erhalten für ihre 
gemeinnützige Arbeit Gutscheine, die sie in den 
Geschäften der Stadt einlösen können. 

Derzeit kann der Verein auf einen Pool von 
rund 40 ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zurückgreifen. Sie treffen einander 
monatlich, um über auftauchende Probleme zu 
reden.

Um das Kennenlernen von Bürgern und  
Flüchtlingen zu fördern, wurde das komm!unity-
Café ins Leben gerufen. „Dadurch sollen die 
Flüchtlinge aus den Heimen herauskommen und 

mit der Bevölkerung in Kontakt treten können“, 
sagt Peter Warbanoff. 

„Die Stadt hat Aufgaben übernommen, die 
eigentlich das Land erfüllen sollte“, bemängelt 
Bürgermeisterin Wechner. Die Mitarbeiter des 
Bundes und des Landes, die für Flüchtlinge 
zuständig sind, seien entweder überarbeitet oder 
kaum erreichbar, weil sie überfordert sind. 

Generell ist die Akzeptanz der Flüchtlinge in 
Wörgl gut. Natürlich gibt es aber immer auch 
kritische Stimmen. „Das liegt auch daran, dass 
die Information durch Bund und Land nicht 
ehrlich war“, sagt Wechner. „Es wurde versucht 
Glauben zu machen, dass nur Familien, Fachar-
beiter, Akademiker und Künstler zu uns kom-
men.“ In Wahrheit sei es so, dass 80 Prozent der 
Asylwerber keine richtige Grundschulausbildung 
haben. Wechner: „Das wurde verschwiegen. 
Und wenn das Fernsehen kommt, dann wird im 
Flüchtlingszentrum in Kufstein zwei Stunden 
lang nach einer Familie gesucht, damit man 
nicht nur die große Zahl alleinstehender junger 
Männer filmen muss. Hier werden Tatsachen 
verschleiert.“ 

Im Tiroler Wörgl kümmert sich 
ein von der Gemeinde finanzier-
ter Verein um die Integration von 
Asylwerberinnen und -werbern.

WÖRGLS BÜRGERMEISTERIN KRITISIERT FALSCHE INFORMATIONSPOLITIK

„DAS WICHTIGSTE WÄRE, IHNEN 
ARBEIT ANBIETEN ZU KÖNNEN“

Die Stadt 
hat Aufgaben 
übernommen, 
die eigentlich das 
Land erfüllen 
sollte.“
Hedwig Wechner,  
Bürgermeisterin von 
Wörgl 

Beim komm!unity-Cafe 
haben Einheimische und 
Flüchtlinge die Möglichkeit, 
einander zu treffen.

                                                           INTEGRATION IN ÖSTERREICHS GEMEINDEN

INTEGRATION

  www.kommunity.me
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Zukunftsorte fordern 7 Punkte für  
bessere Bildung und pädagogische Nahversorgung
Bei ihrer Herbsttagung 
formulierten die Mitglieder 
der Plattform „Zukunfsorte“ 
sieben Punkte, die dazu bei-
tragen sollen, die Bildungs- 
situation in Österreich zu 
verbessern. Die Zukunftsorte 
fordern:

1. Größere Schulautonomie 
im Rahmen der vom Bund 
vorgegebenen Bildungsziele

˹˹ für Personal/Inhalt/Fi-
nanzen

˹˹ objektive DirektorInnen-
Bestellung

˹˹ flexible rechtliche Rah-
menbedingungen

˹˹ Rahmenvereinbarung 
Bund – Schule (Klassen-
größen)

2. Optimale Ressourcen für 
professionelle Administra-
tion

3. BildungskoordinatorInnen 
˹˹ für die Vernetzung der 
Bildungs- und Betreu-
ungseinrichtungen in den 
Gemeinden, Regionen

˹˹ für die Übergänge von 
Kindergarten in Volks-
schule, Volksschule in 
Neue Mittelschule etc.

4. Zukunftsorientierte Bil-
dungsinfrastruktur

˹˹ für Räume und Ausstat-
tung für Bildung von 
Morgen

˹˹ für flexible Lernland-
schaften

5. Rechtliche Absicherung 
für Kooperationen

˹˹ mit Vereinen, Betrieben
˹˹ unter Schulen
˹˹ mit Familien-, Eltern- und 
Schülerorganisationen

6. Zeitgemäße Aus- und Wei-
terbildung für Pädagogen

˹˹ Persönlichkeitsbildung
˹˹ Aufwertung der Kinder-
gartenpädagogen

7. Finanzmittel vom Bund
˹˹ für Nachmittagsbetreuung
˹˹ für die Umsetzung der 
Aufgaben/Schulautonomie

˹˹ Verwaltung, Ausstattung 
(gleiche Chancen für alle)

˹˹ Bildungskoordinatoren
˹˹ attraktive Infrastruktur 
(Lernlandschaften)

  www.zukunftsorte.at
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Der Bildungs-
campus Moos-
burg kann 
Vorbild für ganz 
Österreich sein.

ZUKUNFTSORTE
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SEMINAR GESUNDHEITSFÖRDERUNG FÜR 
BÜRGERMEISTER/INNEN UND AMTSLEITER/INNEN
Um die eigenen Ressourcen zu stärken und um gesundheitsförderliche Strukturen 
in der Gemeinde/Stadt zu unterstützen, gestaltet der Fonds Gesundes Österreich
gemeinsam mit dem Gemeindebund ein Seminar, das den Bedürfnissen der Bürger-
meister/innen bzw. Amtsleiter/innen in klarer und kompakter Form entspricht. Es
bildet eine wesentliche Grundlage für die Umsetzung der Gesundheitsförderung 
in der Gemeinde/Stadt und ermöglicht den Teilnehmer/innen auch einen kritischen
Blick auf ihre eigene Gesundheit.

Bürgermeister/innen
Seminar

Zielgruppe:
• Bürgermeister/innen 
• Vizebürgermeister/innen
• Ortsvorsteher/innen
• Amtsleiter/innen

Gruppengröße: 6 – 20 Personen

Seminardauer: 3 Tage

Seminar:
AGrundlagen der Gesundheitsförderung
AGesundheitsförderung in der Gemeinde 

lebbar machen
AProjektmanagement, Fördermanagement
A Lebensqualität und Gemeindeentwicklung
ARessourcenfindung 
AErnährung
ABewegung
AWohlbefinden und Leistungsfähigkeit

Ziel:
Dieses Seminar soll Grundlagen der 
kommunalen Gesundheitsförderung in 
Theorie und Praxis vermitteln und gibt die
Möglichkeit zu einer kritischen Reflexion 
des eigenen Umgangs mit Gesundheit und
des persönlichen Gesundheitszustandes. 

Termin:
14. - 16. April 2016
Salzburg, Elixhausen
Hotel Gmachl
Anmeldeschluss: 24. März 2016

Information und Anmeldung:
petra.gajar@goeg.at
01/895 04 00-12
https://weiterbildungsdatenbank.fgoe.org

buergermeisterseminar anz_komunal2016.qxp_Layout 1  02.02.16  15:20  Seite 2



BURGENLAND KÄRNTEN

Gemeindeüber- 
greifendes  
Verkehrsprojekt
Ein nachfrageorientiertes 
Mikro-Öffentlicher Verkehr 
(ÖV)-System soll die Bürge-
rinnen und Bürger der drei 
Gemeinden Lockenhaus, 
Pilgersdorf und Unter-
rabnitz-Schwendgraben 
mobiler machen. Bei dem 
gemeindeübergreifenden 
Projekt wird gemeinsam mit 
der Bevölkerung überlegt, 
wie man etwa dafür sorgen 
kann, dass Menschen aus 
allen Ortsteilen mit einem 
Sammeltaxi-System einer 
Gemeinde einkaufen oder 

zum Arzt fahren können. 
Die „Burgenländische 
Volkszeitung“ (BVZ) berich-
tet, dass ein auf Verkehrs-
telematik spezialisiertes 
Unternehmen beauftragt 
wurde. Mit den drei Bür-
germeistern Ewald Bürger, 
Franz Haspel und Christian 
Vlasich seien Gespräche 
geführt worden, um die 
Besonderheiten der einzel-
nen Gemeinden berück-
sichtigen zu können. Als 
nächste Schritte sollen eine 
Haushaltsbefragung sowie 
Bürgerveranstaltungen 
erfolgen, damit die Bürger 
ihre Wünsche formulieren 
können. 

Hacker haben für einen 
halben Tag die Homepage 
der Gemeinde Zemendorf-
Stöttera (Bezirk Matters-
burg) lahmgelegt. 
Auf der Seite waren nur 
mehr das Logo einer inter-
nationale Hackergruppe 
und politisch-religiöse In-
halte wie „ISIS is not Islam“ 

sowie Kritik an den USA 
und Europa zu sehen.
Man geht davon aus, dass 
sich der Angriff nicht gegen 
die Gemeinde, sondern 
gegen die IT-Firma, auf 
deren Server sich die Ge-
meindehomepage befindet, 
gerichtet hat. 

Hackerangriff auf  
Gemeindehomepage

Tourismusstrategie geht 
in die Praxis
Die neue Kärntner Touris-
musstrategie geht auf meh-
reren Ebenen in die Umset-
zung. Direkte Info-Runden 
mit Tourismusverbänden 
und -regionen sowie eine 
Infotour für Unternehmer 
finden ebenso statt wie bei-
spielsweise ein Projekt mit 
der FH Villach. 
„Die alles entscheidenden 
Fragen für die touristische 

Zukunft des Landes sind: 
Wird Kärnten am weltwei-
ten Markt wahrgenommen? 
Wie wird Kärnten wahr-
genommen? Und steigern 
wir mit der Wahrnehmung 
unsere Gästezahlen?“, 
meinte Tourismuslandesrat 
Christian Benger bei der 
Jahrestourismus-Sitzung in 
Klagenfurt.
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Wandern am Ossiacher See

Der Angriff richtete sich wahrscheinlich nicht gegen die Gemeinde, 
sondern gegen die IT-Firma, auf deren Server die Seite liegt.

Städte fordern  
mehr Geld

Die Bürgermeister von 
Kärntens Städten kritisier-
ten die Kommunikations-
politik des Innenministe-
riums.
„Wir wissen nichts“, sagte 
der Bürgermeister von St. 
Veit, Gerhard Mock. Er wis-
se nur aus Gerüchten, dass 
in seiner Stadt ein Contai-
nerdorf für 400 Flüchtlinge 
geplant ist. Die Quote von 
1,5 Prozent der Einwohner-
zahl ist für ihn grundsätz-
lich in Ordnung, doch sie sei 

durch bürokratische Hürden 
nicht zu schaffen. 
Die Klagenfurter Bürger-
meisterin Maria-Luise Ma-
thiaschitz fordert, dass sich 
der Bund an den Kosten für 
die Flüchtlingsbetreuung 
beteiligt: „Im heurigen Jahr 
erwarten wir Gesamtkos-
ten von drei Millionen Euro 
für die Mindestsicherung, 
die auch Menschen mit 
Asylstatus gewährt werden 
muss.“ 
Dazu kämen noch Kosten 
für die Integration. Das 
könnten die Kommunen 
allein nicht finanzieren.
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Zu jeder Wohneinheit  
gehört auch ein Parkplatz  

und ein Abstellraum. 

Für Menschen mit klei-
nem Budget, aber mit 
großen Zielen startet das 
Land Niederösterreich das 
Sonderwohnbauprogramm 
„Wohn.Chance.NÖ.“. 100 
Wohnhäuser mit je acht 
Wohneinheiten für je vier 
Personen sind geplant.
Die Eckpunkte: Smarte 
Architektur durch eine 
zweistöckige Holzbau-
Konstruktion ohne Keller. 
Clevere Raumaufteilung, 
auf 60 m² finden bis zu 
vier Personen ausreichend 
Platz. Zu jeder Wohneinheit 

gehört auch ein Parkplatz 
und ein Abstellraum. Jede 
Familie findet im Garten 
ein eigenes Hochbeet zur 
Bewirtschaftung. 
Um eine Wohnung beziehen 
zu können, gelten die hal-
bierten Einkommensgren-
zen der niederösterreichi-
schen Wohnbauförderung. 
„Wohn.Chance.NÖ.“ soll 
Familien mit geringen Ein-
kommen sozialen Aufstieg 
ermöglichen. 
Die reinen Errichtungskos-
ten für 100 Wohnhäuser 
betragen rund 50 Mio. Euro.
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Die günstigste  
Wohnform Österreichs?

Gemeinde- 
kooperationen  
kommen in Fahrt
Im März 2015 legte der 
Landesrechnungshof 
Verbesserungsvorschläge 
für umfassende Gemein-
dekooperationen vor. Ein 
fusionsfreundliches Klima 
müsse geschaffen und die 
bestehenden Anreizsyste-
me (Förderanreize) sollten 
überdacht werden.
„Langsam kommt Bewe-
gung in die Sache“, sagt 
Landesrechnungshof-
Direktor Friedrich Pammer. 

„ÖVP und FPÖ haben in 
ihrem Arbeitsübereinkom-
men bis 2021 festgehalten, 
dass ein solches System 
zur Motivation und Unter-
stützung der Kommunen 
entwickelt werden soll.“
Landesrat Max Hiegelsber-
ger dazu: „Wir beschäftigen 
uns nicht nur mit Gemein-
dekooperationen bis hin zu 
-fusionen, sondern widmen 
uns dem Thema ganz klar in 
seiner Gesamtheit. Jede der 
442 oberösterreichischen 
Gemeinden ist mittlerweile 
zumindest eine Kooperation 
eingegangen.“

Oberösterreichische und Salzburger Gemeinden wollen mehr 
Betriebe ins Salzkammergut locken.

Kooperation für Betriebs-
ansiedlungen geplant
Die Länder Oberösterreich 
und Salzburg wollen in 
einem eigenen Gemeinde-
verband namens INKOBA 
(INterKOmmunale Be-
triebsAnsiedlung) Inneres 
Salzkammergut zusammen-
arbeiten, um Betriebsan-
siedlungen zu erleichtern.
Die Gemeinden Bad Ischl, 
Bad Goisern, Ebensee, St. 
Wolfgang, Hallstatt, Ober-

traun und Gosau (Oberös-
terreich) sowie Strobl und 
St. Gilgen (Salzburg) sollen 
in dem Verband zusam-
menarbeiten. Damit könne 
es gemeinsame Aktivitäten 
für die Ansiedlung neuer 
und den Erhalt bestehen-
der Betriebe in der Region 
geben. Die eingenommene 
Kommunalsteuer würde 
untereinander aufgeteilt.

Schutzgebietsbe-
treuung im Aufbau 

Um Naturschutzgebiete 
dauerhaft zu erhalten, 
sind Kontrolle und Pflege 
wichtig. Dies gelingt nur 
durch die enge Vernetzung 
und umfassende Informati-
on aller beteiligten Organi-
sationen und Personen. In 
Niederösterreich wird für 
diese Aufgabe ein Schutz-
gebietsnetzwerk durch die 
Energie- und Umweltagen-
tur NÖ aufgebaut.

In jeder niederösterreichi-
schen Hauptregion wird 
in den Regionalbüros der 
Energie- und Umweltagen-
tur NÖ eine Schnittstelle zur 
Koordinierung und Unter-
stützung aller Initiativen 
und Organisationen rund 
um das Thema „Schutz-
gebiete“ etabliert. In jeder 
Region gibt es damit eine 
Ansprechperson, die eine 
koordinierende Rolle ein-
nimmt und zum Erhalt der 
bestehenden Schutzgebiete 
beitragen wird. 
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SALZBURG STEIERMARK
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 www.gemeindeentwicklung.at

In Salzburg gibt es nur vier 
Bürgermeisterinnen. Bei 
einem Treffen war man sich 
einig, dass es mehr Frauen 
in der Politik braucht. 
Landesrätin Martina 
Berthold traf die vier 
Bürgermeisterinnen zum 
gemeinsamen, partei-
übergreifenden Austausch. 
Sonja Ottenbacher ist 
bereits seit mehr als zehn 
Jahren Bürgermeisterin 
von Stuhlfelden. Monika 
Schwaiger steht seit 2008 an 
der Spitze der Stadt Seekir-
chen. Neu hinzugekommen 
sind in den vergangenen 

beiden Jahren die Anifer 
Bürgermeisterin Gabriella 
Gehmacher-Leitner und 
die im Herbst neu gewählte 
Bürgermeisterin aus Lend, 
Michaela Höfelsauer.
Derzeit werden die Salzbur-
ger Gemeinden noch immer 
von 115 Männern und nur 
von vier Frauen geführt. Die 
Bürgermeisterinnen und 
die Landesrätin rufen die 
Salzburgerinnen auf, die 
Zurückhaltung aufzugeben, 
sich verstärkt in die Politik 
einzumischen und damit 
auch stärker ihre eigenen 
Interessen zu vertreten.

Mehr Bürgermeisterinnen 
braucht das Land

Gabriella Gehmacher-Leitner (Anif), Michaela Höfelsauer (Lend), 
Monika Schwaiger (Seekirchen), Sonja Ottenbacher (Stuhlfelden) 
und Landesrätin Martina Berthold.

Neue Chancen für die 
Obersteiermark
Landeshauptmann-Stell-
vertreter Michael Schick-
hofer und die Vorsitzenden 
der Regionalentwicklung 
Obersteiermark West, die 
Landtagsabgeordneten 
Gabriele Kolar und Her-
mann Hartleb, präsentierten 
die Möglichkeiten, die sich 
durch die „Regionalent-
wicklung 2016+“ ergeben.
Vorgestellt wurden die 
neuen Förderprogramme 
und die Neuausrichtung der 
Förderpolitik des Landes. 
Definiert sind vorrangig 
die Themen Raumplanung, 

Standortentwicklung, 
Naherholung, Verkehr und 
Umwelt, Bildung, Sport und 
Soziales. 
Die im Entwicklungsleitbild 
beschriebenen Zielsetzun-
gen und Projektideen für 
die Region können durch 
diese Förderprogramme 
umgesetzt werden. Neben 
den bereits bestehenden 
regionalen Best Practice-
Beispielen wurden auch die 
Ideen aus dem Regionalen 
Entwicklungsleitbild auf 
ihre praktische Umsetzbar-
keit diskutiert.

Landeshauptmann-Stellvertreter Michael Schickhofer und die 
Landtagsabgeordneten Gabriele Kolar und Hermann Hartleb dis-
kutierten mit rund 150 Interessierten zukunftspolitische Themen.

Kapfenberg bekam 
Stadtwappen neu 
verliehen
Im Rahmen eines 
Festaktes im Rathaus 
Kapfenberg wurde 
der obersteirischen 
Stadt das Wappen  
neu verliehen. Durch 
die Fusion von Kap-
fenberg und Parschlug per  

1. Jänner 2015 war dieser 
Akt notwendig geworden. 
Das Kapfenberger Stadt-

wappen ist eines der 
traditionsreichsten 
steirischen Wappen: 
Erstmals wurde es 
dem damaligen Markt 
Kapfenberg von 
Kaiser Ferdinand III. 
mit Diplom vom 15. 

Dezember 1639 verliehen. 

Gemeindeentwick-
lung neu organisiert

Die Gemeindeentwicklung 
Salzburg startete mit einer 
neuen Organisations-
struktur ins Jahr 2016: Sie 
konzentriert sich nunmehr 
auf die Begleitung und 
Unterstützung der Salz-
burger Gemeinden im Be-

reich des Zusammenlebens 
sowie auf die Begleitung 
von sozialen Entwicklungs-
prozessen. Das Salzburger 
Bildungswerk ist allein
für die Abwicklung (Pro-
jektanträge, Beratungen und 
Förderungen) zuständig. 

60  //  KOMMUNAL   03/2016

 LAND & LEUTE BUNDESLÄNDER



TIROL VORARLBERG
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Der Fremdenverkehr muss sich zahlreichen Herausforderungen – 
vom Klimawandel bis zur Betriebsnachfolge – stellen.

Das Tourismusforschungs-
zentrum Tirol nimmt 
konkrete Konturen an. Nun 
wurde der Forschungsbeirat 
eingerichtet.
Aufgabe des Forschungs-
zentrums ist es, die Tiroler 
Tourismuswirtschaft bei 
der Entwicklung zukunfts-
fähiger Marktleistungen zu 
unterstützen. „Damit der 
Tourismus auch in Zukunft 
erfolgreich im globalen 

Wettbewerb bestehen kann, 
wollen wir den Tourismus 
als zentralen Wirtschafts-
faktor weiterentwickeln“, 
sagte Landeshauptmann 
Günther Platter.
Das Land stellt bis 2020 
jährlich 300.000 Euro für 
das Tourismusforschungs-
zentrum zur Verfügung. Die 
Wirtschaftskammer und die 
Tourismusverbände tragen 
je 50.000 Euro bei. 

Tourismus wird  
wissenschaftlich erforscht

Das Jugendprojekt 
MITTUAN

Bei Jugendbezirkstagen 
im Rahmen von MITTUAN  
diskutieren insgesamt 
rund 500 Jugendliche ihre 
Anliegen. Das gleichnamige 
Partizipationsprojekt des 
Landes Tirol startete im 
Frühjahr 2014 und fand nun 
nach knapp zwei Jahren in 
Osttirol seinen Abschluss.
Ziel des Projekts war es, 
der Politikverdrossenheit 
entgegenzuwirken und das 

Interesse junger Menschen 
für politische Teilhabe zu 
wecken. 
Neben Osttirol mach-
te MITTUAN auch in den 
Bezirken Imst, Landeck, 
Schwaz, Kitzbühel, Kufstein 
und Reutte Station. Die 
Themen, die den Jugendli-
chen am meisten unter den 
Nägeln brannten, reichten 
von Ausgeh- und Freizeit-
möglichkeiten über bessere 
Öffi-Verbindungen bis hin 
zu guten Chancen in Ausbil-
dung und Beruf. 

Rund 70 Bildungsexpertinnen und -experten aus sechs Mitglieds-
regionen der Arge Alp nahmen an der Tagung teil.

Regionale Bildungs- 
netzwerke fördern
Erfolgreiche Initiativen im 
Bildungssystem entstehen 
meist dort, wo unterschied-
liche Akteure ihre Kräfte 
bündeln. Eine internationale 
Fachtagung der Arge Alp in 
Dornbirn beschäftigte sich 
mit der Frage, wie Vernet-
zung regionaler Bildungs-
akteure noch besser gelingt 
und wie diese unterstützt 
werden kann. 
„Es braucht ein ganzes Dorf, 
um ein Kind zu erziehen“, 

zitierte Bildungslandesrätin 
Bernadette Mennel in ihrer 
Eröffnungsansprache. Ziel 
ist es, durch die Vernetzung 
möglichst aller schulischen 
und außerschulischen 
Akteure – und der systema-
tischen Kooperation aller 
Bildungsakteure vor Ort – 
die Bildungsbiografien von 
Kindern und Jugendlichen 
bestmöglich zu unterstützen 
und sie in ihren Talenten zu 
fördern. 

Bekenntnis zu  
e5-Programm

Für das e5-Landespro-
gramm, das durch das 
Energieinstitut Vorarlberg 
betreut wird, werden von 
Landesseite 258.000 Euro 
freigegeben.  
Es brauche ein klares 
Bekenntnis aller Partner 
zu einer eigenständigen 
Vorarlberger Energiewirt-
schaft, sagt Landeshaupt-
mann Markus Wallner. 

Nur so sei ein ehrgeiziges 
Vorhaben wie die Ener-
gieautonomie möglich: „Das 
e5-Programm hat sich als 
eine wirksame Methode 
erwiesen, Gemeinden bei 
der energiepolitischen Ent-
wicklung zu unterstützen.“
Derzeit werden 43 Vorarl-
berger Gemeinden durch 
das Energieinstitut Vorarl-
berg betreut. Jüngste Mit-
glieder sind die Gemeinden 
Mittelberg und Vandans. 
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NEUE SPÖ-KOMMUNALSPRECHERIN

Die Bedeutung der Kommunen   
im Parlament stärkten

 
SCHWERTBERG/WIEN // 
Bei der Klubvollversammlung 
der SPÖ im Jänner wurde die 
Schwertberger Bürgermeiste-
rin Marianne Gusenbauer-Jäger 
(Bild) zur neuen Bereichsspre-
cherin für kommunale Ange-
legenheiten ernannt. Ihr Ziel: 
„Die Kommunen sind meine 

Demokratie-Basis. In den Gemeinden, Städten und 
Bezirken werden die Grundlagen für ein funktionieren-
des Gemeinwesen geschaffen. Vielen Kommunen steht 
finanziell das Wasser bis zum Hals, sie müssen wieder 
handlungsfähig werden. Vor allem dafür setze ich mich 
im Parlament ein.“

Viele Aufgaben der Daseinsvorsorge werden, so Gusen-
bauer-Jäger,  per Bundes- oder Landesgesetz erlassen, 
die Ausführung aber den Gemeinden übertragen. Diese 
haben einen entsprechend hohen Finanzbedarf. Finan-
zieller Spielraum bleibt vielfach auf Grund der hohen 
Pflichtausgaben (SHV-Umlage, Krankenanstalten-Fonds 
usw.) nicht mehr. „Hier ist eine Änderung des Finanz-
ausgleichs zwischen Bund, Ländern und Gemeinden ein 
Gebot der Stunde. Gemeinden dürfen nicht zu Bittstel-
lern bei der Landesregierung degradiert werden.“
An aktuellen Herausforderungen mangelt es der neuen 
Kommunalsprecherin nicht. Da wären die Frage der 
Asylwerber und Flüchtlinge, der Breitbandausbau im 
ländlichen Raum, die Umsetzung der Bildungsreform in 
den Gemeinden, um nur einige zu nennen. „Als Kom-
munalsprecherin werde ich versuchen, Sprachrohr und 
Interessenvertreterin insbesondere der Menschen in 
ländlichen Regionen und deren Gemeinden im Parla-
ment zu sein.“
Der Politikstil von Gusenbauer-Jäger ist „bürgernah, 
sachlich und pragmatisch. Ich bin der Überzeugung, 
diese Tugenden können der Bundespolitik nur gut tun.“ 
Und so setzt sie sich seit Oktober 2013 als Nationalrats-
abgeordnete auch auf Bundesebene für die Anliegen der 
Gemeinden und Kommunen ein. Nunmehr also auch in 
„offizieller“ Form als Bereichssprecherin für kommuna-
le Angelegenheiten des SPÖ-Parlamentsklubs.
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Wiesner neuer Vizepräsident 
bei CEI-Bois
WIEN // Der Vorstand des Europäischen Zentralverban-
des der Holzindustrie CEI-Bois wurde vor kurzem neu ge-
wählt. Dr. Erich Wiesner, Obmann des Fachverbandes der 
Holzindustrie und Eigentümer/Geschäftsführer WIEHAG, 
wird ab nun die Funktion des Vizepräsidenten überneh-
men. „Eine Neuordnung von CEI-Bois war das Gebot der 
Stunde. Die Grundausstattung mit finanziellen Mitteln ist 
nun neu geregelt. CEI-Bois kann sich nun wieder seiner 
eigentlichen Aufgabe widmen, wie beispielsweise dem 
proaktiven Vorgehen zu den Themen Kreislaufwirtschaft, 
nachhaltige Wald- und Holzwirtschaft und anderen mehr. 
Die Krise ist überwunden“, freut sich Wiesner.

PERSONALIA  
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Margit Göll wech-
selt in den Landtag 
MOORBAD HARBACH // Margit 
Göll ist in jeder Hinsicht eine 
politische Persönlichkeit: Seit 2010 
ist sie erste Bürgermeisterin der 
Gemeinde Moorbad Harbach und 
nun, seit 28. Jänner 2016, niederös-
terreichische Landtagsabgeordnete.
Die 51-jährige Niederösterreicherin 
folgte als Mandatarin Johann Hof-
bauer (66) in den Landtag, der sich 
nach fast 23 Jahren aus seinem po-

litischen Amt verabschiedet hatte. 
Für ihre neue Aufgabe als „Stimme 
für‘s Waldviertel“ hat sie bereits 
viele Pläne. Insbesondere das 
Thema Bildung ist ihr ein Anliegen, 
für welches sie im Ausschuss auch 
zuständig sein wird. „Ich möchte 
bereits in der ersten Stufe beim 
Kindergarten ansetzen. Durch die 
vielen Flüchtlingskinder, die nun 
zu uns kommen, ist das Erlernen 
von Sprache der erste wichti-
ge Schritt zur Integration. Auch 
Dolmetscher und Psychologen und 
Psychologinnen, die in verschiede-
nen Lebenssituationen helfen, sind 
wichtig. Dafür braucht es Ressour-
cen“, erklärt Göll. Sie selbst war 22 
Jahre als Kinderpädagogin tätig und 
ab 2015 Kindergarteninspektorin 
für die Bezirke Gmünd, Zwettl und 
Waidhofen.
Für sie selbst bedeutet der Einzug 
in den Landtag, dass sie ihren Beruf 
als Kindergarteninspektorin aufge-
ben muss.

Petra Jani neue 
Bürgermeisterin
PUCHENSTUBEN // Petra 
Jani(42) wurde am 12. Jänner 
2016 zur neuen Bürgermeiste-
rin der niederösterreichischen 
Gemeinde 
Puchenstuben 
gewählt.
Ihr Vorgänger 
Christian Kog-
ler war mit dem 
31. Dezember 
des vergan-
genen Jahres 
überraschend 
zurückgetreten. Die 42-jährige 
Jani ist seit 2007 Teil des 13-köp-
figen Gemeinderats von Puchen-
stuben. 2015 wurde sie Vizebür-
germeisterin. Weniger als ein Jahr 
später ist sie nun Bürgermeisterin 
der kleinen Gemeinde an der 
Mariazellerbahn.
Der Grund für den schnellen 
Wechsel war der Rücktritt des 
ehemaligen Bürgermeisters 
Christian Kogler, der vor einem 
halben Jahr verkündete, die 
Politik zu verlassen, um Chef der 
Asylquartiersfirma SLC-Asylcare 
zu werden. „Eigentlich hatte 
ich nicht vor, Bürgermeisterin 
zu werden, vor allem nicht so 
schnell“, meint Jani. Die Verab-
schiedung Koglers, der fast 16 
Jahre das Amt bekleidet hatte, 
kam auch für sie unerwartet.
Die zweifache Mutter ist derzeit 
noch als Büro- und Verwaltungs-
angestellte in einem Pflegeheim 
tätig. Ob Jani diesen Beruf neben 
ihrer Funktion als Bürgermeis-
terin weiterhin ausüben können 
wird, weiß sie noch nicht mit 
Sicherheit. Im ersten Schritt will 
sie sich jetzt mit ihren neuen 
Aufgaben vertraut machen und 
sich einarbeiten. 

Polizist übernimmt 
Bürgermeisterjob
WETTMANNSTÄTTEN // Nach 
29 Jahren verabschiedete sich der 
ehemalige Bürgermeister der steiri-
schen Marktgemeinde Wettmann-
stätten, Helmut Kriegl, aus der 
Politik. Eigentlich war ein rundes 
30er-Jubiläum vorgesehen, doch 
Kriegl legte nun doch schon am 31. 
Dezember 2015 sein Amt nieder, 
um sich voll auf sein Unternehmen 
zu konzentrieren.
Peter Neger, der am 26. Jänner in 
das Amt gewählt wurde, ist aber 
bestens vorbereitet. Seit 2010 war 
er Vizebürgermeister und als Nach-
folger bereits in Diskussion. Der 
48-Jährige ist in St. Martin geboren 
und zog nach der Eheschließung 
1990 nach Wettmannstätten. Dort 
hat er jetzt seinen Lebensmittel-
punkt, auch 
wenn er als 
stellvertreten-
der Polizei-
kommandant 
nach Gleinstät-
ten pendelt. 
Seine Ziele als 
neuer Orts-
chef sind es, 
zu erhalten, 
was in der 
Gemeinde bereits erreicht wurde, 
und es dabei zu schaffen, der Rolle 
als Zuzugsgemeinde gerecht zu 
werden. Eines der größten Projekte 
ist die Sanierung der Volksschule, 
die während der Sommerferien 
umgesetzt werden soll. Mit nur 
20-minütiger Entfernung zu Graz 
ist es ihm auch wichtig, Bauraum 
für neue Familien zu schaffen und 
Betriebe anzusiedeln, um Arbeits-
plätze in der Gemeinde zu schaf-
fen. 
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TERMINE  
MÄRZ BIS MAI

Der Kurs vermittelt den TeilnehmerInnen ein 
rechtliches Basiswissen im Bereich des  
Wasserrechts. Behandelt werden die wesent-
lichsten Genehmigungstatbestände des Was-
serrechtsgesetzes genauso wie die Grundzüge 
der für ein Verfahren vor der Wasserrechts-
behörde relevanten verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen. 

Strategieforum
Das 4. Strategieforum für Stadtwerke und kom-
munale Versorgung findet am 28./29. April 2016 
in Wien statt. Im Fokus stehen die Diskussion 
strategisch aktueller Fragen von Stadtwerken 
und kommunalen Versorgungsunternehmen, 
der internationale Erfahrungsaustausch und der 
Dialog mit den Spitzenvertretern der Politik und 
den relevanten Kooperationspartnern aus der 
Verwaltung und Industrie. 

Das ABC des Wasserrechts

28-29 /April 20 /April, 15 / Juni, 12 / Oktober
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www.oewav.at 
      Orte: 20.4.: Innsbruck, 15.6. Wien, 12.10. Salzburgwww.website.at 

      Ort: Wien.
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Wildbachauf-
seher/in
Ziel des ÖWAV-Kurses 
„Ausbildungskurs zur/zum 
WildbachaufseherIn“ der 
in Kooperation mit der WLV 
(Wildbach- und Lawinen-
verbauung) entwickelt 
wurde ist die Schulung von 
Wildbachaufsichtsorgangen, 
um die Aufgaben im Bereich 
der Wildbachaufsicht und 
laufenden Überwachung von 
Schutzbauwerken gem. § 101 
Forstgesetz zu erfüllen.

Verantwortlicher Um-
gang mit Lebensmittel
„Es gibt viele kreative Projekte und Ideen 
die vorzeigen, wie wir Lebensmittelabfälle 
vermeiden können. Die ,Best of Austria‘ 
Projekte möchten wir mit dem Viktualia 
Award auszeichnen und damit vor den 
Vorhang holen. Dieser Preis ist einzigartig 
in Europa“, erklärte Bundesminister Andrä 
Rupprechter anlässlich des Einreichstarts. 
Die Ausschreibung des Bundesministeriums 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft (BMLFUW) richtet sich an 
Unternehmen aus den Bereichen Land-
wirtschaft, Gastronomie, Abfallwirtschaft, 
Lebensmittelproduktion und -handel, Ge-
meinden, Schulen, soziale Organisationen 
und auch Einzelpersonen.
Der VIKTUALIA Award ist die erste öster-
reichische Auszeichnung für einen verant-
wortungsvollen und bewussten Umgang mit 
Lebensmitteln. Der Preis wird heuer bereits 
zum vierten Mal im Rahmen der Initiative 
„Lebensmittel sind kostbar!“ vom BMLFUW 
vergeben. „Wir müssen sorgsam mit unse-
ren wertvollen Ressourcen umgehen. Viele 
kleine Maßnahmen bewirken Großes. Ge-
meinsam können wir der Verschwendung 
von Lebensmitteln nachhaltig entgegenwir-
ken“, bekräftigt Rupprechter.

Einreichfrist: 21. Jänner bis 6. März 2016

27-29 /
April

06 /März
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www.oewav.at 
     Ort: Admont

www.bmlfuw.gv.at/ 
     lebensmittelsindkostbar 
     Ort: Wien

E-Learning-Plattform 
& Lebenszyklus-Award
Die IG Lebenszyklus Hochbau setzt 2016 
auf innovative Lehrmethoden und die 
Auszeichnung von Leuchtturmprojekten. 

Ziel ist es, die bisher erarbeiteten Modelle 
und Leistungsbilder für lebenszyklusori-
entierte, ganzheitlich optimierte Gebäude 
bei öffentlichen und gewerblichen privaten 
Bauherren als Standard zu etablieren. Das 
Highlight des Jahres ist der Lebenszyklus-
Award, mit dem im Herbst 2016 erstmals 
Leuchtturmprojekte, die den Kriterien des 
Vereins für Prozess- und Organisationsqua-
lität entsprechen, ausgezeichnet werden. 
Im Rahmen des Kommunalwirtschafts- 
forums 2016 wird darüber hinaus ein Son-
derpreis für kommunales Engagement bei 
Lebenszyklus-Projekten verliehen. Die Aus-
zeichnung findet im Rahmen des jährlichen 
Fachkongresses der IG Lebenszyklus Hoch-
bau in der Wirtschaftskammer Österreich 
am 8. November 2016 statt. Im Rahmen des  
6. Kommunalwirtschaftsforums am 20. und 
21. Oktober 2016 in Graz wird zusätzlich der 
„Sonderpreis für kommunales Engagement“ 
für ein lebenszyklusorientiertes Bauprojekt 
einer Gemeinde verliehen.
Einreichfrist für die Teilnahme ist der  
31. Mai 2016. 

31 /Mai

www.ig-lebenszyklus.at/ 
     qualitaetsoffensive2016

Beim Lebenszyklus-Award werden erstmals 
Prozesse, Kultur und Organisation von Bau-
projekten bewertet. Auch ein Sonderpreis für 
kommunale Bauten wird beim Kommunalwirt-
schaftsforum 2016 verliehen.

VIKTUALIA
AWARD 2016
Haben Sie ein gutes Projekt oder eine innovative Idee zur 
Vermeidung von Lebensmittelabfällen? Dann sind Sie 
beim VIKTUALIA Award richtig! Mitmachen können 
Unternehmen, soziale Organisationen, Gastronomie, 
Gemeinden, Schulen, Einzelpersonen und viele mehr. 
Werden auch Sie Best of Austria Partner! 

Informationen unter
bmlfuw.gv.at/lebensmittelsindkostbar

6.3.2016!Einreichen bis
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 STADT & LAND 

„UNNÜTZES“ WISSEN

 
WAS SIE NOCH NIE  
WISSEN WOLLTEN

Das Thema „Versicherungen“
Versicherungen sind vor allem für Gemeinden ein heißes Thema. Welche 
Versicherung brauchen ich für Mandatare, welche für Mitarbeiter, was für 
welche Dienste, die die Gemeinden anbieten? KOMMUNAL widmet sich der 
großen Frage, welche Versicherungen es zu welchem Thema gibt.

KOMMUNAL 4/2016 erscheint am 1. 4. 2016

IM NÄCHSTEN KOMMUNAL *

ZU GUTER LETZT

* Angekündigte Themen können sich aufgrund aktueller Entwicklungen ändern.
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Lesbarkeit die männliche Form verwendet wird.

 www.popsci.com/psychopaths- 
may-prefer-bitter-foods 

 http://emilkirkegaard.dk/en/wp- 
content/uploads/Individual-differences-
in-bitter-taste-preferences-are-associated-
with-antisocial-personality-traits.pdf 
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Wer Bier, Kaffee oder 
Brokkoli mag, ist eher 
psychopathisch
In einer Studie zweier Wissenschaftler 
der Uni Innsbruck wurde der Zusam-
menhang zwischen Geschmacksvorlie-
ben und psychopathischen und antiso-
zialen Tendenzen untersucht.
Das überraschende Ergebnis: Wer gerne 
Bitteres (etwa Kaffee, Bier oder Brokkoli 
[Bild]) mag, weist eher antisoziale Züge 
auf. Für die Studie wurden 500 Teilnehmer/
innen zu ihrer Einstellung bestimmten sü-
ßen, sauren, salzigen und bitteren Lebens-
mitteln gegenüber befragt. Anschließend 
wurden sie einer Reihe von unterschied-
lichen Persönlichkeitstests unterzogen, 
die unter anderem die Persönlichkeits-
merkmale der sogenannten „Dunklen 
Triade“ (Narzissmus, Machiavellismus und 
Psychopathie) sowie weitere Eigenschaf-
ten maßen. Jene Studienteilnehmer, die 
bitter schmeckende Speisen und Geträn-
ke als besonders schmackhaft bewertet 
hatten, hatten auch höhere Werte, was 
Psychopathie, Sadismus und 
Aggression angeht. Durch 
die Vorliebe für Bitteres 
konnten Persönlich-
keitsmerkmale besser 
vorhergesagt werden 
als durch alle anderen 
Vorlieben. Wieso diese 
beiden Werte korrelieren, 
ist noch nicht geklärt. Sowohl Geschmacks-
vorlieben als auch Persönlichkeitsmerkma-
le entstehen nämlich durch eine komplexe 
Mischung aus biologischen und psycholo-
gischen Faktoren.
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Mit den Kunststoff eisbahnen vom Technologieführer GREENICE macht Eislaufen noch mehr Spaß! 

 

KOMMUNAL-Kompetenz heißt:
In Ihrer Gemeinde läuft immer alles glatt.

• Beste Gleitfähigkeit
• 10 Jahre Garantie
• Top Finanzierungsmöglichkeiten
• Exklusiv bei Kommunalbedarf erhältlich
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www.kommunalbedarf.at

Wo KOMMUNAL-Kompetenz zu Hause ist.



Mehr Effizienz im Winterdienst.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit.
Der Unimog ist in jeder dieser Disziplinen der Profi. Dafür sorgen zum Beispiel 
innovative Entwicklungen wie der synergetische Fahrantrieb, der während  
der Fahrt den Wechsel zwischen mechanischem und stufenlosem Antrieb
(0–50 km/h) erlaubt, der moderne Arbeitsplatz oder die BlueEFFICIENCY
Power-Motoren mit bis zu 220 kW (299 PS). Aktuelles unter www.unimog.at

Georg Pappas Automobil GmbH Autorisierter Mercedes-Benz Vertriebs- und Servicepartner 
für Nfz und Unimog, 5301 Eugendorf, Gewerbestraße 34, Hotline: 0800/727 727
Pappas Auto GmbH Autorisierter Mercedes-Benz Vertriebs- und Servicepartner für Nfz und
Unimog, 2355 Wiener Neudorf, Industriezentrum NÖ-Süd, Straße 4, Hotline: 0800/727 727

Pappas
 Pappas Gruppe. Das Beste erfahren.

www.pappas.at
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